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HS und HMS 
- zwei Schwestern, ein Ziel - 


Die Homosxuelle Selbst- 
\ | hilfe & VW. (HS) wurde 1980 
\ | mit dem Zie| gegründet, 
' " das Selbstbewußtsein, die 
Emanzipation und die 
Handlungsspielräüume von 
Schwulen undLesben in der 
Gesellschaft zu türken. 
Im Jahr 1991 wurde mit 
gleichem Ziel von Prof. Dr. 
Andrecs Meyer-Hanno die 
Hannchen-Mehrzweck- 
Stiftung (HMS) cıls zweites, 
gemeinnütziges Standbein 
gegründet. 
Die HS unterstützt Pro- 
jekte, die nicht gemein- 
nützig sein müssen. Über 
MIN die Vergabe von Förde- 
;ı rungen beschließt clie Mit- 
“ gliederversammlung. 
Die Stiftung HMS fördert 
ı ausschließlich gemein- 
nützige Projekte. Über die 
Vergabe entscheidet der 
Vorstcnd. Er ist dem Stiftungsbeirct verantwortlich, dem cauch drei HS- 
Vorstände cıngehören. 
Die HS füllt ihren Fond cus den Mitgliederbeitrügen und cus Spenden 
(steuerlich nicht absetzbaır). 
Dcis Geld der HMS stammt cıus clen Zinsen des Stiftungskapitcals und cıus 
Spenden (steuerlich absetzbaır). 


Nähere Informationen erhalten Sie über: 


Hainnchen-Mehrzweck-Stiftung 


Homosexuelle Selbsthilfe e.V. 
Postfcıch 12 05 22 hs 
10595 Berlin a 
Fceo@ 0700-47863467 _—_—_. 


Email: hs@gciy-web.de 
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Ich abonniere sechs Ausgaben für 


(Normalabo, 


OÖ DM 30,- (EUR 15,35) 
Auslandsabo) 


O DM (Förderabo) 


O DM 20,- (EUR 10,23) (Sozialabo) 


Ich verschenke sechs Ausgaben für 


O DM 30,- (EUR 15,35) 


(mind. DM 40/ 
EUR 20,46) 


O DM 


Unterschrift 


OÖ Der Betrag liegt bar oder als Verrechnungs- 
scheck bei. 


OÖ Ich überweise den Betrag aufs Gigi-Konto. 


OÖ Ich ermächtige Gigi, den Betrag einmal jährlich 
von meinem Konto einzuziehen: 


Kontoinhaber 
Kontonummer 
Geldinstitut/BLZ 


Datum/Unterschrift 


Lieferadresse: 


Name, Vorname 


Straße, Hausnummer oder Postfach 


Aboschnipsel in Umschlag stecken und senden an: 
Redaktion „Gigi” Postfach 08 02 08 D-10002 Berlin 
Hotline (Nachfragen, Bestellungen): 0180 4/ 44 49 45 
Gigi Kto. 5710428010 Berliner Volksbank BLZ 100 900 00 


Das Abo verlängert sich um weitere sechs Ausgaben, wenn es nicht 
spätestens zwei Wochen nach Erhalt des letzten Hefts schriftlich ge- 
kündigt wird. Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch. 


Termine 


Redaktioneller Hinweis 
Termine, die in dieser Rubrik 
erscheinen sollen, insbeson- 
dere zu politischen Veranstal- 
tungen und Aktionen, können 
bis zum Redaoktionsschluß (15. 
Dezember 2000) an die Fax- 
Nummer 030/6515213 ge- 
sandt werden oder besser als 
e-mail on: 


Money 


Aktuell’ hat unsere Redaktion 
Außenstände aus verlänger- 
ten, aber nicht bezahlten Abos 
in Höhe von über 1000 Mark. 
Nun heißt Gigi nicht taz und 
wird nicht dauernd ihren Un- 
tergang androhen. Wir wis- 
sen, daß viele unserer Leser/ 
innen nicht reich sind, aber 
auch wir möchten nicht eines 
Tages Schulden haben. Also 
bitte entweder kündigen oder 
zahlen. Danke! 


Die CD Es ist ja ganz 
gleich, wen wir lieben - 
Lieder vom anderen Ufer, 
die uns das Münchner Lobel 
„Mister Phono“ zur Verlosung 
unter unseren Neuabonnenten 
zur Verfügung gestellt hatte, 


gewann Alex R. aus Cuxhaven. 


Die Redaktion wünscht viel 
Freude beim Mitsingen und 
Tanzen! 


Anne Köpfer und Eike Stedefeldt 


Wie das Leben 


so schielt 


Geschichten 


Wer Gigi zum Förderpreis ab 
40 DM abonniert, bekommt 
als Dank ein Exemplar der bö- 
sen Satiren von Anne Köpfer 
und Eike Stedefeldt, die unter 
dem Titel „Wie das Leben so 
schielt” im Querverlag er- 
schienen sind. 


Seit 14. November 2000, Berlin 


Humboldt-Universität, Unter den Linden 

Kolloquium: Ehe und Familie als 
Auslaufmodelle der Gesellschaft? 

21.11.2000, 18 Uhr, Raum 2103 (UL 6): „Drum prüfe, wer 
sich ewig bindet...“ Streitgespräch zwischen Manfred Bruns, 
Bundesanwalt a.D. (Stuttgart/LSVD), Eike Stedefeldt, Jour- 
nalist (Berlin/whk), N.N., Katholische Akademie (angefragt). 
5.12.2000, 18 Uhr, Raum E 14 (UL 9): „Die Familie steht 
unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung“ ... 
ausgenommen sind nichteheliche Väter? — Väteraufbruch e.V. 
16.1.2001, 18 Uhr, Raum EE 14 (UL 9): Wahlverwandschaften 
statt Zwangsfamilie? Ein Konzept zur rechtlichen Gleich- 
stellung aller Lebensweisen — Christina Schenk, MdB (Berlin) 
30.1.2001, 18 Uhr, Raum E 14 (UL 9): Mein, Dein und un- 
ser. Regelungsmöglichkeiten durch Partnerschaftsverträge 


Alexandra Goy, Rechtsanwältin (Berlin) 


1. Dezember, 20 Uhr, Berlin 

Prinz Eisenherz Buchladen, Bleibtreustraße 52 

Die Zimtgärten 

Shyam Selvadurai aus Sri Lanka liest aus seinem neuen Ro- 
man (siehe Rezension Gig/Nr. 9). Eintritt 8 DM, erm. 5 DM 


4.-8. Dezember 2000, Bochum 
Ruhr-Universität 

Zweite feministische Winteruni 

4.12., 16 Uhr: /hrsinn (radikalfeministische Lesbenzeitung) 
5.12., 10-18 Uhr: Interdisziplinärer Frauenförschungstag des 
Erauenbüros; 18 Uhr: Dorothea Dornhof: Zum Bild der 
„grausamen Frau” 

6.12.. 16 Uhr: Ilse Lenz: Frauenmacht ohne Herrschaft; 18 
Uhr: Regina Becker: Von der Relationalität zwischen den 
Geschlechtern 

7.12., 18 Uhr: Gudrun Hentges: Frauen in rechtsextremen 
Organisationen; 20 Uhr: Helma Lutz: Rassismus, Migration 
und Geschlecht 

8.12., 16 Uhr: Torsten Wöllmann: Zur Kritik der kritischen 
Männerforschung; 19 Uhr: Simon Möller: Sexual Correctness 


(vel. GigiNr. 8); 21 Uhr: Show und Queer-Päarty 


9. Dezember 2000, Köln 

Talking is over: Naziaufmarsch verhindern! 
Für den 9. Dezember planen Neonazis in Köln eine bundes- 
weite Demonstration. Es ist damit zu rechnen, dab die Poli. 
zei mit einem Großaufgebot versucht, den Naziaufmarsch 
durchzusetzen. Das whk ruft dazu auf, den geplanten Auf- 
marsch der Faschisten mit vielfältigen und kreativen Mitte]n 
zu verhindern. Dem Gerede über „Zivilcourage gegen 
Rechts“ müssen jetzt konkrete Taten folgen! Nähere Infos 


antifakoeln. 


unter 0221/9526353 oder www.is-koeln.de 


9. Dezember 2000, 22 Uhr, Freiburg 
KTS, Baslerstraße 103 

Antimilitaristische Nikolaus-Party 

zugunsten dex Prozelikasse für den rosa Farbbeutelwurf von 
Bielefeld mit den DJanes der legendären „Unheil-Bar“ aus 


Heidelberg: Powered by whk südbaden und KTS-Ini 


21. Dezember 2000, 14 Uhr, Bielefeld 
Amtsgericht, Geric 'htsstraDe 6, Ebene 4, Raum 4089 
Fischerfarbbeutelprozeß Nr. 2 

Freunde und Unterstützer/innen des „Bielefelder Beutel- 
luders“ Samira wünschen sich in einem öffentlichkeits- 
wirksamen Prozeß die deutliche Präsenz eines bunten Spek- 
trums gegen den Krieg und die Kriminalisierung radikalen 
Widerstandes. Vor Ort wird es voraussichtlich eine Kundge- 


bung mit Kulturprogramm geben. 


25. Dezember 2000, 22 Uhr, Basel 
Restaurant Hirscheneck, Lindenberg 23, Base] 


Weihnachts-Tuntenball 


m Klarheit darüber zu erlangen, 

wohin dieses Land unter Rot und 

Grün treibt, genügt ein Rückblick 
auf die letzten vier Wochen. 

Nach Dekaden der Kriminalisierung von 
Antifaschisten bei paralleler Verharm- 
losung von rassistisch und antisemitisch 
motivierten Verbrechen ist Antifaschismus 
plötzlich Standortfrage. Der Staatsantifa 
gehören an: Die CSU als deutsche Lobby- 
istin der faschistoiden FPÖ; die FDP die 
bei Streichung des Asylrechts an der Macht 
war; die CDU, deren Spitze mit „Kindern 
statt Indern“ und „deutscher Leitkultur“ 
um sich schlägt; die Koalitionsparteien, 
die das Staatsangehörigkeitsrecht ein biß- 
chen von Blut nach Boden reformierten, 
ansonsten „Ausländer“ gnadenlos abschie- 
ben und die Nachkriegszeit mit Bomben 
auf jugoslawische Städte beendeten. 

Gemeinsam wollen sie die NPD verbie- 
ten, deren Mordbrennerei nur terminato- 
rische Abart eines Konzepts ist, dessen 
„humanitäre“ Variante sie selbst alltäglich 
exekutieren: den Rassismus der Neuen 
Mitte, einen Rassismus der Produktiven. 
Um „Zeichen zu setzen“ geht die Regie- 
rung am 9. November „auf die Straße“ und 
stellt einen Verbotsantrag beim Verfas- 
sungsgericht. Dasselbe beschließt am eben- 
so symbolträchtigen 10. November (1938 
gingen die Pogrome nach Mitternacht erst 
richtig los) der Bundesrat. Am selben Tag 
wird bekannt, daß Bundespräsident Johan- 
nes Rau (SPD) im August Heinz Eckhoff, 
Ex-Mitglied der Waffen-SS, das Bundes- 
verdienstkreuz verliehen hat. Dieser kam 
1968 für die NPD in den Stader Kreistag 
und ging 1970, wie viele Alt- und Neonazis 
vor und nach ihm, zur CDU. Das Bundes- 

räsidialamt bedauert: es gebe keine 
Handhabe, die für den 13. November ge- 
plante Überreichung des Blechdings abzu- 
sagen. 

Unterdessen liegt 55 Jahre nach Ausch- 
witz dem Hohen Hause ein Regierungs- 
entwurf „zur Änderung des Bundesdaten- 
schutzgesetzes und anderer Gesetze“ vor, 
der vom Merkmal der „rassischen Her- 
kunft“ spricht, welches Behörden erfassen 
und weiterleiten dürfen sollen, ebenso wie 
politische und weltanschauliche Überzeu- 
gungen und Angaben zum Sexualleben. 

Das Sexualleben von Lesben und Schwu- 
len erfaßbar macht auch das von Rot-Grün 
in zwei Teilen durchs Parlament gepeitsch- 


O0. November 


te Lebenspartnerschaftsgesetz. Damit gibt 
es sechs Jahre nach Streichung des $175 
wieder ein diskriminierendes Sondergesetz 
für Homosexuelle (minderes Recht signali- 
siert vor allem Minderwertigkeit), dessen 
rot-grüne Begründungen - es war halt der 
10. November und man tagte im Reichs- 
tag — vom Geist der Volksgemeinschaft 
beseelt scheinen: Margot von Renesse 
(SPD) beschwört den „höchsten Wert, den 
wir noch haben, die Verantwortung zwi- 
schen zwei Menschen“. Die bündnisgrüne 
Fraktionschefin Kerstin Müller sekundiert: 
„Wir stärken den Familiengedanken!“, 
während sich die dümmliche Rede ihres 
homophilen Kollegen Volker (Armani) 
Beck — „Rot-Grün sorgt dafür, daß es künf- 
tig noch mehr freudige Ereignisse gibt” — 
jedem Kommentar entzieht; er meint „Pol- 
terabende und Brautenführungen“. Der- 
weil der FDP-Vorsitzende Wolfgang 
Gerhardt links an Rot-Grün vorbeizieht — 
homosexuelle Beziehungen hätten „ihre ei- 
gene Würde und müssen sich nicht an der 
Ehe messen lassen“ —, ist Beck so dreist, 
auf kommende Angehörigenrechte für 
pflegende Partner AIDS-Kranker zu ver- 
weisen. Danach, wovon Positive und Kran- 
ke vorm Tode leben sollen, hat er in zwei- 
jähriger Rentendebatte nicht gefragt. Statt 
dessen hat er dafür gesorgt, daß der Staat 
ihre „eingetragenen Lebenspartner“ ab 
Mitte 2001 zum Unterhalt heranzieht. Ein 
(sozialverträglich kurzes) Leben lang. 

Es ist immer noch der 10. November. 
Der Bundestag ändert gegen die Stimmen 
von CDU/CSU und PDS das Soldaten- 
gesetz für etwas, wofür er am 27. Okto- 
ber Grundgesetzartikel 12A umformuliert 
hat: den gleichberechtigten (!) Einsatz von 
Frauen an allen Waffengattungen. Vierzehn 
Tage vorher wurden Pläne des Kriegsmini- 
steriums ruchbar, verheiratete Männer und 
solche in registrierter Partnerschaft nicht 
mehr zum Wehr- und somit auch nicht zum 
Zivildienst heranzuziehen. So schließt sich 
der Kreis: Die niederen Dienste an Volk 
und Vaterland haben zur Strafe jene zu lei- 
sten, die sich ihrer „natürlichen Bestim- 
mung“ respektive amtlichen Erfassung ver- 
weigern. 

Diese Ausgabe greift all diese Ereignis- 
se auf. Sollte Ihnen angesichts dieser In- 
formationen gelegentlich übel werden, so 
sehen Sie zur Beruhigung doch einfach mal 
nach, ob Ihr Reisepaß noch gültig ıst. 
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Wegen Arbeitsüberlastung und Differenzen hin- 
sichtlich Form und Inhalt hat ein großer Teil 
der. bisher ausschließlich in Berlin ansässigen 
Gigi-Redaktion diese verlassen. Umstritten 
waren insbesondere die zweimonatliche Er- 
scheinungsweise und — mit ihr verbunden — 
die Frage, ob sich Gigi künftig eher als jour- 
nalistisches oder kritisch-theoretisches Medi- 
um verstehen wolle. Da der Konflikt auch auf 
dem whk-Bundestreffen nicht zu schlichten war, 
blieb eine personelle Umbesetzung der Redak- 
tion unausweichlich, um das weitere regel- 
mäßige Erscheinen zu gewährleisten. 

Die neue Redaktion möchte Gigi als Mischung 
aus journalistischen und kritisch-theoretischen 
Artikeln fortführen. Sie hat ihre Arbeit dezen- 
tralisiert und auf freie Kapazitäten im Bundes- 
gebiet verteilt — nicht zuletzt, um dem auf dem 
Bundestreffen geäußerten Wunsch zu entspre- 
chen, Gigi als Projekt des gesamten whk stär- 
ker an die Regionalgruppen zu koppeln. Als 
Redakteure sind Claas Sudbrake (whk Südbo- 
den) und Dirk Ruder (whk Rheinland) neu hin- 


zugekommen. 


Die ehemaligen Redakteure Georg Klauda, 
Stefan Strigler und Oliver Sonntag wollen wei- 
terhin als Gigi-Autoren tätig sein und wün- 
schen der neuen Redaktion viel Glück und 


eine erfolgreiche Bewältigung der schwierigen 
Übergangsphase. Die neue Redaktion dankt 
ihnen herzlich für den gezeigten Einsatz so- 
wie ihr Engagement für diese Zeitschrift und 
wünscht ihnen für zukünftige Projekte und 
Aktivitäten alles Gute. 

Redaktion Gigi 
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Fisi Nr. 1C 


Am 12. Oktober 
2000 präsentierte 
die Regierung 
Bundestagspräsi- 
dent Thierse den 
„Entwurf eines 
Gesetzes zur 
Änderung des 
Bundesdaten- 
schutzgesetzes 
und anderer 
Gesetze”. Amtlich 
erfaßbar soll 
demnach jedes 
„personenbezo- 
gene” Merkmal 
werden: von der 
„rassischen Her- 
kunft” bis zum 
„Ssexualleben”. 
Ein Kommentar 
von EıkE STEDEFELDT 
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Rot-Grün legalisiert mehr als die Gesinnungsschnüffelei 


as umfangreiche, unter Federführung 
DD: Innenministeriums konzipierte 

Änderungspaket soll das Bundes- 
datenschutz- und andere Gesetze „an die Richt- 
linie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und 
des Europäischen Rates vom 24. Oktober 1995 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verar- 
beitung personenbezogener Daten und zum frei- 
en Datenverkehr” anpassen. „Sie stärkt die 
Informationsrechte des Bürgers“, behauptet die 
Bundesregierung auf dem Deckblatt; Alterna- 
tiven gebe es keine. Aufmerken läßt indes die 
bei Gesetzesvorlagen seit einigen Jahren übli- 
che Kostenprognose: „Sonstige Kosten“ seien 
kaum abschätzbar, entstünden aber zum Beispiel 
durch „die Einführung von Informations- 
pflichten im Rahmen der Erhebung personen- 
bezogener Daten beim Betroffenen auch im 
nicht-öffentlichen Bereich”. Welcher Bereich 
aber ist „nicht-öffentlich"? Politik, Wirtschaft, 
Kultur, Bildungs- und Gesundheitswesen sind öf- 
fentlich. Übrig bleibt für die „Informations- 
pflichten” der private Bereich. Und genau hier- 
an erweist sich: Was da als Drucksache 14/4329 
an die Abgeordneten des Deutschen Bundesta- 
ges ging, hat Orwellsches Format. 


Abwehrrechte auf Widerruf 


Um die Privat- und Intimsphäre zu schützen und 


die informationelle Selbstbestimmung zu ge- 
währleisten, hat der Staat den Einzelnen Ab- 
wehrrechte zugestanden — oder richtig: sie sind 
gegen ihn erkämpft worden -, die ausschließ- 
lich beim Vorliegen eines begründeten „öffent- 
lichen Interesses” („Kriminalitätsbekämpfung”, 
Seuchenprävention, Katastrophenschutz etc.) 
verletzt werden dürfen. Fixiert im Bundesdaten- 


schutzgesetz, wachen darüber Bundes- und Lan- 


desbeauftragte. 
Aber das Private unterliegt dem Einfluß des 


Öffentlichen, insbesondere des Politischen. Der 
Begriff des ‚öffentlichen Interesses“ wurde 
durch den Staat oft genug mißbraucht, um im 
Bedarfsfall individuelle Grundrechte auszu- 
hebeln — meist aus Machtkalkül und amtlichem 
Kontrollwahn heraus, aber vor allem, um oppo- 
sitionelle Regungen im Keim zu ersticken. Man 
denke an Notstandsgesetze, Schleier- und 


Rasterfahndung oder das inzwischen von ande- 


ren Bundesländern kopierte Berliner Allgemei- 
ne Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG), 
das den Behörden umfangreiche Möglichkeiten 
bietet, soziale Beziehungen auszuforschen und 
die Ergebnisse untereinander auszutauschen. Erst 
Anfang der 80er Jahre hatte ein historisches 
Urteil des Bundesgerichtshofes der bis dahin un- 
eingeschränkten Sammelwut des Staates hin- 
sichtlich Personendaten Einhalt geboten und ein 
Grundrecht auf informationelle Selbstbestim- 
mung fixiert. Mitte der 90er Jahre wurde es be- 
reits auf allerhöchster Ebene wieder demontiert: 
Die grundgesetzlich garantierte Unverletzlich- 
keit der Wohnung fiel dem Großen Lauschan- 
griff zum Opfer. 


Merkmal: „Rassische Herkunft“ 


Unter Rot-Grün geht es nun munter weiter mit 
der Aushöhlung des Datenschutzes. Das Ände. 
rungsgesetz betrifft außer dem Bundesaten- 
schutzgesetz die hier weniger interessierenden 
Rechtsgrundlagen der offiziellen deutschen Ge. 
heimdienste (VS, MAD, BND) sowie des Bun- 
desgrenzschutzes. Im weitaus umfangreichsten 
Teil bezieht es sich jedoch auf das Sozialgeserz_ 
buch, und genau im das SGB betreffenden Arti 
kel 8, $ 2 lauert der gefährliche Hinterhalt, den \ 
es formuliert über $ 67 des Zehnten Buches En 
(Verwaltungsverfahren): „Nach Absatz 11 wird 
folgender Absatz 12 angefügt: ‘(12) Besondere 
Arten personenbezogener Daten sind Angaben 
über die rassische und ethnische Herkunft, poli- 
tische Meinungen, religiöse oder philosophische 
Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkejr 
Gesundheit oder Sexualleben. 
Daß die rot-grüne Regierung von „rassische; 
Herkunft“ spricht, schlimmer noch, dies nicht 
einmal in Anführungen setzt, läßt nur einen 
Schluß zu: daß sie von der Existenz verschiede. 
ner menschlicher „Rassen“ ausgeht. Das ist kein 
Fauxpas, denn weiter unten wird präzisiert: „An- 
gaben über die rassische Herkunft dürfen ohne 
nicht erhoben 
werden.“ Das Auftauchen des Begriffs „Rasse“ 


Einwilligung des Betroffenen ... 


in einem deutschen Gesetzestext ist 55 Jahre 
nach der Befreiung von Auschwitz ein Skandal 
sondergleichen. Dal) er an eine Zeit gemahnt. 
wo er als Erfassungsmerkmal einem letztlich 


massenmörderischen System zugrunde lag, sen- 


Foto entnommen aus Siegessäule 8/88 


sibilisiert allerdings für andere Passagen 
des hier verhandelten Gesetzentwurfs. 


Ökonomische Hebel 


Unkundige könnten vermuten, jene „be- 
sonderen Arten personenbezogener Da- 
ten“ dienten, anonymisiert, der Demosko- 
pie. — Irrtum, das SGB X ist auf den kon- 
kreten Fall zugeschnitten. Dementspre- 
chend begründet die Bundesregierung: 
„Die Erhebung und Verarbeitung von Da- 
ten ethnischer Herkunft und religiöser oder 
philosophischer Überzeugungen ist bei- 
spielsweise wegen der Regelungen über die 
Anerkennung von Ersatzzeiten in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung (...) und der 
Voraussetzungen des Gesetzes zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalso- 
zialistischen Unrechts in der Sozialversi- 
cherung erforderlich, da die Leistungsvor- 
aussetzungen an den Verfolgtenbegriff des 
Bundesentschädigungsgesetzes anknüpfen. 
Auch das Fremdrentengesetz setzt Erhe- 
bungen dieser Art von Daten voraus. An- 
gaben über politische Meinungen sind z.B. 
notwendig bei der Bearbeitung von An- 
sprüchen nach dem beruflichen Rehabili- 
tierungsgesetz.“ Das kann man kurz und 
knapp fassen: Es geht um die Sortierung 
und Hierarchisierung der NS-Opfer-Grup- 
pen. 

Weiter heißt es in der Begründung der 
Bundesregierung: „Insgesamt sind die in 
8 67 Abs. 12 SGB X aufgezählten Anga- 
ben notwendig bei der Aufgabenerfüllung 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch, 
z.B. bei der Arbeitsvermittlung in Ten- 
denzbetriebe.“ Denkbare konkrete Situati- 
on: Bei Zuweisung einer Stelle bei einem 


Vertriebenenverband — man erinnere sich: 
auf dem Kongreß des „Bundes der Vertrie- 
benen“ sprach im September erstmals ein 
Bundeskanzler, und zwar ein sozialdemo- 
kratischer! — genügt also nicht mehr das 
energische Kopfschütteln oder das klare 
„Nein“ des langzeitarbeitslosen Antifa- 
schisten zur Ablehnung. Um seine Sozial- 
leistungen nicht zu gefährden, muß er sei- 
ne politische Meinung schon etwas deutli- 
cher eröffnen. Die Marxistin hat ihre klas- 
sische Antwort auf die Grundfrage der Phi- 
losophie zu Protokoll zu geben, um nicht 
in der Diakonie arbeiten zu müssen, und 
der Gewerkschafter seinen Mitgliedsaus- 
weis vorzuzeigen, um der Pförtnerstelle 
beim Bundesverband der Deutschen Indu- 
strie zu entgehen. Antragstellernde wer- 
den faktisch in ein System von Überwa- 
chung, Kontrolle, Erpressung und Zwang 
verstrickt — der Staat setzt unverhohlen 
den ökonomischen Hebel an. 


„Natürliche Ordnung“ 


. Doch politische und ethnische Komponen- 


ten genügen noch nicht. Der an $ 67 SGB 
X anzufügende Absatz 12 erhebt — siehe 
oben — auch „Gesundheit oder Sexualleben“ 
zu „besonderen Arten personenbezogener 
Daten“, die grundsätzlich amtlich interes- 
sieren dürfen. Bezüglich der Gesundheit 
fehlt im Anhang zum Gesetzentwurf der 
Bundesregierung eine explizite Begrün- 
dung. Aber worum es geht, wird dennoch 
deutlich: „Ohne die Kenntnis von Anga- 
ben über das Sexualleben könnten künftig 
ım Einzelfall medizinische Leistungen nicht 
im notwendigen Umfang bewilligt werden, 
z.B. bei Rehabilitationsmaßnahmen.“ 


Frankfurt a.M., Juli 1988: Demonstration zum Bundesweiten Aktionstag gegen 
die Diskriminierung und Kriminalisierung von HIV-Positiven und AIDS-Kranken. 
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Offenkundig geht es um Fragen, die — 
„im Einzelfall“ — mit Sexualität und, im 
weitesten Sinne, Gesundheit zu tun haben. 
Zum Beispiel Schwangerschaft, Abtrei- 
bung, Verhütung. Erinnert sei an die am 4. 
Dezember 1998 im Deutschen Ärzteblatt ver- 
öffentlichten „Richtlinien zur Durchfüh- 
rung der assistierten Reproduktion“ der 
Bundesärztekammer (BÄK), die in diesem 
Metier faktisch gesetzgeberische Gewalt 
hat. In Gig/Nr. 5 (Dezember 1999/Januar 
2000) wurde detailliert aufgezeigt, daß 
damit künstliche Befruchtung oder medi- 
zinische Hilfe zur Wiederherstellung der 
Zeugungsfähigkeit explizit an Heterosexu- 
alität sowie Ehen und heterosexuelle „auf 
Dauer angelegte Partnerschaften“ gebun- 
den und in bester Tradition der Reichsärz- 
tekammer „Hygiene am gesunden Volks- 
körper“ betrieben wird — inklusive Euge- 
nik und Euthanasie sowie der Option, ras- 
sistische Vorurteile zu exekutieren. „Die 
Anwendung der Methoden bei alleinste- 
henden Frauen und in gleichgeschlechtli- 
chen Beziehungen ist nicht zulässig“, heißt 
es da beispielsweise im Wortlaut. Der jetzt 
vorliegende Gesetzentwurf zum Daten- 
schutz legitimiert die zuständigen Ärzte- 
kommissionen, die entsprechenden Daten 
über das Sexualleben jener Frauen zu er- 
fassen. 

Ein zweiter großer Bereich von „Ge- 
sundheit und Sexualität“ sind sexuell über- 
tragbare Krankheiten. Maßgebliche Ver- 
treterinnen der Bundesregierung — die 
Ministerinnen Bergmann und Däubler- 
Gmelin — haben sich in der Vergangenheit 
dazu bekannt, Prostitution analog zum 
schwedischen Modell illegalisieren zu wol- 
len, nach welchem nicht die sich Prostitu- 
ierenden kriminell sind, sondern der Kauf 
sexueller Dienstleistungen strafbar ist. 

Was in dem Passus „Ohne die Kenntnis 
von Angaben über das Sexualleben könn- 
ten künftig im Einzelfall medizinische Lei- 
stungen nicht im notwendigen Umfang be- 
willigt werden, z.B. bei Rehabilitations- 
maßnahmen” so edel-karitativ klingt, kann 
in diesem Zusammenhang auch erpresse- 
risch bis drohend verstanden werden: Be- 
vor du — Freier, Hure oder Stricher — uns 
nicht sagst, mit wern, wo, wann, WIe oft 
und welche Art von Sex du hattest oder 
hast, werden wir dir auch keine .. 
gen bewilligen. Oder: Was, du hast HIN 
AIDS? Wo hast du dir das geholt? 
gen werden ım übrigen bereits 
en Antragsformularen für Be- 


oder 
Diese Fra 
indirekt in d 
rufs- und Er 
in ihnen schwingt das schuldhafte 


werbsunfähigkeitsrenten ge- 
stellt; 
Verhalten - und letztlich die Abstrafung 


übers Sozialrecht — mit. 
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Gefahr erkannt: Titel der alten Berliner 
„Siegessäule” vom April 1987 


Die gesamte Tragweite der Drucksache 
14/4329 eröffnet sich aber hinsichtlich ab- 
weichender Sexualitäten erst im Zusam- 
menspiel mit dem am 10. November 2000 
verabschiedeten „Gesetz über die Einge- 
tragene Lebenspartnerschaft“. Bekannt- 
lich ist diese aparte „Lebenspartnerschaft“ 
Heterosexuellen versperrt. Die paarweise 
Erfassung der Homosexuellen erfolgt laut 
Gesetz in einem separat geführten Partner- 
schaftsbuch, das somit ohne jede Übertrei- 
bung eine amtliche Rosa Liste darstellt: 
Das private Umfeld läßt sich ausleuchten 
(Trauzeugen), bei Prüfungen und Appro- 
bationen von Psychotherapeuten, Ärzten, 
Apothekern ist es vorzulegen, was die Be- 
rufschancen ungemein erhöhen dürfte. Vor 
allem aber zwingt diese Eintragung zum 
Coming out bei Sozialämtern und Kran- 
kenkassen; diese fragen nämlich nach 
Verwandtschaftsbeziehungen respektive 
„Familienstand“. Womit sich der Kreis 
schließt zum Bereich „Gesundheit und Se- 
xualität“ — bei der Datenschutzreform der 
Koalition geht es schließlich um das S5o- 
zialgesetzbuch, die Geschäftsgrundlage der 
Arbeits- und Sozialämter, sowie Rehabili- 
tationsmaßnahmen, die von den Kranken- 
kassen zu finanzieren sind. Und es geht um 
Renten und Rentenversicherungsträger. 

Schwule beispielsweise sind nachweis- 
lich noch immer die Hauptbetroffenen- 
gruppe bei HIV und AIDS. Wer als Mann 
in einer aktenkundigen „Lebenspartner- 
schaft“ lebt, wird automatisch als poten- 
tieller AIDS-Fall wahrgenommen. Die 
HIV- respektive AIDS-Therapie ist auber- 
ordentlich kostenintensiv, und Kranken- 
kassen arbeiten nach streng betriebswirt- 


schaftlichen Prinzipien. Somit kann die | 


freie Wahl der Krankenversicherung sich 
sehr schnell als Illusion erweisen: Es ge- 


nügt, beim Antrag den falschen „Famili- . 
‚wollen ötv-Frauen Internet- 


enstand“ anzukreuzen. 


Letzte Warnung 


Vor diesem Hintergrund kann nur einmal 
mehr vor dem standesamtlichen Eingehen 
einer „Lebenspartnerschaft“ gewarnt wer- 
den. Flankiert von Reformen in anderen 
Rechtsbereichen und unter der Ägide der 
rasanten Erosion aller in den letzten hun- 
dert Jahren von Gewerkschaften und lin- 
ken Parteien erkämpften Sozialsysteme, 
verschafft sie den Behörden die Möglich- 
keit der weitgehenden Ausleuchtung pri- 
vater Verhältnisse bis hin zur Erfassung der 
Sexualität. Die wenigen Rechte, erst recht 
jedoch die vielen Pflichten und sonstigen 
Nachteile, die dieses gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung gerichtete Sonder- 
gesetz jenen verschafft, die es nutzen, wie- 
gen nicht annähernd den dauerhaften und 
uneingeschränkten Kontrollverlust der 
oder des Einzelnen über „ethnische Her- 
kunft, politische Meinung, religiöse oder 
philosophische Überzeugungen, Gewerk- 
schaftszugehörigkeit, Gesundheit oder 
Sexualleben“ auf. Oder mit den Worten 
der Bundesregierung: „Eine Weiter- 
übermittlung der Daten an einen anderen 
Leistungsträger ist im Rahmen des $ 67 b 
zulässig“, und dieser wiederum besagt nach 
seiner geplanten Ergänzung im Absatz 1, 
„daß die Übermittlung ohne Einwilligung 
des Betroffenen nur insoweit zulässig ist, 
als es sich um Daten über die Gesundheit 
oder das Sexualleben handelt oder die Über- 
mittlung zwischen Trägern der gesetzli- 
chen Rentenversicherung“. 

Was Anfang der 80er Jahre die Gauwei- 
lers und Lummers angesichts der AIDS- 
Krise mit ihrem Zwangsmaßnahmenkata- 
log nicht schafften, was die bundesweite 
Kampagne gegen die Volkszählung 1987 
verhinderte, an der sich wohlweislich zahl- 
reiche Schwulen- und Lesbengruppen be- 
teiligten, beschert uns anno 2000 eine so- 
zialdemokratisch geführte Regierung, die 
keine adäquate linke Opposition mehr vor- 
findet. Die für das Sondergesetz „LPartG“ 
mitverantwortlichen Homovereine wer- 


den einmal mehr zu dem schweigen, was | 


sie mit ihrem „Projekt der Moderne“ in 
Gang gesetzt haben, zumal ihr ranghöch- 
ster Vertreter als rechtspolitischer Spre- 
cher einer Regierungsfraktion fungiert. Es 


wird höchste Zeit, Widerstand zu organi- 


sieren. Auch gegen sie. 


Kurz vor der Fünferfusion 
zur Vereinigten Dienstlei- 
stungsgewerkschaft ver.di 


Pornographie aus dem Büro 
verbannen. Eine kritische 
Betrachtung von 

Upo Bapeır 


n jedem 1. Mai zeigt es sich aufs 
A“ Von den Gewerkschaften als 
Trägern revolutionären Potentials 
ist nicht mehr viel übrig. Sie, die sich be- 
reits im bundesrepublikanischen Konsens- 
modell der Nachkriegszeit zu „Sozialpart- 
nern“ degradieren ließen, spielen nunmehr 
in der schönen neuen globalisierten Welt 
vollends die ihnen zugedachte Rolle — als 
Rad im Getriebe, als willige Diener des 
Kapitals, von denen kaum noch größere 
Störungen des Systems zu erwarten sind. 
Niemand zeigt das so schön wie die ötv, 
deren letzte große Heldentat, der Streik 
von 1992, bald zehn Jahren zurückliegt. 
Was tut eine Gewerkschaft, außer Ta- 
rifverträge auszuhandeln, ihre Einhaltung 
zu kontrollieren und ihre Mitglieder 
arbeits- und sozialrechtlich zu vertreten? 
Sie hält Gewerkschaftstage ab, auf denen 
sie Resolutionen beschließt, die von Fort- 
schritt und Weitblick nur so strotzen. Die 
Mitglieder der ötv kamen zu ihrem 14. 
Treffen zwischen dem 4. und 10. Novem- 
ber in Leipzig zusammen, vor allem, um 
über den Beitritt zur heftig umstrittenen 
Vereinigten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) zu beschließen — was mißlang. 
Ein Blick in die Liste der Anträge of- 
fenbart aber auch so Überraschendes wie 
den (etwas umständlich formulierten) An- 
trag C 37 der Bundesfrauenkonferenz: 
„Der Gewerkschaftstag möge beschließen: 
Die Gewerkschaft ötv setzt sich dafür ein 
daß in das Beschäftigtenschutzgeserz nt 
genommen wird, daß der Konsum von Bar: 
nographie auch im Internet am Arbeits. 


‚ platz verboten ist.“ Begründet wird die 


Forderung folgendermaßen: „Viele Arbeit- 
nehmer/innen haben bislang nur am Ar. 
beitsplatz einen Internetanschluß, den sie 
dann aber auch für den Konsum von Inter- 
netpornographie nutzen können. Bei den 
betrieblich zur Verfügung gestellten Inter- 
netanschlüssen erfolgt kaum eine Kon- 
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Gewerkschafterinnen im Kampf gegen Pornographie am Arbeitsplatz 


trolle; Filter sind in den Netzen vielfach 
nicht installiert. Der Konsum von Porno- 
graphie wird oft als Kavaliersdelikt be- 
zeichnet und Beschwerden von belästigten 
Kollegen werden nicht ernst genommen.“ 
Nun ist Pornographie gewiß kein Phä- 
nomen, das der Verteidigung bedarf. Wie 
bei fast allem heutzutage handelt es sich 
um eine Ware, die eine Nachfrage befrie- 
digt. Weder ist sie ein besonders schmut- 
ziger Ausdruck unserer verkommenen Zi- 
vilisation, noch ein schützenswertes Fanal 
der Meinungsfreiheit. Sie ist zur Ware ge- 
machte Sexualität. Daher läßt sie sich nicht 
isoliert, sondern nur im Kontext der Kon- 
sumgesellschaft generell kritisieren. Wer 
Pornographie herstellt und verkauft, ist 
moralisch nicht besser und nicht schlech- 
ter als jeder Kioskbesitzer oder Multime- 
dia-Tycoon: Er bedient sich der Marktge- 
setze, um seinen Profit zu vermehren. 
Der Antrag C 37 ist aber nicht einfach 
ein Vorstoß zum Schutz vor sexueller Be- 
lästigung am Arbeitsplatz — ob angenom- 
men oder nicht. Was sich hier offenbart, 
ist eine neue Stufe gewerkschaftlicher An- 
passung. Das Problem der sexuellen Belä- 
stigung ist ohne Zweifel ernstzunehmen., 
Aber: Ist es Aufgabe ausgerechnet einer 
Gewerkschaft, dagegen etwas zu unterneh- 
men, zumal bisher noch niemand eine 
brauchbare Definition von Pornographie 
gefunden, das heißt jede/r eine andere hat? 
Waren Gewerkschaften nicht einmal ent- 
standen, um die Interessen der Arbeiter- 
schaft gegen das Kapital zu verteidigen? 
Aus berechtigter Sorge um belästigte Kol- 
leginnen (und Kollegen) wird anscheinend 
vollkommen vergessen, wie sehr so ein An- 


trag der Entsolidarisierung unter der Be- 
legschaft Vorschub leistet und damit der 
Gegenseite — also dem sogenannten Ar- 
beitgeber — zuarbeitet. Der hat natürlich 
großes Interesse daran, daß die Mitarbei- 
ter/innen möglichst effizient und reibungs- 
frei arbeiten und ihre Zeit nicht privat im 
Internet „vergeuden“ — womit auch im- 
mer. Ihre Arbeitskraft sollen 
sie nicht im Betrieb reprodu- 
zieren, sondern doch bitte 
schön zu Hause. 

„Das kapitalistische Unter- 
nehmen war und ist nach wie 
vor der wichtigste Ort nicht 
nur der Überwachung, sondern 
hier entwickeln sich auch alle 
technologischen und organisa- 
torischen Neuerungen der Überwachungs- 
methoden“, schreibt der kanadische Polito- 
loge Reg Whitaker in seinem 1999 er- 
schienenen Buch Das Ende der Privarheiıt. 
Genau an diesem Punkt muß sich die 
Bundesfrauenkonferenz der ötv fragen las- 
sen, ob sie mit einem solchen Ansinnen 
diesem Ende der Privatheit nicht massiv 
Vorschub leistet. Schon jetzt können Un- 
ternehmen den Tagesablauf ihres compu- 
tervernetzten Personals detailgetreu nach- 
vollziehen, inklusive Netzausflügen. Die 
angeklickten Seiten werden in Menüs wie 
„Verlauf“ oder „History“ oft tagelang ge- 
speichert. In der Konkurrenz um knapper 
werdende Arbeitsplätze würden damit 
letztlich auch das ohnehin latente Klima 
von Überwachung verschärft und der De- 
nunziation Tür und Tor geöffnet: Ob die 
eine über Belästigung klagende Sekretärin 
überhaupt im Zimmer war, als die „beklag- 

te“ Sachbearbeiterin die Playgirt- 


Homepage ansteuerte — WEr will 


‘ 


das beweisen? 

Die Entsolidarisierung geht 
aber noch einen Schritt weiter: 
„Daher muß mit allen rechtlichen 
Mitteln deutlich gemacht wer- 
den, daß wir als Gewerkschaft 
Pornographie im Internet nicht 
tolerieren und uns dafür einset- 
zen, daß sie in Betrieben und Ver- 
waltungen verboten wird.“ Das 


zeugt einerseits von einem völlig verkork- 
sten Verhältnis zur Sexualität allgemein 
und ihrer Darstellung im Besonderen, und 
hat andererseits absolut nichts mehr mit 
Gewerkschaftsarbeit zu tun, obgleich es 
eine Analogie zu dem von einem breiten 
Bündnis — von der rechten Lebensschütze- 
rin über konservative Feministinnen bis zu 


SPD-Ministerinnen — propagierten allge- 
meinen Konsumverbot von Pornographie 
gibt (vgl. Gig/Nr. 1/99), dessen Verletzung 
strafrechtliche Konsequenzen nach sich 


ziehen soll. 

Vielmehr erweist sich hier abermals, daß 
Gewerkschaften in der neoliberalen Wirt- 
schaftswelt dressiert sind. Während ihre 
Spitzenkräfte unter dem „Kanzler der Bos- 
se“ zu Arbeits- und Sozialordnungsmini- 
stern aufsteigen, kuriert der Mittelbau an 
den Erscheinungen des Systems, nicht an 
deren Ursachen. Den Widerspruch zwi- 
schen Lohnarbeit und Kapital aufzuheben 
ist längst nicht mehr ihre Sache; sie ma- 
chen seine Folgen allenfalls erträglicher. Im 
Absterben - alle Gewerkschaften verlie- 
ren seit Jahren drastisch Mitglieder, dar- 
um auch die Vereinigung zu ver.di— kippt 
ihre Politik zuweilen ins Reaktionäre um 
und zeigen sie ein Verhalten, das gemein- 
hin zitiert wird, um das Funktionieren au- 
toritärer Systeme zu erklären. Es heißt: 
vorauseilender Gehorsam. 

Die Antragskommission empfahl dem 


Gewerkschaftstag im übrigen die Annah- 


me von C 37. 
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Die deutsche hete- 
rosexuelle Offent- 
lichkeit kennt im 
wesentlichen nur 
einen einzigen 
Schwulenpolitiker 
mit Namen. Doch 
der Mann ist weit 
mehr als der allge- 
mein akzeptierte 
„Vertreter homose- 
xueller Interessen”. 
Er repräsentiert ein 
politisches System, 
dessen Wesens- 
merkmale Opportu- 
nismus und Mittel- 
mäßigkeit sind. 

Ein Rückblick auf 
Stationen seiner 
Karriere von 

EıKE STEDEFELDT 


„Volker Beck, Abgeordneter 
‘Die Grünen’, nebst Gatte 

Jacques Teyssier 
Z betitelte Män- 


P /G 


ner aktuell 
im Mai ’96 
dieses 
Familien- 
foto. 


Ki 


40 Jahre Volker Beck 


r ist eigentlich dieser Mann? 
\ \ / Woher kommt er? Kürschners 
Bundestagshandbuch der 14. 


Wahlperiode gibt per 15. Januar 1999 an: 
„Volker Beck; Referent; 50474 Köln - 
*12.12.1960 Stuttgart-Bad Cannstadt, 
schwule Lebensgemeinschaft — Referent, 
wissenschaftlicher Mitarbeiter. Sprecher 
des Schwulenverbandes in Deutschland 
(SVD) e.V. und des Beirates zum Hessi- 
schen Härtefonds für Opfer von national- 
sozialistischen Unrechtsmaßnahmen. — 
MdB seit 1994; rechtspolitischer Sprecher 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen seit 
1994, Mitgl. Fraktionsvorst. Seit 1998, 
Politischer Koordinator des Arbeitskreises 
Innen, Recht, Frauen, Familie, Petitionen 
und Geschäftsordnung. Landesliste Nord- 
rhein-Westfalen.“ 

Magere Auskünfte. Nichts Genaues zur 
beruflichen Biographie, und seine politische 
beginnt demnach frühestens im Alter von 
30 Jahren, 1990 mit Gründung des SVD. 
Interessant ist indes, welche Informatio- 
nen gegenüber dem Handbuch der 13. Pe- 
riode (Stand: 1. März 1995) gelöscht wur- 
den: „Abitur 1980. Studium der Kunstge- 
schichte, Geschichte und Germanistik 
Univ. Stuttgart ... Mitglied im Bundesver- 
band Information und Beratung für NS- 
Verfolgte e.V., in der Humanistischen Uni- 
on e.V, im Forum Buntes Deutschland — 
SOS Rassismus e.V., in der Deutschen 
Friedensgesellschaft — Vereinigte Kriegs- 
dienstgegner e.V., in der AIDS-Hilfe e.V. 
und in La Societe des amis du Louvre. 
1975/80 in der unabhängigen Friedensbe- 
wegung; 1985 Mitgl. der Grünen Stutt- 
gart, Kreisvorst., Landeswahlkommission. 
1987/90 Schwulenreferent bei den Grünen 
im BT, 1991 Sprecher der Bundesarbeits- 
gem. Schwulenpolitik der Grünen; 1993/ 
94 Mitgl. Bundes-Programm-Kommis- 
sıon.” 

Die Bereinigung mag Gründe haben. Sei 
es, dal) angesichts des frühzeitig abgebro- 
chenen Studiums die Erwähnung der Lou- 
vre-Gesellschaft den unschönen Verdacht 
der Hochstapelei erregte, sei es politische 
Konsequenz: Die Humanistische Union 
vertritt ein anderes Lebensformenkonzept 


als Beck, die Deutsche Friedensgesellschaft 
(vgl. Gigi4 und 5) sieht in seiner positiven 
Haltung zur NATO-Intervention in Jugo- 
slawien ihre Prinzipien verletzt, die von 
ihm mitgetragene Abschiebe- und Zu- 
wanderungspolitik von Rot/Grün kolli- 
diert mit den Zielen von SOS-Rassismus, 
und seine Äußerungen als führender Ent- 
schädigungspolitiker der Grünen machten 
ihn bei NS-Opferverbänden zur heftig 
umstrittenen Figur. Welchen Rang er der 
AIDS-Politik beimißt, hat er in der De- 
batte um die Rentenreform bewiesen; die 
Belange von HIV-Positiven und AIDS- 
Kranken haben ihn offenbar kaum tan- 
giert. Nicht zuletzt: Die Mitgliedschaft in 
all den genannten Organisationen trägt bei 
den Eliten dieses Landes nicht eben zur Re- 
spektabilität bei. Respektabilität aber ist 
ein wesentlicher Schlüssel zum Verständ- 
nis des Phänomens Volker Beck. 


Die Anfänge 


„Seine ersten politischen Erfahrungen 
machte der heute 37jährige Schwabe An- 
fang der achtziger Jahre in der Friedens- 
bewegung“, schrieb Jan Feddersen 1998 im 
taz-Journal Die grüne Gefahr zur Bundes- 
tagswahl. Beck verdankt seinen rasanten 
Aufstieg aber nicht diesem Aktionsfeld, 
sondern maßgeblich seinem homopoliti- 
schen Engagement — und zwar nicht jr. 
gendwo, sondern bei den Grünen. Die Par. 
tei war 1983 dank überraschender 5,6 Pro- 
zent in Fraktionsstärke in den Bundestag 
einzogen und hatte sich damit bundesweit 
fest etabliert. 

Zwei Jahre darauf tritt Beck dem Stutr.- 
garter Kreisverband bei. Es ist dasselbe 
Jahr, in dem zur Mitte der Legislaturperi- 
ode mit Herbert Rusche der erste offene 
Schwule ein Mandat annimmt. Beck wird 
Mitglied der „Arbeitsgruppe Schwule, Päd- 
erasten und Transsexuelle bei den Grünen“ 
(SchwuP) und repräsentiert diese gemein- 
sam mit seinem politischen Weggefährten 
Günter Dworek aus Tübingen maßgeblich 
im 1986 gegründeten Bundesverband Ho- 
mosexualität (BVH). Während Beck bei 
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den Grünen zum linken Flügel gerechnet 
wird, gilt sein „Spätzletrio“ — die auch 
„Spätzlemafia“ genannte Gruppe komplet- 
tiert der Karlsruher Bundesanwalt Man- 
fred Bruns — in dem von emanzipatori- 
schen Schwulengruppen geprägten Dach- 
verband als stramm bürgerlich. Beck, hieß 
es in der bereits zitierten 1998er Eloge Jan 
Feddersens, „wirkte smart — was ihm als 
Angepaßtheit angekreidet wurde — und er- 
klärte, mit den Theoriekämpfen der sieb- 
ziger Jahre nichts zu schaffen haben zu 
wollen. Fummel, erklärte er, Kleider trage 
er nicht, weil sie ihm nicht stünden. Wie 
konnte einer, der sich diesem Initiations- 
ritus der Schwulenbewegung verweigerte, 
schwul sein?“ 

Da unterlag Feddersen, der selbst BVH- 
Mitglied war und später bei der raz zu 
Becks fleißigstem Propagandisten avan- 
cierte, einem schweren Wahrnehmungs- 
fehler: Beck war nicht schwul, wollte es 
nie sein und ist es bis heute nicht. „Schwul“ 
bedeutet im politischen Sinne, selbstver- 
ständlich unangepaßt zu sein. Beck aber ist 
ein Heterosexueller mit homosexueller 
Triebrichtung. Seine Politik war von Be- 
ginn an heterosexuell; sie brach konse- 
quent mit Ansätzen, mit denen Aktivisten 
wie Corny Littmann, Stefan Reiß oder Her- 
bert Rusche die schwulen Programmteile 
bei den Grünen geprägt hatten. 

Die konservative Wende in der Schwu- 
lenpolitik folgte der Logik der Etablierung 
_ und Korrumpierung — der Grünen im 
Parteiensystem. SO berichtete die rageszer- 
rung am 14. April 1987 über den „Schwulen- 
kongreß ‘Sumpfblüten im Sonnenblumen- 
feld’“ nahe Bonn, dort hätten ca. 60 Teil- 
nehmer einstimmig „die Neuformierung 
der Schwulen in der Partei in einer ‘Bun- 
desarbeitsgruppe Schwulenpolitik’” be- 
schlossen. „Sie soll die bisherige ‚Arbeits- 
gruppe Schwule, Päderasten und Trans- 
sexuelle bei den Grünen’ ersetzen“. Schwu- 
Je waren immerhin Männer, hingegen paß- 
ten Transsexuelle nicht ins bipolare Sche- 
ma. Vor allem aber die Vertretung Pädo- 
philer versaute jede Respektabilität nach 
innen wie außen. „Die ‘Notwendigkeit ei- 
nes Neuanfangs’ begründete Volker Beck, 
Mitinitiator des Kongresses, mit der Un- 
fähigkeit der bisherigen AG, eine aktive 
Schwulenpolitik innerhalb der Grünen zu 
betreiben. (...) So dürfte sich mit der Neu- 
gründung der AG zugleich eine moderatere 
Argumentation schwuler Politik durchset- 
zen: Die ‘Fixierung auf die reine Lehre’, 
etwa die bedingungslose Abschaffung des 
Sexualstrafrechts, hält Volker Beck für 'un- 
sinnig’, wenn nicht zugleich eine Diskus- 
sion über mögliche Umsetzungsstrategien 
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geführt werde.“ Da sprach niemand ande- 
res als der „Realpolitiker“. 

Die Umbildung der BAG Schwulen- 
politik ebnet Beck den Weg ins von ihm 
angestrebte Biotop. Über die Landesliste 
Baden-Württemberg kommt 1987 die Ar- 
chitektin Jutta Oesterle-Schwerin in den 
Bundestag. „Obwohl sie meines Wissens 
ihr Coming out erst während des Wahl- 
kampfes zur Bundestagswahl 1987 und so 
gut wie keine Kontakte zu lesbischen oder 
gar schwulen Gruppen hatte, übernahm sie 
nun als lesbische Mandatsträgerin das 
schwulenpolitische Ressort“, erinnert sich 
Herbert Rusche, der nach zwei Jahren 
Bundestagserfahrung als ihr Schwulenrefe- 
rent zur Verfügung gestanden hätte. „Doch 
es gab Dutzende von Schreiben einer 
plötzlich interessierten Öffentlichkeit, die 
unbedingt Volker Beck in dieser Funktion 
sehen wollten, und eine plötzlich mehrheit- 
lich aus anderen Mitgliedern bestehende 
schwule Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Grünen gab ihr Votum für den damals noch 
jungen Kunsthistorik-Studenten ab. Beck 
mußte nach drei Semestern sein Studium 
abbrechen, um diesem Ruf zu folgen.” Den 
Hintergrund leuchtete im Mai 1987 das 
damals noch kritische Berliner Schwulen- 
blatt Siegessäule aus. Beantragt hatte Beck 
demnach auf besagtem Kongreß „ein Pa- 
ket an schwulenpolitischen Maßnahmen: 
der Bundestagsfraktion solle ein Schwulen- 
referat zur Einrichtung anempfohlen wer- 
den, nachdem Rusche nicht durch einen 
anderen schwulen Abgeordneten ersetzt 
werde ... Bei so viel Ambitionen wundert 
es auch nicht, daß Beck sich selbst für die 
nun ausgeschriebene Stelle beworben hat: 
‘Ich habe mich überreden lassen!” 


Die alten Konzepte 


Am 28. Oktober 1988 legt Beck der BVH- 
Mitgliederversammlung ein sechsseitiges 
Papier vor. Unter dem Titel „Mehrheiten 
organisieren! Den Belagerungsring durch- 
brechen!“ beklagt er, „daß wir immer wie- 
der auf unseren Mitgliederversammlungen 
politische Linien und Positionen vorschla- 
gen, bei denen die Gegenseite nichts zu 
bieten hat“ und plädiert fürs „Eingreifen 
in gesellschaftliche Entwicklung statt Fun- 
damentalopposition“. Das wird sein Credo. 
Beck kritisiert an der Gegenseite im weite- 
ren nie das undemokratische, heterosexi- 
stische Konzept, sondern allein den Um- 
stand, als Homophiler nicht als Teil dieses 
Konzepts zugelassen zu werden. Dieser 
Logik entspricht keine Angriffslust in For- 
mulierungen oder Aktionsformen, sondern 


Ein Otto Schily im rosa Kleid 


Sicher ist er der Schönste unter den mutigen Vier, 
die sich auf dem Kongreß als Bewerber für Bonn 
präsentierten. Und er ist der moderateste, der 
grünste, ein Realo in Sachen Schwulenpolitik, 
ein Otto Schily im rosa Kleid. 
Sein Programm für die nächste Legislaturperi- 
ode: ADG, Abschaffung des Ehegatten-Splitting, 
Grundgesetzänderung zugunsten pluralistischer 
Lebensformen. Alles symbolische Forderungen 
für eine Publizität der Diskussion über schwulen- 
politische Inhalte - heterosexuell gewandet. 
Wenn er’s wirklich wird, “unser” neuer Mann in 
Bonn, lernt er hoffentlich noch ein bißchen dazu, 
übers Schwulsein, an sich und für sich. 

Elmar Kraushaar über Volker Beck 


Sıegessäule, Mai 1987 


larmoyantes Wehklagen über „Diskrimi- 
nierung aufgrund der sexuellen Orientie- 
rung“. Beck verlangt nicht das Selbstver- 
ständliche, sondern erbettelt in bedauerns- 
werter Selbstverachtung jeden noch so fau- 
len Kompromiß. 

Am 24. Juni 1989 erscheint in der raz 
ein Manifest unter dem Titel „Die Rechte 
des Arsches erkämpfen“, das auf drasti- 
schen Widerspruch stößt. Die Lesben „ver- 
schwinden unter den allzu wortgewaltigen 
Ausführungen von Volker Beck und Gün- 
ter Dworek. ‘Die Rechte des Arsches er- 
kämpfen’ — kein Zweifel, hier geht es nicht 
um Ziele von Lesben. Doch welche Ziele 
verfolgen die Autoren in der Schwulenbe- 
wegung? Reformpolitik, und zwar auf der 
Basis eines angeblichen neuen homo- 
freundlichen Klimas“, kommentiert am 7. 
Juli die Stuttgarter Regionalgruppe des 
Lesbenrings den Beitrag. „Was will die Re- 
formpolitik? ‘Bessere Voraussetzungen 
und Rahmenbedingungen schaffen für die 
fortschreitende Emanzipation von Schwu- 
len’ ... und Lesben? Reformpolitik steht in 
Volker Becks Artikel für Gleichstellungs- 
politik. Gleichstellung mit wem? Gleich- 
stellung der Schwulen mit allen privilegier- 
ten Männern ım weiterhin patriarchalen 
System? Gleichstellung der Lesben im Sin- 
ne einer 'nur noch Einfachdiskriminierung’ 
als Frauen? Das ist in der Tat ‘'systemsta- 
bilisierend und integratorisch’ gedacht und 
damit frauenfeindlich.“ 

Zu einem „Epitaph auf die Schwulen- 
bewegung“ fühlt sich der Hamburger 
GAL-Aktivist Stefan Etgeton herausgefor- 
dert: „Die schwule Bewegung ist tot, es 
lebe das homosexuelle Berufsbeamtentum! 
— so ließe sich die herrschende Tendenz auf 
einen Nenner bringen, zu deren Büttel 
schwule Funktionäre wie Volker Beck und 
Günter Dworek sich derzeit machen. (...) 
Die auf Heterosexualität reduzierte Sexua- 
lität ist falsch, ihre postulierte Allgemein- 
heit in Wahrheit partikular. Der Schwule 
ist der lebendige Protest gegen diese Lüge 


und befindet sich so ın der Gesellschaft 
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aller Perversen. Aus diesem unfeinen Mi- 
lieu auszubrechen, die Fronten zu wechseln 
hinein in die Welt der Normalen, ist das 
Ziel einer homosexuellen ‘Reformpolitik’, 
wie sie Beck und Dworek vorschwebt. (...) 
In einer auf bloß schwule Gleichstellung 
reduzierten Debatte vollzieht sich viel- 
mehr auch die Ablösung aus dem Kontext 
der Ausgestoßenen und Perversen, die Til- 
gung des letzten subversiven Restes an der 
Homosexualität. Konkret wird dieser 
Übertritt der Schwulen in die Welt der 
Normalität stets, wo sie den Pädophilen 
ihre Solidarität aufkündigen — und die iso- 
lierte Forderung nach Streichung allein des 
Paragraphen 175 ist bereits nichts ande- 
res! Kein Wort des Protestes ließen die grü- 
nen schwulen Funktionäre Beck und 
Dworek vernehmen, als im April diesen 
Jahres der Bundeshauptausschuß der Grü- 
nen beschloß, die Forderung — nota bene: 
bereits die Forderung! — nach Abschaffung 
des Sexualstrafrechts oder der Paragraphen 
174 und 176, ‘wie sie von Teilen der 
Schwulenbewegung diskutiert wird’, für 
‘völlig inakzeptabel’ zu halten. Diese 
sexualpolitische Wende fügt sich nahtlos 
in die rot-grünen Visionen einer neuen 
schwulen Realpolitik für die neunziger Jah- 
re. (...) Die grünen Realschwulen sind — dar- 
in mal wieder Vorreiter der herrschenden 
Tendenz — von ihren sozialdemokratisch- 
liberalen Genossen kaum noch zu unter- 
scheiden; eine spezifisch grüne Schwu- 
lenpolitik, in der die Forderung von Pädos 
unter anderem zumindest noch diskutier- 
bar sind, gibt es nicht (mehr?). Während 
aber so die Grünen innerhalb der Schwulen- 
bewegung gänzlich profillos bleiben, wer- 
den die radikalen Schwulen an den Rand 
der Partei gedrängt (...) Die Realpolitiker 
haben die Genugtuung, es immer schon 
gewußt zu haben: Visionen und Kinder- 
träume sind eben nicht ‘politikfähig’.“ (raz, 
8. August 1989) 


Dos linkenfreie Biotop 


Eine Zeitlang noch versucht Beck, sich im 
BVH zu profilieren, doch diesen auf 
„schwule Bürgerrechtspolitik“ zu trim- 
men, mißlingt, obwohl er mittlerweile dem 
Vorstand angehört. Bei der Mitgliederver- 
sammlung im April 1990 in Hannover gibt 
es sogar einen Abwahlantrag gegen ihn. 
„Nachdem ich ursprünglich die Idee eines 
eigenen schwulenpolitischen Verbandes 
zunächst als eher lächerlich verworfen 
habe, komme ich immer mehr zu der Über- 
zeugung, daß es die einzig vernünftige 
organisationspolitische Antwort auf die 


Orientierungslosigkeit in der 
Schwulenpolitik sein kann“, 
hatte er im 88er Papier „Mehr- 
heiten organisieren“ formuliert. 
Für diesen „eigenen Verband“ 
respektive seine spezielle Art 
„linker und emanzipatorischer 
Politik“ findet Beck eine Basis 
erst am 18. März 1990 in Leip- 
zig mit Gründung des Schwu- 
lenverbandes der DDR (SVD). 
Dieser beschert ihm die sym- 
bolträchtige Mitgliedsnummer 
175 und genau das rechte Po- 
tential für seinen „Kampf um 
die Köpfe“. Im „linkenfreien 
Biotop SVD“ schienen sich „die 
West-Köpfe sehr wohl zu füh- 
len“, wie Ralf Dorschel im Fe- 
bruar 1991 in DornRosa analy- 
siert. „Insbesondere seit dem 
SVD-Verbandstag im Dezem- 
ber (1990 - d. A.), als sog. 
Beauftragte für die Altländer 
eingesetzt wurden, haben im 
SVD die Wessis das Ruder über- 
nommen. Alle Wege des SVD 
führen seitdem nach Bonn bzw. 
Düsseldorf bzw. Karlsruhe“, 
schreibt im April 1991 das 
BVH-Magazin. Die Städte- 
namen stehen für Beck, Dwo- 
rek und Bruns. Letztgenannter 
bestätigt dieses gezielte Vorge- 
hen zuletzt am 15. Januar 2000 mit einem 
Eintrag ins Gästebuch der LSVD-Home- 
page, in dem er die radikalen Schwulen kri- 
tisiert: „Sie hängen noch immer den Vor- 
stellungen an, die in den antikapitalistisch 
organisierten Studentengruppen der 70er 
und 80er Jahre lebendig waren. Sie mach- 
ten zwar den Kapitalismus nicht direkt und 
allein für die Homosexuellenunterdrük- 
kung verantwortlich, sie waren aber der 
Überzeugung, daß die Unterdrückung von 
Homosexualität nur ein spezieller Fall der 
allgemeinen Unterdrückung der Sexuali- 
tät sei, die der Sicherung der politischen 
und ökonomischen Macht diene. Typisch 
dafür war das Transparent, das Martin Dan- 
necker bei der ersten Demonstration ım 
April 1972 in Münster trug: ‘Brüder und 
Schwestern, warm oder nicht, Kapitalis- 
mus bekämpfen ist unsere Pflicht!’. Dage- 
gen (sıc!) haben wir, das heißt Volker Beck, 
Günter Dworek und ich, Ende der 
achtziger Jahre die Forderung nach glei- 
chen Bürgerrechten gesetzt. Weil wir uns 
damit im Bundesverband Homosexualität 
nicht durchsetzen konnten, sind wir 1990 
zum damals in der DDR neu gegründeten 
Schwulenverband gewechselt.“ 


Doch Beck strebt weiter 
nach Höherem; er will selber 
ein Mandat und bewirbt sich 
um einen Listenplatz zur Bun- 
destagswahl 1990. Da gilt er 
schon als prominent, denn er ist 
fleißig durch die Lande getin- 
gelt und hat — versehen mit 
Insiderwissen aus dem Hohen 
Hause — in Schwulengruppen 
Vorträge gehalten. Unter der 
Überschrift „Empörung bei 
Schwulen“ muß leider am 9. 
Mai 1990 die raz aus Stuttgart 
melden: „Mit Unmut hat die 
‘Schwule Aktion Südwest’ auf 
die Nichtnominierung des bun- 
desweit profiliertesten Schwu- 
lenpolitikers Volker Beck auf 
der baden-württembergischen 
Bundestagswahlliste der Grü- 
nen reagiert. In einem offenen 
Brief an die Partei kritisieren 
die Aktion, die Grünen hätten 
entgegen ihrem Anspruch, 
‘auch Minderheiten Raum für 
authentische Repräsentanz zu 
geben’, die Anliegen der 
Schwulen ‘einfach über Bord 
gekippt’. Durch die Entschei- 
dung habe die Partei sehr viel 
an Glaubwürdigkeit bei schwu- 
len Wählern verloren. Volker 
Beck, ‘Schwulen-Referent‘. der 
Bundestagsfraktion, war bei der Landes- 
delegiertenkonferenz in Asperg nicht auf 
einen aussichtsreichen Listenplatz gewählt 
worden.“ Die Scharte wird rasch ausge- 
wetzt; am 28. August 1990 berichtet die 
tageszeitung, der grüne NRW-Landespartei- 
tag in Bielefeld habe Beck auf Platz 6 der 
Landesliste gewählt. Möglich wurde das 
durch seinen zweiten Wohnsitz, Die linke 
Schwulenszene reagiert mit der Kampa- 
gne „Volker Beck ist nicht unser Kandi- 
dat!“; sie hatte den BVH-Aktivisten Dirk 
Meyer favorisiert. 

Die grüne Homopolitik im Bundestag 
erscheint derweil uneinheitlich, denn Oe. 
sterle-Schwerin liegt mit ihrem Referen- 
ten schnell über Kreuz, vor allem in dar 
Lebensformenpolitik. Am 29, Oktober 
1990 reportieren Hans-Hermann Kotte 
und Elmar Kraushaar in der tageszeitung 
über eine Podiumsdiskussion im Berliner 
BKA-Zelt: „Erneut in heftigen Clinch gin- 
gen das Grünen-MdB Jutta Oesterle- 
Schwerin und der Homo-Beauftragte ih- 
rer Partei, Volker Beck, bei dem Thema, 
das an diesem Abend besonders interes- 
sierte: die schwule Ehe. Die lesbische Fe- 
ministin Oesterle-Schwerin ist gegen die- 
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se ‘Einrichtung des Patriarchats’, doch 
Beck will es ganz in Weiß ...“ 

Bei der Wahl scheitern jedoch die West- 
Grünen; nur Bündnis 90/Grüne/Unabhän- 
giger Frauenverband (Ost) ziehen mit acht 
Abgeordneten in den Bundestag ein. Den 
UFV vertritt dabei die feministische Les- 
be Christina Schenk, die Oesterle-Schwe- 
rins Fehler nicht wiederholt: Sie macht die 
Westfrau zur Referentin. Der Abiturient 
Beck geht in die Arbeitslosigkeit, werkelt 
aber tüchtig an seinem Comeback. 


Das Beck-Sprech 


Mit dem SVD, dessen Bundessprecher er 
wie Dworek und Bruns inzwischen ist, star- 
tet er mitten im Sommerloch, am 19. Au- 
gust 1992, die „Aktion Standesamt“ für die 
Homo-Ehe. Er tingelt durch Talkshows, 
gibt zahllose Interviews und wird, weil er 
keinem wirklich wehtut, everpybody's darling. 
Dabei hilft ihm die feste Einbindung in den 
Kölschen Klüngel zwischen WDR und 
RTL; sein Hofstaat wimmelt von homo- 
politisch unbeleckten Leuten wie Georg 
Uecker, Dirk Bach oder Hella von Sinnen. 
Aus der Bundestagszeit hat er gute Bezie- 
hungen zu Nachrichtenagenturen und im 
Gefolge eine Garde drittklassiger Hofbe- 
richterstatter, die ihn in den Schwulenpo- 
stillen abfeiern. Zur Medienpräsenz trägt 
auch eine oft verspottete Flut an Telefa- 
xen bei, in denen sich der „Vertreter des 
Schwulenverbandes am Sitz der Bundes- 
regierung“ zu allem äußert, zu dem sich 
irgendein schwuler Bezug herstellen läßt, 
und sei es die größte Banalität. Dabei be- 
dient er sich einer eigenartigen, klar auf 
die Boulevardpresse abgestellten Kurz- 
sprache, in der Szene „Beck-Sprech“ ge- 
nannt: Knappe Informationen, angerei- 
chert mit Parolen aus dem SVD-Fundus: 
„Für Schwule leuchten keine Lichterket- 
ten“, „Deutschland ist ein schwulenpoliti- 
sches Entwicklungsland“, „Am Wahltag ist 
Zahltag!“, „Das schwule U-Boot muß end- 
lich in den Ehehafen einlaufen dürfen“, 
„Die Bundesregierung hat ihre Hausaufga- 
ben nicht gemacht“ oder „Wir wollen nicht 
nur ein Stück vom Kuchen, wir wollen die 
ganze Bäckerei und einen Himmel voller 
Sahnetorten!“ Derselbe Stil prägt Becks 
Zeitungsartikel und Reden: Kaum Neben- 
sätze, dafür ein Stakkato von Phrasen, die 
auch für sich stehen können. Ein Gedanke, 
eine originelle Idee? Fehlanzeige. 

Die Manipulation der Öffentlichkeit 
klappt so gut wie das Wegbeißen politi- 
scher Widersacher. „Ich gebe zu, seiner Art 
populistischer Banalitäten und vor politi- 


scher wie persönlicher Diffamierung nicht 
zurückschreckender Auseinandersetzung 
überdrüssig, mich derselben entzogen und 
mir andere Aktionskreise gesucht zu ha- 
ben“, gesteht Dieter Telge 1997. 

Schnell wird der SVD nicht nur zur Vor- 
feldorganisation der Partei Bündnis 90/Die 
Grünen, sondern auch zu Becks Wahl- 
verein, und das nächste grüne Wahlpro- 
gramm enthält alles, was der SVD begehrt 
— oder umgekehrt. 1994 kommt Beck über 
die Landesliste Nordrhein-Westfalen in den 
Bundestag, Günter Dworek (wie viele Be- 
obachter meinen, die graue Eminenz im 
Hintergrund, der Schöpfer des Produkts 
„Volker B.“ oder, wie im BVH gespottet 
wird, „der Mann, der Beck das Schreiben 
beigebracht hat“) wird Schwulenreferent. 
Der hatte zuvor dieselbe Funktion eine 
Etage tiefer bekleidet — im Düsseldorfer 
Landtag. Sein dortiger Nachfolger wird Ste- 
fan Zacharias, ebenfalls im SVD-Vorstand. 
Der Filz von SVD und Partei wird noch en- 
ger. Claudia Roth, Sprecherin der Grünen- 
Fraktion im Europaparlament und heute im 
Bundestag, tritt auf dem 9. Verbandstag 
dem SVD bei, Bündnis 90/Die Grünen ist 
bereits korporatives Mitglied. Selbst Par- 
teifreunde erkennen kaum mehr, für wel- 
che Organisation Beck sich jeweils homo- 
politisch äußert — so manche SV D-Presse- 


mitteilung trägt eine grüne Fax-Kennung. 


Der Sieger 


In der Fraktion wird Beck zum 
rechtspolitischen Sprecher ge- 
adelt. Homoseitig prägt er sei- 
nen Antidiskriminierungsan- 
satz weiter aus und wirft über 
Bord, was in der Szene einst 
staatsferner Konsens war. Aus 
Unverheirateten- wird Ehepo- 
litik, aus Pazifismus die Vertre- 
tung homosexueller Soldaten. 
Und er ist der erste Politiker, 
der den Boykott der Opferver- 
bände hinsichtlich der von Kohl 
umgestalteten Neuen Wache in 
Berlin durchbricht, die auch 
NS-Täter ehrt. Beck gewöhnt 
sich an, stets für alle Lesben und w 
Schwulen im Lande zu sprechen 
— eine Anmaßung, die massiven 
Widerstand provoziert. Die 
Kampagne „Beck ab!“ sucht 
1997/98 vergeblich, ihn aus 
dem grünen Kandidaten-Ka- 
russell zur Bundestagswahl zu 
werfen. Becks Korona spurt 
und sammelt binnen Tagen über 
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400 Unterschriften für ihn, die als groß- 
flächigen Anzeigen in der Schwulenpresse 
erscheinen. Am 30. Januar 1998 hievt ihn 
die Landesdelegiertenkonferenz der NRW- 
Grünen in Gelsenkirchen nach einer bild- 
zeitungsreifen Rede auf einen sicheren Li- 
stenplatz. 

Viele seiner Gegner halten ihn für mini- 
strabel, als die SPD am 27. September die 
Wahl gewinnt und die Grünen Juniorpart- 
ner werden. Beck hat schließlich einiges für 
seine Respektabilität getan. Im Wahl- 
kampf ist er sogar vom Atheisten zum 
Agnostiker geworden; als Atheist ist man 
im Bundestag in der absoluten Minderheit. 
Er hat die freie Rede eingeübt, obwohl die 
flache Stimme seiner Ausstrahlung enge 
Grenzen setzt und er mangels Charme, 
Humor und Schlagfertigkeit auf jedes Cha- 
risma verzichten muß. Dafür hat sich sein 
äußeres Erscheinungsbild drastisch gewan- 
delt, ist strenger und seriöser geworden. 
Doch trotzdem Beck sich in der Innen- und 
Rechtspolitik betätigt — er hat keine Aus- 
bildung und bleibt auf seinem (keineswegs 
einflußlosen) bisherigen Posten. 

„Vor wenigen Wochen versuchte ich 
herauszufinden, wieso ein Mensch mit 
abgebrochenem Kunsthistorikstudium 
rechtspolitischer Sprecher wurde und 
nicht ein Jurist wie Hans-Christian Strö- 
bele“, berichtete im Oktober nach den Fe- 
stivitäten zum 20. Gründungs- 
datum der hessischen Grünen 
Herbert Rusche. „Ein Mitar- 
beiter der Fraktion, der mich 
noch aus der 10. Legislaturperi- 
ode kannte, schilderte es im un- 
gefähren Wortlaut so: ‘Ströbe- 
le konzentriert sich auf Fälle, 
die ihn politisch und juristisch 
interessieren. Du weißt doch 
noch von damals, daß die Äm- 
ter der Sprecher zu einzelnen 
Themen immer an die verge- 
ben werden, die am auffälligsten 
und hartnäckigsten den Finger 
heben, wenn es sowas zu ver- 
teilen gibt.’ Leider ist die poli- 
tische Realität oft viel banaler 
als man sowieso schon befürch- 
tet — so auch in diesem Fall.“ 

Mit 40 Jahren steht Volker 
Beck vor dem größten Erfolg 
seiner Karriere. Er wird in die 
Geschichte eingehen als der 
Designer der Homo-Ehe, jenes 
von ihm so apostrophierten 
‚Fels‘ in der Brandung der 
Spaßgesellschaft”, als der deut- 
sche Homopolitiker des 20. 
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Jahrhunderts. Ob er diesen Ti- 
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tel so ungetrübt genießen wird, ist frag- 
lich. An sich sollte Homopolitik nur 
Sprungbrett sein. Längst hat sich der hete- 
rosexuelle Konservative mit der unglück- 
lichen Neigung andere Politikfelder ge- 
sucht, denen nicht der Ruch des Unsaube- 
ren, Unschicklichen anhaftet. Daß der „Le- 
dige wider Willen“ dabei durchaus bigott 
ist, im Privaten keineswegs monogam und 
jeglichen sexuellen Abenteuern abhold er- 
scheint, kennzeichnet ihn wie alle Moral- 
apostel. 


Der Prototyp 


Auch innerhalb der Bündnisgrünen ist Beck 
nur einer unter vielen und in mancher Hin- 
sicht prototypisch. Der fünf Jahre jünge- 
re, aus derselben Gegend stammende Cem 
Özdemir ist ein ähnlich mittelmäßiger 
Kompensationspolitiker. Während Beck 
den besseren Hetero mimt, gibt Özdemir 
den besseren Deutschen: Als innenpoliti- 
scher Sprecher der Grünen im Bundestag 
ist der Mann mit der türkischen Herkunft 
so maßgeblich an der Ausländer-raus-Po- 
litik der Koalition beteiligt wie der homo- 
phile Beck als rechtspolitischer Sprecher 
an der im Kern homophoben „Gleich- 
stellungspolitik“. 

Altgediente Migrantenvertreter wie 
Jamal Karsli, den Beck bei der Kandida- 
tenkür in Gelsenkirchen aus dem Rennen 
warf, haben gegen diese jung-dynamische 
Riege populistischer Aufsteiger ebensowe- 
nig eine Chance wie radikale Schwule oder 
feministische Lesben. Schon auf dem Mag- 
deburger Parteitag am 13. März 1998 
warnte der SPD-Sozialexperte Rudolf 
Dreßler vor übertriebenen Erwartungen an 
den künftigen Koalitionspartner: „Vergeßt 
nicht: Die Grünen sind keine linke Partei, 
und eine Volkspartei sind sie schon gar 
nicht. Ihre Mitgliedschaft hat sich im letz- 
ten Jahrzehnt völlig verändert. In weiten 
Bereichen dominiert heute jene Gruppe, 
die von ihrem inneren Wertekompaß her 
eigentlich zur CDU tendiert; die sind da 
nur nicht gelandet, weil ihnen diese Partei 
zu spießig oder zu langweilig ist. — Schwa- 
cher Trost: In der SPD sieht's kaum an- 
ders aus. 

Bei aller Kritik kann man Beck indes 
schwerlich einen Aufstieg vorwerfen, der 
nicht zuletzt vom politischen Umfeld zu- 
gelassen und ermöglicht wurde. Es lag 
nicht nur daran, daß die Grünen den kli- 
nisch reinen Schwulen für die bürgerlich- 
liberale Hereroklientel suchten und Beck 
sıch als erste Wahl aufdrängte. Parallel war 
es der Verfall der systemkritischen Schwu- 


lenbewegung, der dies begünstigte. Nach- 
lassende Verfolgungsintensität und schein- 
bare Liberalisierung untergruben im letz- 
ten Jahrzehnt auch das berechtigte Miß- 
trauen in Staat und Gesellschaft. Die Ver- 
staatlichung von Homoppolitik führte eben- 
so wie die AIDS-Krise zum Rückzug der 
älteren Bewegungsgeneration ins Private. 
Übrig blieb ein bürgerlicher Flügel, dessen 
Charakteristikum Obrigkeitsfixiertheit ist. 
Dabei ist unerheblich, was diese Obrigkeit 
sonst für eine Politik betreibt. Allein rele- 
vant ist, daß sie über hinreichende Macht 
verfügt, die eigenen integrativen und parti- 
zipativen Ziele durchzusetzen. Der um sich 
greifende Mangel an politischem und hi- 
storischem Bewußtsein an der schwulen 
Basis, gepaart mit einem naiven Vertrau- 
en in den angeblichen Rechtsstaat, hat Leu- 
te wie Beck für breite Kreise erst wählbar 
gemacht. Sie wählen genau das, was sie 
selbst sein möchten. Oder wie der Berli- 
ner Kulturwissenschaftler Bert Thinius am 
23. September 1997 der Initiative „Beck 
ab!“ schrieb: „Glaubt Ihr, wenn nur alle 
wüßten, wie Volker Beck ‘wirklich’ ist, wür- 
den sie ihn nicht wählen? Ich glaube, er 
wird gewählt, wei/er so ist.“ Im selben Sin- 
ne äußerte auch der ehemalige Dortmun- 
der BVH-Aktivist Frank Laubenburg am 
25. September 1997 sein Unbehagen hin- 
sichtlich der Kampagne: „Ich finde, dab 
Beck wie kein zweiter das neue Modell 
Deutschland repräsentiert ... Ich finde 
Beck bei den Grünen gut aufgehoben. Die- 
se Ansammlung opportunistischer Karrie- 
risten, die den engagierten Widerstand 
über den esoterischen Wahn zum eloquen- 
ten Wirwollenregieren transformierten, ist 
mit oder ohne Beck gleich schlimm (...) Als 
Experte in Sachen ‘Innere Sicherheit’, der 
er in letzter Zeit werden zu wollen scheint, 
und rechtspolitischer Sprecher seiner Frak- 
tion gehört er ja zu den Profilierteren sei- 
ner Clique (...) Und wenn bei Beck diese 
unmodulierten Laute aus dem Kehlkopf 
nölen, wird jeder feststellen, daß dort die 
Inhalte eine kongeniale Form der Verkün- 


digung gefunden haben.” 


Zum Weiterlesen: Eike Stedefeldt: Schwule Macht oder 
Die Emanzipation von der Emanzipation. Elefanten Press 
Berlin 1998, 220 5., 29,90 DM 


chdem in den Verhandlungen um 
die finanzielle Entschädigung ehe- 
maliger Zwangsarbeiterinnen 


und Zwangsarbeiter im Frühjahr 2000 end- 
lich ein Durchbruch erreicht schien, war 
es die deutsche Wirtschaft, die mit ihren 
(objektiv glücklicherweise unerfüllbaren) 
Maximalforderungen nach ultimativer 
„Rechtssicherheit“ den Vertragsabschluß 
verzögerte. Die Verhandlungen, die eigent- 
lich schon abgeschlossen waren (die Sum- 
me von 10 Milliarden Mark war schon im 
Dezember 1999 auf deutschen Druck hin 
vereinbart worden, um nach dem Motto 
divide et impera die Vertreter der Opfer 
in einen gnadenlosen Verteilungskampf zu 
herzen), drohten plötzlich zu scheitern. 
Nicht an irgendwelchen angeblich utopi- 
schen Forderungen der ehemaligen 
Arbeitssklavinnen und -sklaven, sondern 
an den deutschen Unternehmen, die offen- 
sichtlich bereit waren, internationale Boy- 
kotte in Kauf zu nehmen, bevor nicht die 
letzte ihrer Forderungen erfüllt war. 

In dieser Situation trat Volker Beck vor 
die Kamera und forderte in der ARD-Ta- 
gesschau, was er auch in einer Presseer- 
klärung vom 23. Mai 2000 verbreiten ließ: 
„Wer eine schnelle Entschädigung der 
Zwangsarbeiter will, muß jetzt für umfas- 
sende Rechtssicherheit für deutsche Un- 
ternehmen sorgen ... Die USA muß jetzt 
springen und nicht einbringbare, hypothe- 
tische Forderungen aufgeben. Deutschland 
wird und kann nicht über Reparationsan- 
sprüche diskutieren ... Wenn die USA wei- 
ter auf solchen abseitigen Rechtspositionen 
beharrt, müssen jüdische Organisationen 
und Zwangsarbeiterverbände in Osteuropa 
Druck auf die amerikanische Regierung 
machen, um einen baldigen Abschluß zu 
ermöglichen. Das hohe Alter der Opfer 
läßt keinen weiteren Poker am Verhand- 
lungstisch zu.“ (Pressemitteilung 0158/ 
2000) 


Prinzip Hoffnung 


Da spricht der deutsche Staatsbürger, der 
den einstigen Opfern und Gegnern vor- 
schreibt, worüber zu verhandeln sei; der 
beurteilt, welche Forderung legitim und 
welche „abseitig“ ist; der seine Nation ein- 


| mal mehr als das eigentliche Opfer be- 


greift; und der nicht zuletzt auch noch 
ausdrücklich die elende Situation der be- 
tagten Überlebenden herbeizitiert, um sei- 
ner Argumentation einen Hauch von dem 
zu verleihen, was man hierzulande „mora- 
lische Integrität“ nennt. 

Beck, der schon 1997 auf einer Presse- 
konferenz ehemaliger Siemens-Zwangs- 


Paulus Ponizak 


[Schwerpunkt 


„Der Umgang mit der NS-Vergangenheit ist sicher nicht 
wahlenischeidend. Aber er prägt die politische Kultur die- 
ser Republik”, sagte Volker Beck, als er sich 1998 um einen 
Listenplatz zur Bundestagswahl bewarb. Becks speziellen 
Umgang mit NS-Opfern beleuchtet Tıark KUNSTREICH 


arbeiterinnen des Frauenkonzentrations- 
lagers Ravensbrück dadurch auffiel, daß er 
mehrmals wiederholte, dieses Kapitel müs- 
se abgeschlossen werden, es müsse endlich 
Schluß sein und so weiter, hat allerdings 
einen nicht geringen Teil seiner Karriere 
eben jenen Überlebenden zu verdanken, die 
er mit solchen Erklärungen brüskierte. Vor 
den Bundestagswahlen 1998 war für viele 
von ihnen die Unterstützung von Rot- 
Grün mit der Hoffnung verbunden, die 
auch Volker Beck über Jahre genährt hat- 
te: daß es nun endlich wenigstens ein biß- 
chen Geld geben würde, um die Härten 
eines Alters in Armut und Krankheit zu 
lindern. 

In zahlreichen Initiativen inner- und 
außerhalb des Bundestags setzte sich Beck 
gerade für die „vergessenen Opfer“ ein, die 
Deserteure, die ZwangsarbeiterInnen, die 
Roma und Sinti, die Zwangssterilisierten 
_ und die Schwulen. Für diese richteten die 
Bundesländer nach zähem Kampf schließ- 
lich Härtefonds ein. Die einheitliche For- 
derung dieser Jahre lautete: Anerkennung 
und Entschädigung aller Nazi-Opfer, Zah- 
Jungen aus einer Stiftung, deren Aus- 
zahlungsmodus einen Bruch mit den oft als 
„zweite Verfolgung“ empfundenen, er- 
niedrigenden Verfahren nach dem Bundes- 
entschädigungsgesetz darstellt. 

Nach dem rot-grünen Wahlsieg wurde 
schnell festgelegt, dal es zwei Stiftungen 
geben solle: eine unter Beteiligung der 
Wirtschaft für die ZwangsarbeiterInnen, 
eine für den Rest. Von der ist bis heute 
nicht mehr die Rede. Und obwohl die USA 
Volker Becks Appell befolgten und alle 
deutschen Forderungen erfüllten, ist bis 
heute keine Mark an Überlebende ausge- 
zahlt worden. Eine Erklärung Becks, in der 
es erwa hieße: „Die deutsche Wirtschaft 
muß jetzt springen und nicht einbringbare, 
hypothetische Forderungen aufgeben”, ıst 


dem Autor nicht bekannt. 


Entschädigung für 
„Entschädigung“ 


Bekannt wurden vielmehr ganz andere Er- 
klärungen. Als der Vorsitzende des Bun- 
destags-Innenausschusses, Willfried Pen- 
ner (SPD), Ende Oktober 1999 forderte, 
die Industrie solle ihre Entschädigungszah- 
lungen nicht steuerlich absetzen können, 
widersprach Beck laut dpa (25. 10. 1999) 
mit den Worten: „Eine Diskussion über die 
Beseitigung der steuerlichen Absetzbarkeit 
gefährdet die Bereitschaft der Wirtschaft, 
sich an dem Entschädigungswerk zu betei- 
ligen.“ Und die Berliner Morgenpost vom 
selben Tag gab Becks Erklärung wieder: 
„Wenn die Industrie sich jetzt bewegt, 
kann es auch bei der steuerlichen Absetz- 
barkeit ihrer Zahlungen bleiben.“ 

Bereits zuvor hatte Beck stets auch die 
Interessen der deutschen Wirtschaft im 
Auge. „Der Grünen-Politiker glaubt, daß 
die 16 am geplanten Fonds bislang betei- 


_ höchsten Ehrenämtern sichert. 
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. Deutschland ist das einzige Land, wo Mangel 
an politischer Befähigung den Weg zu den 


‚Carl v. Ossietzky, Die Weltbühne, 6. November 1928 
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ligten Firmen klug genug seien, nicht un- 
ter Vorgaben aus den eigenen Reihen zu- 
rück zu bleiben“, berichtete der Berliner 
Tagesspiegelam 25. August 1999. „So habe 
VW die in seinem Unternehmen ausgebeu- 
teten Zwangsarbeiter mit jeweils 10.000 
Mark entschädigt. Eine solche Summe 
könne er sich auch gut als einen Höchst- 
betrag für eine künftige Regelung vorstel- 
len.“ Der Höchstbetrag, der dann tatsäch- 
lich herauskam, lag bei 15.000 Mark. 


Vergessen und Vertagen 


Und die „vergessenen“ NS-Opfer? Der 
Rechtsausschuß des Bundestages verschob 
am 28. Juni 2000 zum zweiten Mal die Be- 
handlung von Anträgen zur Rehabilitie- 
rung und Entschädigung von nach $175 
Verfolgten. Dazu die Abgeordnete Christi- 
na Schenk: „Diesmal sorgte der rechtspoli- 
tische Sprecher der Grünen, Volker Beck, 
dafür, daß die PDS-Anträge erneut in die 
Warteschleife des Rechtsausschusses ver- 
wiesen wurden. Beck beantragte die Ver- 
tagung der Antragsbehandlung und setzte 
sie qua Koalitionsmehrheit auch durch.“ 
Der Ausschuß vertagte die Behandlung am 
11. Oktober auf Antrag von Norbert Geis 
(CSU) zum dritten Mal. Dieser hatte gel- 
tend gemacht, der Berichterstatter seiner 
Fraktion sei erkrankt und er fühle sich nicht 
aussagefähig. Geis war jedoch 1998 selbst 
Berichterstatter zum damals von den Grü- 
nen eingebrachten Antrag „Zur Unrechts- 
erklärung des nationalsozialistischen $ 175 
StGB, Rehabilitierung, Entschädigung und 
Versorgung für die schwulen Opfer des 
NS-Regimes“ gewesen. Beck stimmte dem 
Antrag von Geis trotzdem zu. 
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Der Staatsanwalt hat das Wort 


„Das zeichnet mich aus, dal) ich nie den Staat 
als solchen abgelehnt habe“, sagte Manfred Bruns 
im Dezember 1994 dem Schwulenmagazin 
magnus. Natürlich hat er auch das Mainzer Zwei- 
te Deutsche Staatsfernsehen „als solches“ nie 
abgelehnt. Nur die Ergebnisse der Homo-Ehe- 
Umfrage auf dessen Homepage mißfallen dem 
Bundessprecher des Lesben- und Schwulen- 
verbandes in Deutschland. „Manfred Bruns for- 
dert zur Manipulation der ZDF-Abstimmung 
auf“, meldete am 10. Oktober der Onlinedienst 
Eurogay. „Der ehemalige Bundesanwalt hat fest- 
gestellt: Wer sich an der ZDF-Abstimmung be- 
teiligen möchte, kann, wie sich das für Wahlen 
gehört, nur einmal abstimmen - theoretisch. Da 
die Mehrheit der Teilnehmer (56 Prozent) bis- 
lang die Frage verneint hat, ob Schwule und Les- 
ben künftig heiraten können sollen, verschickt 
Bruns per e-mail einen Tip, wie man das ZDF 
überlisten kann.“ 

Eurogay zitiert Bruns’ e-mail: „Um noch ein- 
mal abstimmen zu können, muß man zunächst 
das Cookie ***#*@www.zdfmsnbc(2).txt löschen. 
(Die ZDF-Seite richtet außerdem die Cookies 
wRrk@news(1).txt und *****@msn(3).Cxt 
ein). Die Cookies liegen bei Computern mit 


Unbefleckt (1) 


Unbefleckt (2) 


„Kinder sind zu wichtig, um sie einem zufälli- 
gen Zusammentreffen von Eizelle und Sperma 
zu überlassen.“ — Nicht weniger als das Überle- 
ben der Menschheit beschwor kürzlich der US- 
Biophysiker Gregory Stock, um ein altes Berufs- 
leiden von Gentechnikern zu verschleiern: Das 
Unbehagen am Zufall - im unkontrollierten 
Bauch der Frau wohlgemerkt. Nach dem Willen 
britischer Forscher ist damit bald endgültig 
Schluß: „Schwule sollen ohne weibliche Gene 
Kinder zeugen können“, meldete die Nachrich- 
tenagentur afp am 2). September und zitierte 
den Biochemiker Calum MacKellar von der Uni- 
versität Edinburgh mit dem Vorschlag, das Ver- 
fahren der Zellkernverpflanzung für Schwule 
nutzbar zu machen. Die Methode, „mit der be- 
reits das Klon-Schaf Dolly geschaffen worden” 


Derweil britische Biotechniker noch an der Zeu- 
gung ohne Frau basteln, wurde im September 
beim Amtsgericht im hessischen Idstein die ohne 
männliche Beteiligung entdeckt. Der Amtsrich- 
ter Fritz Henge erklärte damit die unbefleckte 
Empfängnis für rechtmäßig und gab einer Frau 
recht, die für ihren unehelichen Sohn jahrelang 
Unterhaltsgeld vom inzwischen geschiedenen 
Ehemann bezogen hatte. Obwohl ein DNA-Test 
die Vaterschaft zweifelsfrei ausschloß, hatte die 
Frau stets erklärt, Geschlechtsverkehr nur mit 
ihrem Gatten gehabt zu haben. Der Mann zeig- 
te seine Frau daraufhin wegen Falschaussage an, 


Windows-Betriebssystem im Verzeichnis 
C:|WINDOWSICookies. Wenn man die Cookies 
löscht und die Seite wieder aufruft, erscheint das 
Abstimmungsmenü (...) Das kann man natürlich 
beliebig wiederholen.“ 

Am 12. Oktober rechtfertigte Bruns sein Tun 
in einem Brief an Zurogay-Chefredakteur Alex- 
ander Rösch damit, „Umfragen führender 
Meinungsforschungsinstitute“ hätten „eine hohe 
Zustimmungsrate zur geplanten Eingetragenen 
Lebenspartnerschaft“ erbracht. „Ähnliche Er- 
gebnisse erbrachten zunächst auch die verschie- 
denen ‘Abstimmungen’ im Web. Das hat sich 
erst geändert, seitdem christlich-fundamentalis- 
tische Gruppen dazu aufrufen, bei diesen Ab- 
stimmungen gegen das geplante Gesetz zu 'stim- 
men’. Ich denke, daß wir allen Grund haben, uns 
gegen solche Verfälschungen der ‘Abstimmun- 
gen’ zu wehren.“ — Einspruch, Euer Ehren: Be- 
sagte christlich-fundamentalistische Gruppen 
rufen zur Beteiligung auf, nicht zur Fälschung. 
Aber wie meinte der Bundesverdienstkreuz- 
träger 1994 gegenüber magnus: „Ich bin bei al- 
ler Kritik noch immer der Überzeugung, daß wir 
auch als Schwule in diesem Staat sehr viele Frei- 
heiten und Möglichkeiten haben.“ C'est ca! 


sei, könne homosexuelle Männer in die Lage ver- 
setzen, ein Kind nur mit ihren eigenen geneti- 
schen Anlagen zu zeugen. Dazu müsse die aus 
einer gespendeten Eizelle und den genetischen 
Anlagen aus der Samenzelle des einen Partners 
hergestellte „männliche Eizelle“ mit dem Sper- 
ma des anderen befruchtet werden. Eine Frau sei 
„an der Zeugung nicht mehr beteiligt“, das Em- 
bryo besitze die Gene zweier Väter. 

Die Allmachtspläne der Kloner vom Dienst 
haben — vorerst noch — zwei Schönheitsfehler, 
die auf wenig Begeisterung bei der neuen Kun- 
dengruppe stoßen dürften: In Tierversuchen der. 
art geschaffene Embryos konnten sich bislang 
nicht entwickeln, „weil die Erbanlagen einer 
Mutter fehlten“ — und ohne Leihmutter funk- 
tioniert die Nummer auch zukünftig nicht, 


der Richter jedoch glaubte ihr. „Im Regelfall ent- 
steht eine Schwangerschaft durch den Vollzug 
des Geschlechtsverkehrs. Ausnahmen sind wis- 
senschaftlich ebenso wenig auszuschließen (sic!) 
wie der sehr seltene Fall der Parthogenese (un- 
befleckte Empfängnis)“, begründete ein Justiz- 
sprecher das bereits rechtskräftige Urteil. Es sei 
nicht zweifelsfrei zu beweisen, dal) die Frau die 
Geschichte der „unbemerkten Spermaübertra- 
gung“ erfunden habe. Die Westdeutsche Allgemer- 
ne Zeitung kommentierte das „erstaunliche Ur- 
teil“ so: „Was kein Papst geschafft hat, vermoch- 
te jetzt ein Amtsrichter in Hessen.“ 


Fotos: Gigi-Archiv, Lambda-Nachrichten 


Unter der Überschrift „Eine Frage der Ehre“ 
sorgt sich die lesbisch-schwule Vierteljahres- 
schrift Zambda Nachrichten um verhinderte Auf- 
stiegschancen im internationalen Mordgeschäft. 
„Steve May — 28, Abgeordneter zum State 
House von Arizona, konservativer Republika- 
ner, Mormone, First Lieutnant der US-Army Re- 
serve und der einzige offen schwule republika- 
nische Bundeststaats-Abgeordnete der USA - 
steht unter Verdacht, gegen Clintons 'Don’t ask, 
don’t tell’-Dekret (DADT) verstoßen zu haben.“ 
Der am 7. November wiedergewählte Politiker 
hatte sich, so das von der HOS I Wien edierte 
Blatt in seiner Oktober-Ausgabe (4/2000), in ei- 
ner Parlamentsdebatte um die Benachteiligung 
Homosexueller geoutet, was nun das frühzeiti- 
ge Ende seiner „herausragenden und makello- 
sen Karriere“ in der Armee bedeuten könnte. 
Im „seit 30 Jahren größten Bürgerrechtsstreit 


Während im Mai 1999 die Bevölkerung der Bun- 
desrepublik Jugoslawien von humanitären Bom- 
ben getroffen wurde, traf an der Heimatfront, 
genauer auf dem Bielefelder Sonderparteitag von 
Bündnis 90/Die Grünen, ein Präzisionsgeschoß 
unvermittelt etwas, was im NATO-Jargon je- 
ner 78 Tage „Weichziel“ genannt wurde. Das Ge- 
schoß erwies sich zwar nur als Farbbeutel, hin- 
terließ aber an der Westflanke des Zielgebietes 
(namentlich bekannt als Joseph Maria Fischer, 
Außenminister der Bundesrepublik Deutsch- 
land) einen „Kollateralschaden“. Im Gegensatz 
zu jenen in Jugoslawien konnte dieser inzwischen 
behoben werden. 

Die den Angriff führende, geschlechtlich zwei- 
felhafte Person („Jürgen war’s! Ein Transvestit 
aus Berlin!“ — Bingo-BZ) wurde in einem Schnell- 
verfahren in Abwesenheit wegen „gefährlicher 
Körperverletzung“ zu drei Jahren Bewährung 
bei Androhung von sieben Monaten Haft verur- 
ceilt, Samira, so der Name, unter dem sie in 
Berlin bekannt ist, ging aber in Berufung. Sie 
will, daß die Sache als öffentlicher, politisch ge- 


‚Sind Lesben und Schwule verdammt frei oder 
zur Freiheit verdammt?“ fragte sich anläßlich des 
5jährigen Bestehens seiner Beratungsstelle das 
Kölner Sozıialwerk für Lesben und Schwule und ließ 
auf einer Tagung am 3. November im Homo- 
zentrum Schulz „Aids-Pastor“ Rainer Jarchow 
(Hamburg) und Psychotherapeutin Monika 
Streit (Berlin) zur „Heimat- und Sinnsuche“ re- 
ferieren: „Ist das Coming-Out überstanden und 
eine neue Identität gebildet, taucht bald die Fra- 
ge nach der neuen Heimat auf: erst sozial, dann 
räumlich und tendenziell mit zunehmendem Al- 
ter auch religiös, philosophisch und spirituell.“ 
Die Veranstalter/innen selbst deuten die Hin- 


Nevember/Dezember ZzCCC 


Amerikas“ ist May jedoch zum „harten Kampf“ 
gegen „dieses schreckliche Gesetz“ entschlos- 
sen, das eine „Gefahr“ für die amerikanische 
Öffentlichkeit darstelle. Er führe diesen Kampf 
nicht, weil er ein Aktivist für Schwulenrechte, 
sondern weil er ein amerikanischer Patriot sei. 
„Die Tatsache, daß ich schwul bin, verringert 
meine Pflicht nicht, mein Land zu verteidigen 
und für mein Land zu sterben.“ May, der zwecks 
Landesverteidigung zuletzt „mit der Nation ın 
den Kosovo“ zog, sieht sich „gesegnet mit der 
Möglichkeit, diese Schlacht zu führen“, die „eine 
Schlacht um den Triumph amerikanischer Werte 
und des amerikanischen Traums“ sei. Es gehe 
darum, „ein amerikanischer Bürger mit dem ge- 
schützten Recht auf Leben, Freiheit und dem 
Streben nach Glück zu sein.“ 

Und wer erlegte May die patriotische 
Schlacht ums geschützte Recht auf? — „Gott. 


führter Prozeß verhandelt wird, denn das Mo- 
tiv ihrer Tat war ein politisches. Am 22. Febru- 
ar war bereits das „Opfer“ im Auswärtigen Amt 
von einem kommissarischen Richter zu Sachver- 
halt und Tathergang vernommen worden. An- 
schließend stellten die Anwälte der Werferin die 
Frage, ob Fischer die Beteiligung der Bundes- 
republik an dem Krieg gegen Jugoslawien mit 
durchgesetzt habe. Die Frage wurde durch den 
Richter abgeblockt. Die Anwälte stellten dar- 
aufhin Antrag auf Befangenheit. 

Am 21. Dezember um 14 Uhr wird nun beim 
Amtsgericht Bielefeld (Gerichtsstr. 6, Ebene 4, 
Raum 4089) der Prozeßauftakt stattfinden. Sa- 
miras Unterstützer/innen organisieren ein um- 
fangreiches Begleitprogramm und mobilisieren 
bundesweit zur Teilnahme. 

Spenden für Samira an: Berliner Ermittlungs- 
ausschuß, Konto-Nr. 20610-106, Poscbank Berlin, 
BLZ 10010010, Stichwort „Aufprall“. 

Ausführliche Informationen: Fischerchöre, c/0 
Buchladen Schwarze Risse, Gneisenausstr. 2a, 1 0961 
Berlin, e-mail: arı@ipn.de Betreff: „Antikrieg E 


wendung zu Religion und Spiritus weniger als 
beginnende Altersdemenz, sondern als natürli- 
che Fortsetzung des Coming-Outs. „Lesben und 
Schwule fallen meist aus herkömmlichen Were. 
strukturen heraus. Die Familie mit Kindern ist 
nur für eine Minderheit von ‘Regenbogenfami- 
lien’ sinngebend. In den klassisch sinnstiftenden 
Institutionen, wie z.B. den Kirchen, wird ihnen 
bis heute die Heimat verweigert.“ 

Wo Freiheit nur innerhalb „herkömmlicher 
Wertestrukturen“ und „klassisch sinnstiftender 
Institutionen“ zu finden ist, ergibt Integration 
freilich „Sinn“. Denn daraus „beziehen Lesben 
und Schwule heute ihre Kraft, ihren Glauben. 
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Wie Rot-Grün mit der Rentenreform HIV-Positive existentiell bedroht 


HIV und AIDS als sexuell übertragbare, tödlich verlaufende Krankheit breitet sich auch hier- 
zulande weiter aus. Bei entsprechenden Voraussetzungen konnte bislang eine Berufs- oder 
Erwerbsunfähigkeitsrente beantragt werden. Rot-Grün und Schwarz-Gelb sind sich darin 
einig, dieses Recht bis Jahresultimo 2000 gravierend zu ändern - mit weitreichenden Folgen 
für chronisch Kranke bis an den Rand der Kriminalisierung. Von Orrtwın Passon* 


ie unmittelbar bevorstehende Än- 
De des Rechts auf Rente! 

wegen Berufsunfähigkeit (BU) 
oder gar Erwerbsunfähigkeit (EU) ist seit 
über zwei Jahren in der Diskussion — spä- 
testens nachdem die jetzige Bundesregie- 
rung im Anschluß an ihren Wahlsieg von 
1998 das von der alten Koalition noch kurz 
vor deren Abwahl beschlossene Renten- 
reformgesetz (RRG)’durch das derzeiti- 
ge Rentenkorrekturgesetz (RKG)? nicht 
revidierte, sondern lediglich für zwei Jah- 
ren aussetzte; Fachleute und Betroffenen- 
verbände hatten die Folgen des RRG als 
unsozial kritisiert. 

Nach Abschluß der im Sommer gelau- 
fenen Rentenkonsensgespräche zwischen 
rot-grüner Bundesregierung, CDU/CSU 
und F.D.P - die PDS blieb hiervon ausge- 
schlossen — wurde im September ein ent- 
sprechendes dreiteiliges Diskussions- 
papier‘ in die Bundestagsfraktionen gege- 
ben, wodurch klar war, daß die Neurege- 
lung der Frührenten aus der gesamten Ren- 
tenreform herausgelöst und vorgezogen 
wird. Die Regierungsfraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen haben zwei- 
einhalb Wochen danach mit der Vorlage ei- 
nes gemeinsamen Entwurfs eines Geset- 
zes zur Reform der Renten wegen vermin- 
derter Erwerbsfähigkeit (EMRG-E)’? das 
mehrstufige Gesetzgebungsverfahren im 


Einkommenssituation der Antragstellenden (Quelle: DAS) 


Einkommensquelle der Antragstellenden (Einzelfallhilfen) 1999 
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Parlament eröffnet, so daß der EMRG-E 
bereits am 12. Oktober seine 1. Lesung® 
und am 20. Oktober im Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung seine Anhörung’ 
hatte. Was wird sich demnach wie ändern? 


Jetzige Rechtslage 


Zunächst ein Blick auf das bis Jahresende 
geltende Recht®, wobei noch zwischen BU- 
und EU-Rente unterschieden wird: Wer 
seinen erlernten qualifizierten (Fach-) 
Arbeiterberuf nicht mehr, ansonsten aber 
noch jede andere leichte körperliche Tä- 
tigkeit ausüben kann, erhält — sofern dem 
Betroffenen keine anderweitige sozial zu- 
mutbare Tätigkeit benannt werden kann 
— eine BU-Rente, die den Lohnverlust zwi- 
schen alter qualifizierter und neuer gerin- 
ger qualifizierter Tätigkeit ausgleichen soll. 
Eine BU-Rente ist etwa ein Drittel niedri- 
ger als eine EU-Rente. Sozial zumutbar ist 
nach Rechtsprechung der Sozialgerichte ein 
Abstieg um eine Stufe zum Beispiel vom 
Facharbeiter auf eine Anlerntätigkeit von 
bis zu zwei Jahren oder von einer gehobe- 
nen Anlerntätigkeit auf eine einfache An- 
lerntätigkeit. Ob so Verwiesene eine der- 
artige Tätigkeit auch tatsächlich finden 
können, ist unerheblich. Ausreichend ist, 
wenn laut Arbeitsamt im Bundesgebiet sta- 
tistisch genügend 
freie Arbeitsplät- 
ze vorhanden 
sind. Dieses Spiel 
nennt sich „ab- 
strakte Betrach- 
tung“. Wer dage- 
gen weder seinen 
Beruf noch son- 
stige leichte kör- 
perliche Tätigkei- 
ten ausüben kann, 


also ein „erlo- 


schenes Leistungsvermögen“ hat, erhält 
die im Vergleich zur BU-Rente etwas we- 
niger niedrige EU-Rente. 

Im Gegensatz zum Schwerbehinder- 
tenrecht” wird im Rentenrecht der Lei- 
stungsminderungsgrad nicht in Prozenten, 
sondern in noch möglichen täglichen Ar- 
beitsstunden ausgedrückt: Wer nur noch 
unter acht und mindestens vier Stunden 
arbeiten kann, gilt als „untervollschichtig“, 
wer nur noch weniger als vier Stunden ar- 
beiten kann als „unterhalbschichtig“ lei- 
stungsfähig. Der Große Senat des Bundes- 
sozialgerichts in Kassel hat jedoch mit 
Urteil vom Dezember 1976'° entschieden, 
daß} auch derjenige eine Rente wegen ver- 
minderter Erwerbsfähigkeit beanspruchen 
kann, der nur noch untervollschichtig lei- 
stungsfähig ist, was vorgenanntem Prin- 
zip eigentlich widerspricht, mit der Be- 
gründung: Derjenige, der nur noch unter- 
vollschichtig leistungsfähig ist, müßte ei- 
gentlich einen Teilzeitarbeitsplatz anneh- 
men, um sein „Restleistungsvermögen“ zu 
verwerten. Dann erhielte er aber keine 
Rente. Da jedoch auch schon in den sieb- 
ziger Jahren Massenarbeitslosigkeit 
herrschte, urteilten die Kasseler Richter, 
daß ein Versicherter nicht — abstrakt — auf 
einen verschlossenen Arbeitsmarkt ver- 
wiesen werden kann, im Klartext, es gab 
und gibt einfach nicht genug Teilzeit- 
arbeitsplätze, schon gar nicht für gesund- 
heitlich Angeschlagene, dieses Risiko müs- 
se daher die gesetzliche Rentenversiche- 
rung übernehmen." Hier gilt also im Er- 
gebnis die „konkrete Betrachtung‘. 


Künftige Rechtslage 


Wie mit der ausgesetzten Blüm-Reform 
wird mit der bevorstehenden Riester-Re- 
form die „als Prestigerente für Versicher- 
te mit besonderer Qualifikation in heraus- 


[Sozialstaat live] 


Anzahl der Rentenzugänge 1989-1996 (Quelle: VDR-Grafik 3) 


Anzahl der Rentenzugänge 1996 


1990 1991 1992 1993 


gehobenen Positionen“'” diffamierte BU- 
Rente abgeschafft. Ausnahme: Lediglich für 
alle am 01.01.2001 bereits 40-jährigen und 
Ältere soll es aus Vertrauensschutzgründen 
weiterhin eine „Rente wegen teilweiser Er- 
werbsminderung bei Berufunfähigkeit“ 
geben.'” Für 39-jährige und Jüngere fällt 
die BU-Rente „bei In-Kraft-Treten der 
Reform“ ganz weg.'* Auch die EU-Rente 
(bislang $ 44 SGB VI) wird abgeschafft: 
„$ 44 wird aufgehoben.“ 

Durch Neufassung des $ 43 SGB VI 
tritt an beider Stelle eine Rente wegen ver- 
minderter Erwerbsfähigkeit (EM), bei der 
es in Zukunft nur noch auf das abstrakte 
medizinische Leistungsvermögen an- 
kommt, welches sich nicht mehr wie bis- 
her an einem acht-, sondern künftig an ei- 
nem sechsstündigen Schema orientiert: 
Demnach erhält eine volle EM-Rente, wer 
„auf nicht absehbare Zeit“ nicht minde- 
stens drei Stunden täglich arbeiten kann 
(Vollrente), eine halbe EM-Rente dagegen 
nur, wer noch drei bis weniger als sechs 
Stunden täglich arbeiten kann (Teil- 
rente).' 

HIV-Positive und AIDS-Kranke zum 
Beispiel, die aufgrund ihrer noch nicht 
rasch „genug“ fortgeschrittenen Krankheit 
oder Behinderung oder vielleicht auch im 
Zuge einer zeitlich begrenzten Stabilisie- 
rungswirkung einer antiretroviralen The- 
rapie (ART) zwar unter acht und minde- 
stens sechs Stunden täglich arbeiten kön- 
nen und bislang — unabhängig von ihrem 
AOsten — „konkret betrachtet“ wenigstens 
Anspruch auf eine EU-Rente hatten, ge- 
hen künftig völlig leer aus: „dabei ist die 
jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu be- 
rücksichtigen‘; sie gelten künftig nicht 
mehr als erwerbsgemindert.!' 

Zwar werden prinzipiell arbeitsmarkt- 
bedingte Mehrkosten der Rentenversiche- 
rung von der Bundesanstalt für Arbeit er- 
statret'*. Inwieweit bei den drei bis weni- 
ger als sechs Stunden leistungsfähigen ar- 
beitslos Gemeldeten unter Fortgeltung der 
bisherigen „konkreten Betrachtung“ den- 
noch teilweise EM-Renten gezahlt werden, 


ist unklar. „Im 
Zweifelsfall muß 
der Betroffene 
ein ergänzendes 
Arbeitslosengeld 
bzw. Sozialhilfe 
beantragen“'” 
und damit ver- 
bundene Er- 
schwernisse und 
Ungewißheiten 
bewältigen. 

Während 
heute eine Berufs- oder Erwerbs- 
unfähigkeitsrente nur dann befristet bewil- 
ligt wird, wenn der Teilzeitarbeitsmarkt 
verschlossen ist oder die beurteilenden 
Ärzte nach aller Voraussicht eine Behebung 
der Leistungsminderung erwarten, werden 
EM-Renten künftig regelmäßig nur noch 
auf drei Jahre befristet ausgezahlt, um dann 
nach erneuter Prüfung gegebenenfalls ver- 
längert zu werden.?’ Ausnahme: Es ist 
nach ärztlicher Einschätzung von vornher- 
ein klar, daß sich der Gesundheitszustand 
nicht mehr verbessern wird. 

Mit einer verschärften Hinzuverdienst- 
regelung ($ 96 a Abs. 1a) würde die rot- 
grüne Reform einer Kriminalisierung HIV- 
Positiver und AIDS-Kranker in Einzelfäl- 
len sogar unerwartet Vorschub leisten: 
Denn unabhängig 
von der voraus- 
sichtlichen Redu- 
zierung von der- 
zeitigen Zwei- 
drittel-BU-Ren- 
ten auf halbe EM- 


1996 


1994 1995 


schlägen bis zu 
10,8 Prozent”? auf 
alle Renten wird 
beispielsweise bei 
EM-Teilrenten 
das Einkommen, 
das über einem 
bestimmten Freibetrag liegt, zur Hälfte auf 
die Rente angerechnet. Selbst darauf an- 
gewiesene Vollrentner werden kaum mehr 
einen „legalen“ 630-Mark-Job finden, bei 
dem sie nur unter drei Stunden pro Tag”" 
arbeiten dürfen beziehungsweise müssen. 
Sollten sie diese Zeitbegrenzung über- 
schreiten, laufen sie im Rahmen der alle 
zwei Jahre stattfindenden Rentenüber- 
prüfung” nicht nur Gefahr, ihre Rente 
rückwirkend wieder aberkannt”‘ zu be- 
kommen, sondern sich zudem eine Straf- 
anzeige wegen Leistungsbetrugs einzufan- 
gen. 
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Rente „verjubeln”? 


„Erst ficken die sich halb tot und dann wol- 
len die auch noch Geld dafür haben“, ist 
ein immer wieder formuliertes, Sozialneid 
und Zynismus ausdrückendes Klischee. 
Wer infiziert sich mit HIV, um Frührent- 
ner zu werden? Fakt ist: Die meisten Men- 
schen mit HIV und AIDS leiden unter gro- 
Ber finanzieller und sozialer Not. „Weit 
über die Hälfte der in Deutschland an HIV 
und AIDS erkrankten Menschen ist jün- 
ger als 40 Jahre.“ Hierzu hat die Deut- 
sche AIDS-Hilfe (DAH) in Berlin schon 
1994 festgestellt: „Am deutlichsten wird 
dies in der Rentenversicherung (...) Auch 
wenn hierdurch viele, auch jüngere Men- 
schen in den Genuß von Erwerbsun- 
fähigkeitsrenten kommen können, wird es 
für sie schwierig, ihren Lebensunterhalt 
davon zu bestreiten (...) Wo das ‘Netz’ der 
sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche 
nicht mehr hält, bleibt meist nur noch So- 
zialhilfe (...) Die Ursache, weshalb das Sy- 
stem der Sozialversicherungen für jünge- 
re Menschen und damit auch für die mei- 
sten Menschen mit HIV und AIDS nur 
unzureichend in der Lage ist, das Abglei- 
ten in die soziale Verarmung zu verhindern, 
sind grundsätzlicher Natur.“”® Viele von 
ihnen werden nicht nur wegen ihrer Grund- 


Verteilung der Rentenzugänge 1996 
auf Altersklassen (VDR-Grafik 8) 
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erkrankung, sondern in der Folge entwik- 
kelter zusätzlicher Krankheitsbilder, ins- 
besondere neurologischer und psychiatri- 
scher Probleme?’ multimorbid und schwer- 
behindert’°. Der Gebrauch von „Cannabis 
als Medizin“?! hilft hier kaum weiter, wie 
die Deutsche AIDS-Stiftung (DAS) in 
Bonn aufgrund von 6.599 Anträgen auf 
Einzelfallhilfe von notleidenden HIV-Po- 
sitiven und AIDS-Kranken allein 1999 
weiß: Fast doppelt so hoch wie die Zahl 
der antragstellenden HIV-positiven EU- 
und BU-Rentner/innen war die der Sozial- 
hilfeempfänger/innen (vgl. DAS-Tabelle 
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Einkommenssituation der Antragstellen- 
den)’’und „trotz medizinischer Fortschrit- 
te blieben die Hilfsanfragen (...) im Jahr 
1999 auf Höchstniveau.“”’ 


Die Exner-Studie 


Vor diesem Hintergrund hat die Arbeits- 
und Sozialmedizinerin Dr. Helga Exner- 
Freisfeld vom Klinikum der Johann-Wolf- 
gang-Goethe-Universität Frankfurt am 
Main für den Verband Deutscher Renten- 
versicherungsträger (VDR) einmal näher 
untersucht, inwieweit die gesetzlichen 
Rentenkassen durch HIV-Positive und 
AIDS-Kranke tatsächlich belastet wer- 
den’* und festgestellt, daß die chronische 
AIDS-Krankheit „oft schon bei jüngeren 
Erwachsenen zum Verlust der Erwerbsfä- 
higkeit“ führt mit der Folge, „daß der bis- 


Verteilung der Renten bei den Zugängen 1996 
(Quelle: VDR-Grafik 13) 
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herige Arbeitsverdienst geringer wird oder 
völlig wegfällt.“”” Wie die Anzahl der 
Rentenzugänge „infolge AIDS und Vorsta- 
dien”’° im untersuchten Zeitraum zeigt, 
sind immer mehr HIV-Infizierte auf Früh- 
rente angewiesen (vgl. VDR-Grafik 3). 
Hierbei ist die Zahl der unter 40-jährigen 
die größte (vgl. VDR-Grafik 8): „Die Al- 
tersgruppe der < 40jährigen umfaßt ge- 
rade denjenigen Personenkreis, welcher im 
volkswirtschaftlichen Produktionsprozeß 
in der intergenerationellen Altersversor- 
gung eine tragende Rolle spielt. Auch bei 
zunehmender Berentungshäufigkeit in die- 
ser Gruppe ist ein Finanzierungsengpab 
nicht zu erwarten.“’ Daß HIV-Positive 
und AIDS-Kranke sich alles andere als aus 
der Rentenkasse bereichern, hat Dr. Exner- 
Freisfeld ebenfalls differenziert belegt und 
dabei die relative Häufigkeit der Renten- 
empfänger in den einzelnen Rentenein- 
kommensklassen gegenübergestellt (vgl. 
VDR-Grafik 13). Beim Vergleich von 
„AIDS und anderen chronischen Krankhei- 
ten als Ursache für frühzeitige Beren- 
tung“ ’® stellt sie schließlich fest: Mit dem 
ausgewerteten Zahlenmaterial von BfA 
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Renteneinkommensklasse 


und LVA läßt sich „keine besondere Stel- 
lung der HIV-Infektionen hinsichtlich der 
Belastung der Rentenversicherungsträger 
ableiten. In der Gesamtheit aller 283.693 
Erwerbsminderungsrenten von 1996 ist 
der Anteil, welcher auf die HIV-Infektio- 
nen zurückzuführen ist, mit 0,4 % eher 
unbedeutend.“ 


Parteien und Verbände 


An der „Konsenssoße“ der 1. Lesung‘” von 
Rot-Grün und Schwarz-Gelb hat sich bis 
zur Anhörung im Fachausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung nichts geändert: Kei- 
ne®' bis unqualifizierte‘? Stellungnahmen. 
Grundsätzlich kritisch lediglich die lesben- 
und schwulenpolitische Sprecherin der 
PDS, Christina Schenk, die „erhebliche 
Probleme“ auf die Gruppe der HIV-Posi- 
tiven und AIDS- 
Kranken zukom- 
men sieht, „sollte 
dieser Gesetzes- 
entwurf in der vor- 
liegenden Form 
verabschiedet wer- 
den“.*” Und der 
behindertenpoliti- 
sche Sprecher der 
PDS, Dr. Ilja 
Seifert, ergänzt: 
„Wer beispiels- 
weise relativ gut 
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verdient und positiv getestet wird, muß 
entweder auf die Erwerbsminderungsrente 
verzichten oder auf seinen gut bezahlten 
Job. Von Nachteilsausgleich keine Spur.““ 

Der 1917 als Reichsbund gegründete, 
auch die Interessen von Rentnern und So- 
zialhilfeempfängern vertretende Sozialver- 
band Deutschland (SoVD) hält auch nach 
Vorlage des EMRG-E an seiner Kritik fest: 
„Im Grundsatz übernimmt die jetzige Bun- 
desregierung die von Gewerkschaften und 
Sozialverbänden heftig abgelehnte Neu- 
ordnung der alten Bundesregierung“, die 
„weder aus sozialpolitischen Gründen noch 
hinsichtlich der praktischen Umsetzbarkeit 
akzeptabel“ sei. „Fraglich ist auch, ob die 
beratenden Mediziner in der Lage sein wer- 
den, die Beurteilung des quantitativen Leı- 
stungsvermögens“ im Rahmen der neuen 
Stufenregelung „tatsächlich vorzunehmen. 
Willkürliche Entscheidungen und eine er- 
hebliche Belastung der Sozialgerichte mit 
unterschiedlicher rechtlicher Auslegung 
scheinen schon jetzt vorprogrammiert. Für 
die Teilrenten ergäben sich weitere Proble- 
me insbesondere aus der Frage, ob und in- 
wieweit rentenversicherungsmathemati- 


sche Abschläge vorgenommen werden sol- 
len bzw. dürfen, und ebenso müßte die Fra- 
ge der Hinzuverdienstgrenzen insgesamt 
überdacht werden.“ 

Und der Verband der Kriegs- und 
Wehrdienstopfer, Behinderten und Rent- 
ner Deutschland e.V. (VdK) sekundiert 
zum drei- bis sechsstündigen Leistungs- 
schema ganz aktuell: „Die Problematik 
liegt darin, daß unsere Arbeitswelt auf bis 
zu 4 und über 4 Stunden abgestellt ist. Teil- 
zeitarbeit funktioniert auf dieser Basis“, so 
daß bezüglich der Begutachtung der 
Arbeitsfähigkeit „erhebliche Probleme ent- 
stehen werden. Die Leistungsfähigkeit von 
Menschen, die HIV-positiv sind oder an 
AIDS bereits erkrankt sind, findet nicht 
die notwendige Berücksichtigung.“ 

Sonderbar dagegen die DAH, die als 
„Interessenverband der Menschen mit 
HIV und AIDS“ zu den Auswirkungen 
der Reform trotz wiederholter Anfrage 
auch wenige Wochen vor ihrer Realisierung 
anscheinend keine Meinung hat.“ 


Fazit 


Die bevorstehende Riester-Reform ist 
strukturell genauso wenig innovativ wie 
die inhaltlich verblüffend ähnliche Blüm- 
Reform. „Andersrtum muß regiert wer- 
den!”, war eine Forderung des CSD 1998, 
mit dem der Großteil HIV-Positiver und 
AIDS-Kranker zur Abwahl von Schwarz- 
Gelb aufgerufen wurde. Daß Rot-Grün die 
zweijährige Galgenfrist des RKG lediglich 
zum weitgehenden Abschreiben des RRG 
unter neuem Etikett nutzte, ist demaskie- 
rend: Rund 57.000° HIV-Positive und 
AIDS-Kranke sind wie andere chronisch 
Kranke und Schwerbehinderte für SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU und 
F.D.P nur Manövriermasse und Einspar- 
potential. Wen wundert’s? Entsolidarisie- 
rung im unmittelbaren Lebensumfeld der 
Hauptbetroffenen ist längst Alltag: Da es 
sich aus Sicht zahlreicher, auf Anzeigen- 
aufträge fixierter Printmedien der Szene 
bei den Betreffenden um keine attraktive, 
weil wenig kaufkraftstarke Zielgruppe han- 
delt, fokussieren sich Informationen für 
diese häufig auf Meldungen, die sich auf 
künstliche, konstruierte Bedürfnisse kon- 
sumptiver Art im Spaß- und Barbereich 
(Partys, Neueröffnungen, Kneipenjubiläen, 
Happy Hours etc.) reduzieren. Der kollek- 
tive, heuchlerische Aufschrei im Homo- 
Blätterwald nach dem Neujahrskater ist 
jetzt schon zu erahnen — zu spät. 

Denn für viele HIV-Positive oder AIDS- 


Kranke wird ein Rentenantrag im alten 
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[Sozialstaat 


Jahr nicht unbedingt auch eine Rente nach 
altem Recht bedeuten, da — nichts Neues 
— befristete Frührenten „nicht vor Beginn 
des siebten Kalendermonats nach dem Ein- 
tritt der Minderung der Erwerbsfähigkeit 


«50 


geleistet“ werden, Leistungsfall und Ren- 


tenbeginn also nicht identisch sind. „Be- 
stand am 31. Dezember 2000 Anspruch auf 
eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit, ent- 
steht aus Anlaß der Rechtsänderung kein 
Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbs- 
minderung.“”' Im Klartext: Nur Erwerbs- 
geminderte, die bis zum 31. Mai dieses Jah- 
res in Arbeitsunfähigkeit verfallen sind und 
aus dieser anhaltenden Krankschreibung 
heraus eine BU- oder höhere EU-Rente be- 
antragt haben oder noch bis zum Reform- 
beschluß in 2000 beantragen werden, ha- 
ben eine relativ hohe Chance auf Rente nach 
„besserem“ Recht. Vor dieser Grundsatz- 
problematik’? „Leistungsfall Juni bis No- 


L vgl. Sozialgesetzbuch (SGB), Sechstes Buch (VI), Ge- 
setzliche Rentenversicherung 

2 vgl. RRG vom 16.12.1997 (BGBl. I, 2998) 

3 vgl. RKG vom 19.12.1998 (BGBl. I, 3843) 

4 bestehend aus den Zielformulierungen „Schwerpunk- 
te des Altersvermögensaufbaugesetzes“ (9 Seiten), dem 
„Diskussionsentwurf zur Reform der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung und zur Förderung des Aufbaus eines 
kapitalgedeckten Vermögens zur Altersvorsorge“ (186 
Seiten) und dem „Diskussionsentwurfeines Gesetzes zur 
Reform der Renten wegen verminderter Erwerbsfähig- 
keit“ (99 Seiten) vom 21./22.09.2000 

5 vgl. Deutscher Bundestag, 14. Wahlperiode, Drucksa- 
che 14/4230, vom 09.10.2000 

6 vgl. Deutscher Bundestag, Stenographischer Bericht, 
124. Sitzung, Plenarprotokoll 14/124, 12.10.2000 

7 geänderter Zeitplan: 25.10.2000 Beratung des Ge- 
setzentwurfs im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, 
15.11.2000 Abschließende Beratung des Gesetzentwurfs 
7.11.2000 
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01.12.2000 (Welt-AIDS-Tag) Behandlung des beschlos- 
senen Geserzentwurfs im Bundesrat, 07.12.2000 Zurück- 


im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, 1 


weisung eines etwaigen Einspruchs des Bundesrats durch 
den Bundestag, 01.01.2001 Inkrafttreten des EMRG 

8 vgl. Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, BFA- 
Information 5, Renten wegen verminderter Erwerbsfä- 
higkeit, Berlin, 23. Aufl., 05/2000, S. 3 ff. 

9 HIV-Positive und AIDS-Kranke können und sollten 
vor einem Rentenantrag bei dem für sie zuständigen Ver- 
sorgungsamt einen Antrag nach dem Schwerbehinder- 
tengeserz (SchwbG) auf Feststellung von Behinderun- 
gen, des Grades der Behinderung und der Ausstellung 
eines Ausweises stellen, da zum Beispiel im entsprechen: 
den Antragsformular der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte (BfA) Rentenantragstellende nicht nur ge- 
fragt werden, ob und seit wann denn im Zuge der aktı- 
ellen Krankschreibung Krankengeld bezogen wird, son- 
dern auch aufgefordert werden, einen Schwerbehinder- 
tenausweis oder ÄAnerkennungsbescheid des Versorgungs- 
amtes beizufügen. 

LO'’BSG, GS, 10.12.1976 in SozR 2200 $ 1246 Nr. 13 

ll s.a. Raik Dreher, RRG 1999 ab 01.01.2001. Tisch- 
vorlage 0.D., Mannheim, Oktober 2000 

l2 EMRG-E, ‚A. Allgemeiner Teil, II. 
Schwerpunkte des Gesetzentwurfs, Ziff. 4 Berußsschutz 

l3 EMRG-E, Ziff. 42: Neufassung der $$ 240 und 241 

14 vgl. Deutscher Bundestag, 14. Wahlperiode, Druck- 


Begründung 


live! 


vember 2000 und somit mit einem 
Rentenbeginn frühestens ab 01.01.2001“ 
hat auch der Fachausschuß für Versiche- 
rung und Rente (FAVR) des VDR gewarnt: 
„Hierbei kommt es nicht darauf an, ob die 
Rentengewährung noch vor oder erst nach 
dem Inkrafttreten des maßgeblichen neu- 
en Rechts beantragt wird bzw. ob die für 
die Rentengewährung erforderlichen An- 
sprüche und Sachverhalte vor oder nach 
der Rechtsänderung bestanden oder vor- 
gelegen haben (Schmitt, in: Wannagat, $ 
300 SGB VI; Rn. 18).“” 


Guten Rutsch! 


Jetzt nur noch mit tränenverklärtem Blick 
in die Fichte zu starren, hätte keinen prak- 
tischen Nutzen. Außer in den 66 Aus- 
kunfts- und Beratungsstellen der BfA gibt 
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15 EMRG-E, Ziff. 11 
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20 EMRG-E, Ziff. 29: Neufassung des $ 102 Abs. 2 

21 bzgl. 40jährige und Ältere vgl. Fußnote 1: Ziel- 
formulierungen „Schwerpunkte des Altersvermögensauf- 
baugesetzes”, Ziff. 10, 3. Spiegelstrich, Ei Satz, S.9 

22 Ebenda, Ziff. 10, 2. Spiegelstrich, S 

23 EMRG-E, Ziff. 28: Einfügung eines Ki lanach $ 
96a Abs. | 

24 EMRG-E, Ziff. 10: Neufassung $ 43 Abs. 2 Satz 2 

25 vgl. BFA-Fragebogen „! Nachprüfung der weiteren 
Rentenberechtigung“ 4.0560 RZ, Ziff. 2, Buchst. d 

26 vgl. $ 100 Abs. 3SGBVl 

27 Deutsche AIDS-Stiftung, Pressemitteilung, Bonn, 
17. September 2000 

28 Friedrich Baumhauer, Aufder Achterbahn. Am Ende 
landen sie alle unten: das Auf und Ab im System der 
Sozialversicherungen — eine Übersicht, in: AIDS-FO- 
RUM D.A.H., Band XV, AIDS und soziale Not. Annä- 
herungen an ein komplexes Thema, Berlin, September 
1994, S. 26 ff. 

29 vgl. Peter Wießner (Hrsg.): AIDS-FORUM D.A.H., 
Band XXXII, Neurologische und psychiarrische Proble- 
me bei HIV und AIDS. Herausförderungen in der Ver- 
sorgung, Berlin, Juli 1998 

30 vgl. Wolfgang Kohl, „ 
auf weiß, was mit mir los ist” — Antrag auf Schwer- 
behinderung, in: Peter Wieliner (Hrsg.): AIDS-FORUM 
D.A.H.. Band XXXV, Leben mit Behinderung. Leben 
mit HIV und AIDS, Berlin, Oktober 1999, S. 203 ff. 

3 vgl. Prof. Dr. jur. Lorenz Böllinger, Cannabis-Medi- 
kation und-Recht, in: AIDS-FORUM D.A.H., Sonder- 
band. Cannabis als Medizin. Beiträge aufeiner F 'achta- 
gung zu einem drängenden Thema, Berlin, Juni 1996, 5 
23 ff. 

32 Deutsche AIDS-Stiftung, Hilfe für Menschen mit 
HIV und AIDS im Jahr 1999, Tätigkeitsbericht, Bonn, 
24. Mai 2000, S. 29 
33 Deutsche AIDS-Stiftung, Pressemitteilung, Bonn, 
29.00.2000 

34 Dr. Helga Exner-Freisfeld, Rentenzugänge in der 
gesetzlichen Rentenversicherung (LVA und BfA) der 
Bundesrepublik Deutschland durch AIDS, ARC und son- 
stige HIV-Infektionen für die Jahre 1989-1996, in: Ver- 


Plötzlich habe ich es schwarz 
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es zeitnah und genauso kompetent die 
Möglichkeit, sich bei sogenannten BfA- 
Versichertenältesten’*, also ehrenamtlich 
tätigen Rentenprofis ganz in der Nähe per- 
sönlich beraten zu lassen. Ohne deren Rat, 
eine vorher vorgenommene Kontenklä- 
rung und eine EU-Musterberechnung kann 
kaum eine fundierte Entscheidung getrof- 
fen werden. Die Zeit drängt — schon seit 
mindestens zwei Jahren. 

Im übrigen gewähren SoVD und VdK 
ihren Mitgliedern bei entrichteten Jahres- 
beiträgen professionellen Rechtsschutz vor 
den Sozialgerichten. 

Und wer (noch) kein HIV-positives Test- 
ergebnis hat, kann sich beim Bund der 
Versicherten oder ganz aktuell bei der Stif- 
tung Warentest nach deren Empfehlungen 
für private Berufsunfähigkeitsversiche- 
rungen ohne (!) Verweisungsrecht” erkun- 


digen. 


* Ganz beson- 
derer Dank gilt 
Hanne Kastner 
und Raik Dre- 
her für ihre An- 
regungen und 


band Deutscher Rentenversicherungs- 
träger (Hrsg.), Frankfurt am Main, 1 1/ 
98,$S. 754 ff. 

35 Ebenda, S. 756. 

36 Ebenda, S. 758 f. 

37 Ebenda, S. 761 

38 Ebenda, S. 766 f. 

39 Ebenda, S. 767 

i0 vgl. Fußßnote 6 f 

{1 MdB Hanna Wolf(SPD), MdB Volker Beck (Bü’90/ 
Grüne) und MdB Thomas Koch (CSU) bezogen trotz 
Anfragen (11.u.13.10.2000) zu Verschlechterungen für 
HIV-Positive bis zum 20.10.2000 keine Stellung 

i2 MdB Jörg van Essen (F.D.P.) hat anscheinend nicht 


Reflexionen zu 
diesem Beitrag. 


einmal die Konsensgespräche verfolgt, da er nun doch 
noch „Vorträge der Sachverständigen“ (13.10.2000) be- 
nötigt. Und MdB Ilse Falk (CDU ) verspricht, sie werde 
„gerne in den Ausschußberatungen auf Neuregelungen 
achten“ (11.10.2000) und reagierte ansonsten „befrem- 


det“ und „verwundert“ (18.10.2000) aufeine nachdrück- 


liche Nachfrage (13.10.2000). 
{3 MdB Christina Schenk, Stellungnahme vom 
12.10.2000 
i4 MdB Dr. Ilja Seifert, Stellungnahme vom 13.10.2000 
i5 SoVD, Stellungnahme und Forderungen zur Renten- 
reform 2000, Bonn, März 2000, Ziff. IV.L.,S. 7 F. 
i6 VdK, Stellungnahme des Geschäftsführers Ulrich 
Laschet, Bonn, 10: Oktober 2000 


17 vel. Jahresbericht 1999 der Deutschen AVIDRE Hilfe 


e.V, Berlin, Juni 2000 
iS Anfragen vom 05. und 11.10.2000 zu den Auswir- 
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101 Abs. 1 SGB VI 


)S-Hilfe ‘99 in Zahlen: Epidemiologi- 


sche Situ: 
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97.06.2000, Frankfurt am Main, TOP 5, Ziff. 1,S. I5ff. 
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5.4 Sie vertreten die Interessen der Versicherten und'Rent- 


ner und werden von der Vertreterversammlung gewällt. 
Deren Telefonnummern sind bei der BfA unter Telefon 
(030) 865 1 oder zum ! Nulltarifunter der bundesweiten 


BfA-Hotline 0800/35 33 1919 zu erfragen. 
|. hierzu: Hans Dieter Meyer, Ratgeber Versiche- 
287 KM. 
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tung, Hamburg/München, 18. Aufl., 1998, S 
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AHD-Maskottchen 


Himmel und Hölle 


Überraschende Erkenntnisse aus Düsseldorf: 
„Schwule, die ihre Sexualität nur versteckt aus- 
leben, sind eine HIV-Risikogruppe.“ Mit diesem 
Worten zitiert die Westdeutsche Zeitung( WZ) am 
24. September 2000 Äußerungen des Geschäfts- 
führers der Düsseldorfer AIDS-Hilfe, Peter von 
der Frost. Von der Frost hatte während eines Pres- 
segesprächs die Zustimmung seines Vereins zur 
Eingetragenen Partnerschaft mit der Feststel- 
lung untermauert, verantwortungsvoller Um- 
gang mit der eigenen Sexualität — und damit ver- 
bunden die verringerte Gefahr einer HIV-Infek- 
tion — sei „viel schwerer“ für jene zu bewerkstel- 
ligen, die nicht offen zu ihrer Homosexualität 
stünden. Aus diesem Grund sei der Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung „eine gute Sache“. 
Seine Unterstützung für den — gesundheitsför- 
dernden? — Zwang zur Offenlegung der Sexuali- 


Notwendiges Übel (1) 


Am 4. November 2000 hielt die Arbeitsgemein- 
schaft Two in One, Lesben-, Schwulen- und Tran- 
senpolitik bei der PDS, in Dresden ihr Bundes- 
treffen ab. In den Räumlichkeiten des lesbisch- 
schwulen Vereins Gerede e. V nahmen die Teilneh- 
mer/innen eine „Verständigung über die Haltung 
der AG zur Eingetragenen Partnerschaft“ und 
eine „Auswertung des Parteitags“ vor. Ferner 
stand eine Debatte über das — offenbar inaktu- 
ell gewordene — Grundlagenpapier vom März 
1997 an. In diesem erklärte die AG: „Im Sinne 
des Programms der PDS ist Sozialismus für uns 
ein notwendiges Ziel.“ Das derzeit noch gültige 
Papier gibt Auskunft darüber, wie nach dem 
Scheitern des „undemokratischen, bürokrati- 


Notwendiges Übel (2) 


Erfolgreich in sexualpolitischen Fragen agiert 
Caren Lay. Ihr Plädoyer für einen „perversen 
Sozialismus“ in der Zeitschrift der sächsischen 
PDS-Landtagsfraktion Parlament von links (pv)) 
hat inzwischen eine lebhafte Debatte über die 
Parteigrenzen hinaus entfacht. Innerhalb des pv/ 
Interviews zum CSD hatte die parlamentarisch- 
wissenschaftlichen Beraterin der Fraktion im Juni 
die These vertreten, Sexualität könne heute nicht 
mehr als ein „privates“ Problem begriffen wer- 
den. „Sozialistische Sexualpolitik sollte sich we- 
niger auf den Schutz sogenannter Minderheiten 
konzentrieren, sondern die Privilegien von 'nor- 
malen’ Heterosexuellen abschaffen.“ Zwar könn- 
ten Minderheitenrechte in Einzelfällen „sinnvoll 
sein“, aber dies müsse „von Fall zu Fall entschie- 


Alles Illu 


„Drei Mio. Zuschauer sollte man nicht als volks- 
dumm bezeichnen. Das Publikum identifiziert 
sich mit den Kandidaten. Wir haben alle schon 
davon geträumt, berühmt zu sein.” Die Frage 
der Super Illu (26. Oktober) zu dieser Antwort 


tät gegenüber dem Staat begründete der ge- 
schäftsführende AIDS-Bekämpfer damit, das 
Gesetz könne „helfen“, „Diskriminierung abzu- 
bauen“. Denn: „Diskriminierung ist ein Motor 
für HIV.“ 

Die WZ führt anschließend aus: „Die AIDS- 
Hilfe will deshalb den Dialog mit Düsseldorfer 
Organisationen suchen, um für das Gesetz zu 
werben. Vor allem von den Kirchen erwartet 
man Schützenhilfe. Lange Zeit habe Homose- 
xualität als ‘sicherer Pflasterstein auf dem Weg 
in die Hölle’ gegolten, so (AIDS-Hilfe-) Mitar- 
beiter Peter Bürger — jetzt sei es an der Zeit, 
daß die Kirchen mit dieser Tradition brechen. 
Von der Frost: ‘Die Debatte um die Straßen- 
ordnung hat gezeigt, daß die Kirchen eine ge- 
wichtige Stimme haben.“ — Mit Gott und AIDS 
für eine neue Verkehrsordnung. 


schen“ das nunmehrige Ziel des notwendigen So- 
zialismus — „im Sinne des Programms der PDS“ 
— verwirklicht werden soll. „Als radikal anti- 
patriarchale und gesellschaftskritische Gruppe 
innerhalb der noch vorhandenen Reste der Les- 
ben- und Schwulenbewegung“ strebe die AG 
„eine Mitarbeit in den Gremien der PDS und den 
Parlamenten aller Ebenen an“. Da „von der Exi- 
stenz einer außerparlamentarischen Bewegung 
im Moment nicht ausgegangen werden kann“, 
müsse die AG durch „kreative Mitarbeit“, „z.B. 
in den Bereichen CSD“, eine „kritische Öffent- 
lichkeit herstellen“. Mit dieser kreativen Politik 
erreichte die AG in der letzten Dekade vor al- 
lem ... „Menschen aus Ost und West“. 


den werden“. Politik für sexuelle Minderheiten 
sei „zwangsläufig darauf angewiesen“, die „Kate- 
gorisierung der Menschen nach sexuellen Krite- 
rien fortzuführen“, die man doch gerade abschaf- 
fen wolle. Daher müsse die Forderung sein, „daß 
Sexualität den Staat nichts angeht, solange die 
gegenseitige Einwilligung aller Beteiligten be- 
steht“. Für die PDS gehe es auch darum, mit die- 
ser Politik „neue WählerInnenpotentiale“ zu er- 
schließen, „nicht nur bei Lesben und Schwulen 
und anderen ‘Perversen’, sondern auch bei denje- 
nigen, die mit ihnen solidarisch sind“. „Deshalb 
war es ja auch gerade so wichtig, daß sich der 
letzte PDS-Parteitag für das in der DDR be- 
gangene Unrecht an Lesben und Schwulen ent- 


schuldigt hat.“ (vgl. Gig/Nr. 8, S.18 ff.) 


von Kaffeetante Ralf Morgenstern lautete: „Ist 
Big Brother nur Volksverdummung?“ Burdas Illu 
fürs Wir-sind-das-dumme-Ostvolk hat über eine 
Million Auflage. Den Kaffeeklatsch der berühm- 
ten Kölnerin sehen täglich etwa — ähm ... 


Fotos: AIDS-Hiltle Düsseldorf, Deutscher Bundestag 
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„Nach der Bundestagsanhörung zur Rechtsstel- 
lung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaf- 
ten, bei der der Koalitionsentwurf von den Sach- 
verständigen kontrovers bewertet wurde, sieht 
Bundesjustizministerin Herta Däubler-Gmelin 
(SPD) ‘keinen Bedarf für grundlegende Verän- 
derungen’“, meldete die Katholische Nachrichten- 
Agentur (KNA) am 20. September. Hier, leicht 
gekürzt, das Interview von KNA-Mitarbeiter 
Christoph Strack mit der Justizministerin: 

KNA: Frau Bundesjustizministerin, der Ent- 
wurf der Koalitionsparteien ist bei der Experten- 
anhörung im Bundestags-Rechtsausschuss auf 
zum Teil deutliche Kritik gestoßen. Das gilt we- 
niger für den internationalen Vergleich des Vor- 
habens als vielmehr für die Bewertung der Ver- 
fassungsmäßigkeit und die gesetzestechnische 
Ausformulierung. Wie ist Ihr Fazit zu den Ex- 
pertenstimmen? 

Däubler-Gmelin (DG). Es gab außerordent- 
lich wenig Fachkritik. Die meisten Experten teil- 
ten sie keineswegs. Ich denke, daß sich die Über- 
legungen der Koalitionsfraktionen als sehr trag- 
fähig erwiesen haben. Es geht nun mal darum, 
Schluß mit der Diskriminierung zu machen. 

KNA: Muß an dem vorliegenden Text nur in 
vielen Details oder auch im Kern - Streitthema: 
Übereinstimmung oder Abgrenzung zum Insti- 
tut der Ehe — nachgearbeitet werden? 


„Um was es geht“ erläuterte, ebenfalls im Sep- 
tember, der Jürgen Bieniek vom gay-press.de: „Es 
geht um gleiche Rechte, also gleiche Behand- 
lung für gleichgeschlechtliche Paare.“ Leider läßt 
die community die notwendige Begeisterung für 
ihre Gleichbehandlung bislang vermissen. „Si- 
cher, viele Schwule und Lesben, genauso wie 
Heteros, wollen heutzutage gar nicht heiraten, 
weil sie diese Form des Zusammenlebens für 
antiquiert, patriarchalisch, spießig oder sonst 
was halten.“ Aber — Bürgerrechtspolitik kann 
sich schließlich nicht um alles kümmern — „dar- 
um geht es bei der aktuellen Debatte nicht! Es 


Um was es geht, erläuterte am 31. Oktober 2000 
auch Harald Raab von der Mittelbayerischen Zei- 
tung im Kommentar „Wer demontiert die Ehe?“: 
„Es geht nicht darum, eine traditionelle Part- 
nerschaft in ihren Formen nachzustellen, son- 
dern einer anderen Privatheit rechtlichen und 
sozialen Schutz zukommen zu lassen.“ Mit der 
Registrierten Partnerschaft habe „sich endlich 
die Wohnungs- und Bettschnüffelei in Wohlge- 
fallen aufgelöst, jeder kann zusammenleben mit 
wem er will: Man/Frau, Mann/Mann, Frau/Frau. 
Wer wen wie liebt, ist Privatsache“. Natürlich 
mute es „inkonsequent und immer auch etwas 
albern an, wenn gleichgeschlechtliche Partner 
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DG: Ich sehe keinen Bedarf für grundlegen- 
de Veränderungen. Das schließt natürlich nicht 
aus, daß die Abgeordneten hilfreiche Hinweise 
gern übernehmen. Es ist von vornherein klar, daß 
Ehe und Lebenspartnerschaft zwei unterschied- 
liche Institutionen sind. 

KNA: Auch Ihr Begründungsansatz für das 
gesamte Vorhaben, Diskriminierungen abzubau- 
en, wurde von Rechtsexperten in Frage gestellt. 
Haben Sie dafür Verständnis? 

DG: Was wird in dieser Welt, wo alles be- 
hauptet werden kann, nicht in Frage gestellt? 
Aber wenn ausgerechnet die KNA die Notwen- 
digkeit zum Abbau von Diskriminierungen in 
Frage stellen würde, fände ich das schon erstaun- 
lich. 

KNA: Die Evangelische Kirche in Deutsch- 
land (EKD) hat zur Anhörung den Koalitions- 
entwurf abgelehnt, kann aber offensichtlich mit 
dem FDP-Entwurf leben. Noch deutlicher war 
in den vergangenen Tagen die Kritik von katho- 
lischer Seite. Wie ernst bewerten Sie diese Vo- 
ten, die die im Grundgesetz verankerte beson- 
dere Stellung von Ehe und Familie gefährdet se- 
hen? 

DG;: Ich nehme Stimmen aus den Kirchen 
nicht nur wahr, sondern auch sehr ernst. Aller- 
dings wissen Sie auch, daß es sehr unterschiedli- 
che Stimmen gibt — gerade aus diesem Bereich. 
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Herta Däubler-Gmelin 


geht einzig und allein um die rechtliche Möglich- 
keit.“ Denn „bevor man diese Möglichkeit nicht 
hat, sich für oder gegen den ‘Unsinn der Ehe zu 
entscheiden, sind sämtliche — auch überzeugen- 
de (sic!) — Argumente gegen die Homo-Ehe ein- 
fach fehl am Platz.“ Jedoch: „Bedauerlicherwei- 
se gibt es Schwule und Lesben, die diese einfa- 
chen Zusammenhänge nicht begreifen.” Und wer 
diese „einfachen Zusammenhänge” nicht be- 
greift, reicht „jenen Stoibers die Hand, die nicht 
nur gegen die Homo-Ehe sind, sondern im Grun- 
de gegen allzu große Spielräume für homosexu- 
elle Lebensweisen.“ So einfach ist das. 


von ‘Homo-Ehe’ schwadronieren und im Braut- 
kleid und Frack beim Standesamt vorfahren. 
Doch es geht nicht darum, diese Partnerschaf- 
ten der Ehe ebenbürtig zu machen, sondern um 
sozialen Schutz einer Verantwortung, die zwei 
Menschen füreinander übernehmen. Dafür soll- 
te die Gemeinschaft einfach nur dankbar sein — 
auch für gegenseitige Unterhaltspflicht. Daß der 
Treueschwur am Standesamt ein handfester Ver- 
trag mit im Ernstfall mehr Pflichten als Rech- 
ten ist, spricht sich ja auch allmählich herum. So 
wird der Ansturm auf die eingetragenen gleich- 
geschlechtlichen Lebenspartnerschaften nicht 


gerade überwältigend sein. 
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Mujeres Creando ist 
eine vor acht Jahren in 
Bolivien gegründete 
autonome und pazifisti- 
sche Vereinigung von 
Feministinnen, die sich 
„in ihrer Verschieden- 
heit organisiert” haben. 
Die „Schöpferischen 
Frauen” betreiben in 
La Paz das erste und 
einzige Frauenzentrum 
des Landes, das auch 
Männern offensteht. Sie 
pflegen Lateinamerika- 
weite Kontakte zu Frau- 
n-, Lesben- und zu 
Schwulengruppen. 
Maria Galindo, „ar- 
beitslos, verrückt, dick 
und schön”, ist eine 
der wenigen offenen 
Lesben Lateinamerikas. 
Die Psychotherapeutin 
ist Mitautorin mehrerer 
Sachbücher und einer 
feministischen Zeit- 
schrift. Die Diktatur 
zwang die Aktivistin 
einer marxistischen 
Gruppierung in den 
80er Jahren ins euro- 
päische Exil. Sie lebte 
illegal auch in Deutsch- 
land, das sie auf 
Einladung von amnesty 
international im letzten 
Jahr legal besuchte. Mit 
ihr sprach Dirk RuDER 


ria, wie 1st die politische Situati- 
/ 7A in Bolivien? 

olivien ist eine sogenannte De- 
mokratie, die Rechte regiert mit Unter- 
stützung der Linken — jener Linken, die von 
der jetzt regierenden Rechten gefoltert und 
unterdrückt wurde. Das ist Wahnsinn. 
Banzer regierte einst als Diktator und jetzt 
als demokratischer Regierungschef. Die Ar- 
beitslosenquote liegt inoffiziell bei siebzig 
Prozent. Die Leute verdienen im Durch- 
schnitt 50 Dollar pro Monat, soziale Siche- 
rungssysteme gibt es nicht. Nach Erhö- 
hung des Wasserpreises kam es in diesem 
Frühjahr zu landesweiten Protesten. Die 
Regierung verhängte den Ausnahmezu- 
stand und schränkte politische Betäti- 
gungsmöglichkeiten und die Reisefreiheit 
ein. Man denkt, es ist Krieg, aber es ist 

Neoliberalismus. 


Mujeres Creando kritisiert die Trennung der 
verschiedenen sozialen Kämpfe ... 

Unsere Antwort auf die Krise der sozialen 
Bewegungen war die Gründung von Muje- 
res Creando, den Schöpferischen Frauen. 
Wir wollen Organisationen, in denen wir 
— Lesben, Heteras, Indigenas, Junge, Alte 
— uns gegenseitig stützen und gemeinsa- 
me politische Ziele finden können. Wir 
sehen, daß es eine Strategie des Systems 
ist, unsere sozialen Kämpfe voneinander 
zu trennen. Jedes soziale Subjekt soll nur 
darüber sprechen, worüber es „darf“: Les- 
ben und Schwule sollen etwa nur über Les- 
ben- und Schwulenrechte sprechen. Aber 
diese Rechte sind sehr begrenzt: Heirat, 
Entkriminalisierung, Aids-Arbeit. Diese 
Haltung respektieren wir nicht, und das ist 
eine tolle Strategie, weil das System uns 
nicht versteht. Wir wollen eine Verände- 


rung, die groß ist. 


Damit seid Ihr Teil einer weltweiten radikalen 
Emanzipationsbewegung ... 

Denselben Offensiven, Provokationen, die 
das System gegen euch als Schwule und 
Lesben startet, sind auch wir unterworfen. 
Auch von uns wollte man, daß wir eine 
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„Bewegung“ sind, die unpolitisch agiert. Als 
Lesbe darf und will ich auch über die Wirt- 
schaft sprechen. Es ist wichtig, daß ich mich 
als Lesbe frage: Bin ich eigentlich nurLesbe? 
Was ist eine politische lesbische Identität? Ist 
es lediglich eine sexuelle, oder gehört zum 
Lesbischsein nicht auch, daß ich arbeitslos bin 
oder, daß meine Freundin Indigena ist? Diese 
uns vom System aufgezwungenen Identitäten 
sind nicht die unseren. 


Du bezeichnetest lesbisch sein in Bolivien als 
eın „Drama aus Blut“. Was meinst du damit? 
Ich wurde verfolgt, ich war im Exil und 
niemand wollte mir helfen, weil ich Lesbe 
bin. Das ist nicht einfach, aber es ist kein 
Drama. Ein Drama für mich ist, daß Les- 
ben nur etwas über lesbische Sachen und 
Schwule nur etwas über SM-Sex hören 
wollen. Ein Drama für mich ist, daß Ihr 
Westeuropäer von mir nur ein Drama, nur 
Elend erwartet, wenn ich über meine Si- 
tuation spreche. Ich suche keine humani- 
täre Hilfe in Europa. Es geht uns gut. Wir 
haben Kraft, wir haben Ideen, wir haben 
politische Ziele — und wir haben eigene 
Worte. Wir brauchen eure Worte nicht. 


Reden wir über eure politische Praxıs ... 

Es scheint, als sollten wir unsere ganze 
Energie in die Reform von Gesetzen stek- 
ken. Wir sind da sehr skeptisch. Wir ha- 
ben nicht viel Energie. Die, die wir haben, 
stecken wir lieber in die Stärkung unserer 
Bewegung, als in den Dialog mit einem 
rassistischen, homophoben und korrupten 
Staat. Ich will keinen Dialog mit einem 
Staat, der mich braucht, um mich als plu- 
ralistisches Feigenblatt zu benutzen. 


Wie hat das System auf euch reagiert? 

Bei unseren zahlreichen Straßenaktionen 
werden wir oft verhaftet. Natürlich ver- 
sucht der Staat, uns auf alle erdenkliche 
Weise zu paralysieren. Parteien umwerben 
uns, mal offen, mal durch Angebote der 
„Kooperation“. Eine andere Strategie lau- 
tet: Diese Frauen sind ein politisches Pro- 
blem. Eine weitere ist, uns in Arbeitslosigkeit 
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zu halten, so daß wir kein Geld zum Leben 
und für unsere Aktionen haben. Natürlich 
könnte ich als versteckt lebende Lesbe einen 
gut bezahlten Job haben. Nur ist das, was mir 
der Staat hier anträgt, ein Gefängnis. 


Euer politischer Ort ist die Straße... 

Die Straßen in Bolivien sind lebendige Orte. 
Da steht die Verkäuferin mit ihren Sachen 
— illegal. Da sind die Straßenkinder — auch 
illegal. Da bin ich - illegal — mit meiner 
feministischen Zeitschrift. Hier können 
wir uns in Verschiedenheit treffen. Mujeres 
Creando machen Performances, wir ver- 
kaufen unsere Zeitung und malen Graffitis. 
Wir versuchen, dort nicht nur über Poli- 
tik, sondern auch über den Alltag zu spre- 
chen. Ich habe zum Beispiel Performances 
mit Coca-Blättern gemacht. Coca-Blätter 
sind illegal geworden. Aber nicht die Blät- 
ter werden verfolgt, sondern die Bäuerin- 
nen, die sie anbauen. 


Ihr wendet euch gegen „Pornographie und SM- 
Kultur“. Könntest du das erläutern? 

Beides sind Offensiven des Systems zur 
Kommerzialisierung unserer Sexualität. 
SM-Sex ist Folter, und ich bin gegen Fol- 
ter. Die gleichen Praktiken, die heute Teil 
der SM-Kultur sind, wurden in der Zeit der 
bolivianischen Diktatur gegen politische 
Gegner als Folter angewandt. Das ist in 
jedem Heft von amnesty internationalnach- 
zulesen. Ich kann nicht in den eigenen vier 
Wänden SM praktizieren und dann auf die 
Straße gehen und gegen Folter sein, das 
geht nicht. Als Feministin weiß ich, daß 
Frauen, die vergewaltigt wurden, später 
Schwierigkeiten haben, beim „normalen“ 
Sex zum Orgasmus zu kommen. So wird 
aus der tatsächlichen eine strukturelle Ver- 
gewaltigung. 


Mit deiner Freundin hast du ein Aufklärungs- 
buch für junge Mädchen geschrieben... 

Zuerst verkauften wir das Buch für wenig 
Geld direkt auf der Straße an die Mädchen. 
Die Polizei war immer hinter uns her, aber 
wir haben einfach weiter gemacht. Dann 
kam es in die Büchereien und schließlich 
in die Öffentlichkeit. Viele bolivianische 
Schulen und Institutionen, aber auch 
UNICEF und UNESCO, wollten mit unse- 
rem Buch nichts zu tun haben. Den Druck 
der 10.000 Exemplare haben wir mit ge- 
liehenem Geld finanziert. 


Euer Verhältnis zu Menschenrechtsgruppen wie 
ILGA, IGLHRC und amnesty international 
ıst nıcht ganz unproblematisch ... 

ILGA und IGLHREC sind sehr von der US- 
Mentalität kontrolliert und geprägt. Die ILGA 


ist eine absolut integrationistische 
Homo-Organisation, die oftmals — 
nicht immer — für die Lesben und 
Schwulen Lateinamerikas spricht. 
Diese Vertretungsmechanismen lassen 
alle draußen, die anders denken. Bei 
einer solchen „Zusammenarbeit“ ha- 
ben wir keinerlei Garantien. Der ILGA 
fällt morgen ein, eine rechte Politik 
zu machen, oder zur Politik des US- 
Präsidenten Clinton zu schweigen. 
Und da soll ich zustimmen? Ich wer- 
de ja nicht einmal gefragt. Gleichzei- 
tig benutzen sie meine Mitgliedschaft, 
um Politik zu machen, weil sie in der 
UNO vertreten sind. Auch bei 
IGLHRC gab und gibt es eine 
straffe hierarchische Struktur, in 
der sie oben und lateinamerikani- 
sche Gruppen unten sind. Dann 
kam das Buch Breaking che Silence. 
Die US-Autoren hatten uns um 
eine Selbstdarstellung gebeten. 
Wir sagten: Das machen wir gerne, 
aber wir antworten nicht auf eure Fra- 
gen, sondern auf unsere. Wir wollten 
uns nicht nur einfach vorstellen, son- 
dern unsere politischen Ideen und Forderun- 
gen transportieren. Deswegen beendeten sie 
den Briefwechsel mit uns einfach. Das Buch 
erschien — und Bolivien kam, weil wir die ein- 
zige Gruppe sind, als einziges Land darin nicht 
vor.' Solcher „Menschenrechtspolitik“ 
stimmen wir nicht zu. Das ist Gewalt ge- 
gen uns als Lesben, weil wir so viel ge- 
kämpft haben, um international sichtbar 


zu werden. 


Wie sinnvoll erscheint dir eine homo-spezift- 
sche amnesty-Gruppe? 

Dazu muß ich etwas ausholen. Einmal wur- 
den wir in Bolivien zu einem Fest eingela- 
den, auf dem 15 Männer, die meisten aus 
Frankreich, zwei Stunden lang gegen drei 
von uns Gewalt ausgeübt haben, bis hin zur 
Bewußtlosigkeit. Wir strengten einen Pro- 
zeß an. Der französische Botschafter sag- 
te: Die Männer sind ehrenamtlich als Aus- 
bilder tätig, aber die Frauen sind Lesben 
und haben zuviel Ärger — man sollte doch 
den guten Männern glauben. Die Botschaft 
übte auch Druck auf die Medien aus, nichts 
über den Fall zu berichten. Nach zwei, drei 

Monaten stellte sich heraus, daß der Pro- 

zeß nicht stattfinden konnte, weil den 

Männern eine Ausreise aus Bolivien er- 

möglicht worden war. Wir wandten uns an 

amnesty und baten um Hilfe. Die Antwort 

war: Tut uns leid, eure Sache hat nichts mit 

staatlicher Verfolgung und nichts mit amnesty 


zu tun. 
Ich verlange von ai nicht, dal> sie unsere 


politische Arbeit machen. Ich verlange nur, 
nicht benutzt zu werden. Ich verlange Re- 
spekt, auch wenn sie mit mir politisch nicht 
übereinstimmen. Ich habe die Hoffnung, 
daß die Zusammenarbeit mit ai so laufen 
könnte. Daher glaube ich, spezifische Or- 
ganisationen sind ein Gewinn, solange sie 
nicht unsere Selbstaufgabe und Integrati- 
on in das System verlangen. Niemand soll 
für uns oder in unserem Namen sprechen. 
Wir wollen wahrgenommen werden. 


| Die deutsche Ausgabe „Das Schweigen bre- 
chen“, von amnesty international ım Quer- 


verlag herausgebracht, enthält neben anderen 
Abweichungen ein Interview mit und einen 


Text von Maria Galindo 


Die Langfassung dieses Interviews ıst abruf- 
bar aus der Internetausgabe unter www.gıgı.de. 
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„Meine Freundin ist amerikanische Jüdin. Die fürch- 
tet sich, in Deutschland registriert zu werden.” Dies, 
verehrte Damen und Herren vom Lesben und Schwulen- 
verband, entglitt Ihrer Halina Bendkowski im End- 
kampf um die Eingetragene Partnerschaft. Wie immer, 
wenn sie sich verbrabbelt hat, mühte sich die Viel- 
sprecherin Ihres Vereins sogleich um Schadensbegren- 
zung: Sozialwissenschaftlich seien die Ängste sicher 
berechtigt, so die „Schöpferin der Geschlechterdemo- 
kratie” leutselig, sie aber „argumentiere stets nur für 
die Gleichheit”. Besagte Gleichheit wurde am 10. No- 
vember 2000 im Reichstag Gesetz. Während Ihr Vol- 
ker Beck zufrieden zu Protokoll gab, damit seien „80 
bis 90 Prozent von dem erreicht, was sich Grüne wün- 
schen“, annoncierten Zeitungen die legale Homosexu- 
ellenregistrierung unter der Rubrik „Vermischtes“. 
Nur die taz stoppte mit: „Um 12.32 Uhr war es pas- 
siert” - und seither wird zurückgeschossen: „Signal!”, 
„Kulturrevolution!“ und „Paradigmenwechsel in der 
deutschen Lesben- und Schwulenpolitik!” feuert Ihr 
Volker Beck, „Anspruch auf Würde!” die Bundesjustiz- 
ministerin Herta Däubler-Gmelin. Den Vogel abge- 
schossen hat Ihr taz-Spezi Jan Feddersen, der im voll- 
zogenen „Akt der Versöhnung“ einen „Bruch mit dem 
Lebensverständnis, wie es die Nationalsozialisten am 
konsequentesten formulierten“, erkannte. Verdächtig 
viel Entschuldigung für so wenig „Höhepunkt“, fin- 
den Sie nicht? Daß die Vokabel Versöhnung herhalten 
muß, um als „Wiedergutmachung“ (Beck) zu verkau- 
fen, was eine Wiederschlechtmachung ist, verstehen 
wir wohl: Rosa Listen, aus einem nunmehr antifa- 
schistischem „Lebensverständnis“ heraus vom Gesetz- 
geber beschlossen, können ja so schlimm nicht sein, 
gell? Ehe statt Entschädigung, lautet die Parole. Des- 
halb haben Sie ausgerechnet am 9. November - „Dies 
ist für uns ein historischer Tag!” - einen „Appell an 
die Politik” gerichtet, damit das Parlament der „fai- 
ren und gerechten” Lösung der Homosexuellenfrage 
nicht entsagt: „Heute übergeben wir dem Deutschen 
Bundestag 10.000 Unterschriften, um dafür zu Sor- 
gen, daß auch der Bundesrat mit Mehrheit das Gesetz 
verabschiedet.” Allerdings sind Ihre zehntausend 
Unterschriften für das Sondergesetz, „initiiert vom 
LSVD und der Zeitschrift Queer”, ein Klacks gegen das, 
was die paar Hanseln von der Demokratischen Les- 
ben- und Schwuleninitiative noch vor gut zwanzig Jah- 
ren gegen den & 175 zusammenbekamen. Schnee von 
gestern, meint Herr Beck: „Fortan sind Homosexuelle 
nicht mehr abschreckender Gegenstand polizeilicher 
und medizinischer Beobachtung, sondern als Lieben- 
de zivilrechtlich geschützt.” Hatte Ihr Primus nicht 
erst kürzlich die wachsende polizeiliche Videoüber- 
wachung von Schwulentreffpunkten beklagt? 

Was von „Gleich viel Recht für gleich viel Liebe“ am 
Ende bleibt - nämlich ausschließlich Pflichten -, ıst 
selbst für Ihresgleichen eine Katastrophe. Nach zehn- 
jährigem Kampf hat der LSVD - um es mit den Worten 
des früheren Bundeskanzlers Helmut Kohl zu formu- 
lieren - „eine schwere Niederlage errungen‘. Für uns 
der beste Grund, diese Kolumne einzustellen. Auf ei- 
nen am Boden liegenden Gegner tritt man nicht. . 
Apropos Gegner: Wissen Sie, wie Die Welt Ihre entzük- 
kende Politik nannte? „Zwangsegalisierung“. Das ist 
ein höfliches Wort für Gleichschaltung. 


Ich schöner Zufall: Die 
\ \ / „Zeitschrift von und für 
Lesben“ feierte im Sep- 


tember ihr Jubiläum. Ein Vierteljahr- 


hundert erscheint sie nun — so lange 
hält heute kaum noch eine Ehe -;; ein 
Grund mehr, einen Blick zurück zu 
werfen auf die Mitte der 80er Jahre 
entstandene lesbische „Subkultur“, 
die neben diversen Sozial- und Öf- 
fentlichkeitsprojekten auch Unsere 
kleine Zeitung von der Peripherie ins 
Rampenlicht der Bewegung rückte. 
Bereits eine Dekade zuvor ent- 
standen aus einem der ältesten West- 
berliner Nachkriegs-Vereine, der 
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der mutmaßliche Täter auc 
eine finanzielle Entschädigun, 
rend der Nebenklägerin selb; 
weigert wird — mit der Begrü 
daß sie als türkische Staatsb 
keinen Anspruch darauf hätte 

Ein Blick in die tiefere Verg 
heit, nämlich das Mittelalter, z 
gleichen Heft, daß Frauen sch 
ge nichts Eigenständiges m 
melden haben. In einer überau 
essanten Ausführung über < 
wird im Zusammenhang mit h 
dischem Recht unter ander 
klärt, daß dem Ehemann ein 
tiges Scheidungsrecht zur Ver 


Auf welch seltsamen Wegen sich zuweilen die G 
schichte ins Leben einschleicht, mußte die Autor 
unlängst erfahren: Bei der Entsorgung ihres Altr 
piers lächelte sie aus der Tonne flehend ein fren 
Stapel von Ausgaben der ältesten Berliner Lesbe 
zeitschrift an. Seiner erbarmte sich Lizzıe Pricken 


Gruppe L 74, wagte es die Redaktion 
von im Schnitt sechs bis acht Frauen 
ungeachtet technischer und finanzi- 
eller Probleme, einmal monatlich den 
öffentlichen Kampf gegen das Patri- 
archat aufzunehmen. Von etablierten 
Zeitungen wie Emma völlig unbeach- 
tet, berichtete die UKZschon damals 
engagiert über das unerträgliche Da- 
sein, dem Frauen und Lesben ın einer 
von Männern dominierten Gesell- 
schaft ausgesetzt sind. Nicht selten 
rief sie zu direkter Unterstützung der 
Betroffenen auf. So wird etwa in der 
Ausgabe 6/85 eindringlich dokumen- 
tiert, wie bei einem Überfall auf das 
Frauenberatungszentrum TIO ein 
Anhänger der faschistischen türki- 
schen Partei „Die grauen Wöl- 
fe“ eine Besucherin erschießt 
und eine Mitarbeiterin schwer 
verletzt. Obwohl vier Mitar- 
beiterinnen des Zentrums Au- 
genzeuginnen der Tat sind, 
wird das Verfahren wegen 
„Nichtaufklärbarkeit“ einge- 
stellt. Schließlich bekommt 
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stand, zum Beispiel im Falle vo 
bruch, „Hexerei oder Grabsc 
rei“ (!). Wollte sich hingege 
Frau von ihrem Gatten tren; 
sollte sie nach demselben Re 
Sumpf ertränkt werden. Da | 
einem irgendwie Angela Merk 
tat zur Homoehe in den Sinn: 
ches soll gleich behandelt „, 
Unterschiedliches unterschje, 
Mittelalter eben. 

Im Herbst 1985 wird in de, 
die 1. Berliner Lesbenwoche „,, 
fen, die noch über das Frauenz. 
in der Stresemannstrasse, einer 
lerweile legendären Ort, Orga 
wird. Die Zeitung schwillt ab 
von 40 auf 60 Seiten an und be, 
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endlich so etwas wie feste Rubriken, 
die aber sehr sporadisch und beliebig 
ausgewechselt werden. Da erscheinen 
neben den obligatorischen (Szene-) 
Mitteilungen auch politische Kom- 
mentare und Berichte wie „Frauen 
und Gentechnologie“ und die Rolle 
der Kirche im Unterdrückungsstaat, 
wobei auch immer wieder der Bezug 
zur Geschichte gesucht wird. 

Das Kulturressort offeriert der- 
weil Rezensionen von Büchern, wäh- 
rend die Rubrik „short stories“ un- 
nachahmliche Raritäten aus dem les- 
bischen Nähkästchen hervorzaubert. 
Dabei spielt weniger die literarische 
als die persönliche Ebene eine Rolle, 
wenn es um „Das erste Mal“ oder ei- 
nen „One-Night-Stand“ im Prag der 
Vorwendezeit geht. Manch eine der 
Erzählerinnen wird auch schon mal 
pädagogisch gerügt, weil ihre Ro- 
manze, in der es um eine versteckte, 
suizidgefährdete Alkoholikerin geht, 
ein „wohl schwerlich der Realität ent- 
sprechendes“ Happy-End bietet. 

Alles in allem aber sind die Redak- 
tionsfrauen eher offen im Umgang 
mit den Phantasien ihrer schreiben- 
den Schwestern. So werden verein- 
zelt sogar Hard-core-Sexgeschichten 
mit S/M-Anteilen anstandslos abge- 
druckt — und das zu einer Zeit, als 
Bücher zu diesem Thema in England 
von Feministinnen auf offener Stra- 
Be verbrannt wurden. 

In diesem Zusammenhang sollte 
vielleicht erwähnt werden, daß ab 
Ende 1985 unter der Rubrik „Aus- 
land“ ein Blick über die Mauer ge- 
wagt wird, der neben Berichten über 
ILGA-Konferenzen und andere inter- 
nationale Treffen sowie durch Inter- 
views mit bedeutenden lesbischen 
Besucherinnen der Stadt, zum Bei- 
spiel der schwarzen Schriftstellerin 
Audre Lorde, abgerundet wird. 

Ansonsten kommt der im A5 For- 
mat erscheinende „Kessel Buntes“ 
der lesbischen Lebensweisen ohne 
große inhaltliche Konzeption aus. 
Zwar werden im Lauf der Jahre im- 
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mer mal wieder Titelthemen ange- 
kündigt, die sich aber dann zumeist 
aus Zeitmangel nicht verwirklichen 
lassen. Entsprechend wirkt das Lay- 
out des Blattes. Drucktechnisch eher 
vorsintflutlich -— was den Macher- 
innen kaum anzulasten ist: ein Com- 
puter war damals nicht erschwing- 
lich -, sind die einzelnen Seiten et- 
was wahllos, jedoch in liebevoller 
Kleinarbeit, mit zum Teil kaum er- 
kennbaren Fotos und kleinen Bilder- 
schnipseln gestaltet und entfalten so 
den spröden Charme einer Schüler- 
innenzeitung. 

Auffallend ist dabei die im Ton der 
80er Jahre gehaltene, recht polari- 
sierte Vorstellung von Gut und Böse, 
was es den Frauen wohl nicht gerade 
leicht machte, der Rolle der guten, 
aber machtlosen Weltverbesserin zu 
entkommen. Selbstkritik oder gar 
das Akzeptieren unterschiedlicher 
lesbischer und feministischer Le- 
bensweisen waren demnach nicht un- 
bedingt die Stärke der Lesben- 
bewegung in jener Zeit. Hinzu kam, 
daß die immer stärkere Abgrenzung 
von der „Heterrorwelt“, den Schwu- 
len, Transen und letztlich auch un- 
tereinander — zusätzlich zu den so- 
zialen Unterschieden wie „arm und 
reich“ gab es selbstverständlich auch 
unter Lesben Attribute wie „weiß 
und christlich“, „behindert, „farbig“ 
etc. — die gesamte Bewegung in die 
Sackgasse führte. Trotzdem bestand 
frau auf der Gemeinsamkeit, und sei 
es nur im Opferdasein. Lag es an der 
Enge der Berliner Szene, in der die 
meisten aktiven Frauen sich kannten, 
oder eher am utopischen Glauben, 
daß es so etwas wie „Wir Frauen und 
Lesben“ doch einfach geben mußte 
auf der anderen Seite dieses reißen- 
den Stromes namens Patriarchat? 

Heute wissen wir, daß diese Ide- 
en in den Strudeln der darauffolgen- 
den Ereignisse versunken sind, und 
jene, die am anderen Ufer ankamen, 
mußten feststellen, dab alles noch 
viel komplizierter ist, als sie es sich 
je hätten träumen lassen. Als 
die Mauer fiel, wurden auch 
die Lesben mit der realpoliti- 
schen „Einheit in der Vielfalt“ 
konfrontiert und es erwies 
sich bald, daß diese bloß ein 
Wunschtraum war. Er zer- 
brach spätestens in dem Eklat 
um die Lesbenwoche 1994. 
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Zentralorgan 


Schön, daß Ihnen zur Diskussion um das NPD-Verbot 
doch noch ein Beitrag eingefallen ist, geschätzte Queer- 
Zeitung. Wir befürchteten schon, die Sache hätte sich 
erledigt, nachdem der ehemalige NPDler und DVU-Aus- 
steiger Jörg Fischer in Ihrer September-Ausgabe die 
rechtsextreme „Mobilmachung” ausrufen durfte. Klar 
doch, Ihr schwuler Lieblings-Ex-Nazi ist immer dabei, 
wenn Ihr Blatt zwischendurch mal auf Antifaschismus 
macht. Nur diesmal ging’s irgendwie schief. Sei es, weil 
Sie nicht mitgeteilt hatten, wann und wo die National- 
Party der geilen Glatzköpfe stattfindet, sei es, weil Ihr 
service-verwöhntes Publikum derlei redaktionelle 
Schlampigkeit nicht schätzt: Wer Skinheadpornos lobt, 
hat keinen triftigen Grund, die Nummer des Nationa- 
len Infotelefons zu verweigern. 

Denn darin ist sich Ihre „Chefredaktion“ Christian 
Scheuß doch einig: Mit Faschisten, die „Flagge zeigen”, 
muß man reden. Folgerichtig veröffentlichten Sie 
jüngst in der Internetversion die Beschwerde eines 
schwulen NPD-Mitglieds zum erwähnten Fischer-Arti- 
kel. Unterm redaktionellen Titel „National und Homo 
kein Widerspruch“ ereifert sich da Ihr Leser „Martin 
L., Hamburg” zunächst über „Unsachlichkeit” und „kon- 
traproduktive Antifaparolen”“ in der Queer-Berichter- 
stattung, um dann die „geringe Resonanz” einer „Anti- 
Homo-Demo der NPD“ zu - bedauern. Aber weder das 
hat Sie stutzen lassen, noch die braune Klage über „ge- 
waltsame Angriffe von linken Gegendemonstranten“ 
auf Nazi-Demos. Sie finden also auch, daß es sich „da- 
bei um Straftaten handelt“, die von der community 
nicht toleriert werden dürfen? 

„Schwule gibt es im nationalen Spektrum genauso zahl- 
reich wie überall anderswo auch. Und sie sind dabei, 
Vorurteile abzubauen und ihre Positionen stärker wahr- 
zunehmen. Zwischen einer nationalen Gesinnung und 
Homosexualität sehe ich keinen Widerspruch“, schließt 
die Zuschrift. Leider hielten weder Anstand noch Ge- 
sinnung Ihren Herrn Scheuß von einer Antwort ab. „Zwi- 
schen einer - wie Du es SO verharmlosend nennst - 
Inationalen Gesinnung’ und einer selbstbewußt geleb- 
ten Homosexualität sehe ich weiterhin Abgründe”, ließ 
Ihr Chefredakteur den „lieben Martin” wissen, daß ein 
Abgrund noch lange kein Widerspruch sein muß. 

Und überhaupt: Wenn in Nazikreisen löblich Vorurtei- 
\e abgebaut und Positionen von Schwulen „stärker 
wahrgenommen” werden, ist freundliche Gegenrede an- 
gesagt. „Im rechtsradikalen Spektrum, zumal, wenn es 
homophob auftritt, kann es eigentlich nur wenige 
Homosexuelle geben.” Vor der Erkenntnis, daß ein „un- 
gleich stärkeres bürgerliches Homolager” durchaus be- 
reit ist, einem homofreundlichen Rassismus auf den 
Leim zu gehen, bewahrt Scheuß wohl nur das Unwissen 
über die genaue geographische Lage Österreichs. Nun 
ja, nichts genaueS weiß man nicht, und „vielleicht täu- 
sche ich mich auch”, denn Martin L. aus Hamburg 
scheint „Einblick zu haben in die NPD-Strukturen“. Daß 
„Schwule und Lesben nicht qua Geburt politisch links 
stehen“, hat Ihr Chefredakteur „inzwischen ja kapiert 


und akzeptiert”. 
Das letzte Wort nun verdien 
tung: Zur Akzeptanz rechter Gesinnung kann sich nie- 


mand berufen fühlen, der aufs Grundgesetz schwört. 
Wie meinen, Herr Scheuß? Lieber braun als hetero? 


Gehaben Sie sich wohl! 


t unsere besondere Beach- 
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Uwe Ostendorff 


Methoden (1) 


Zum Thema „gewachsene Toleranz gegenüber 
Lesben und Schwulen“ erging am 22. Septem- 
ber 2000 eine Presseerklärung Uwe Ostendorffs 
und Lothar Urbans von einer Jugendbildungs- 
stätte in Oer-Erkenschwick. Die Einrichtung 
„sowie einer ihrer Bildungsreferenten sind Op- 
fer einer rechten Diffamierungskampagne ge- 
worden“, hieß es darin. Am 16. September habe 
eine Lehrerin der Heinz-Sielmann-Schule in 
Oerlinghausen angerufen. „Diese teilte uns mit, 
dal} bestimmte Eltern um die Stornierung einer 
für den April nächsten Jahres geplanten Jahr- 
gangsstufen-Fahrt zum Thema 'Lebensplanung 
& Einstieg in die Arbeitswelt’ baten ... Als Grün- 
de wurden zunächst genannt, daß es sich beim 
Träger, den Falken, um eine linksextreme Verei- 
nigung handele ... Als die Lehrerin und andere 
Lehrkräfte intervenierten, änderten besagte EI- 


Methoden (2) 


„Offensichtlich machen die besagten Eltern auch 
vor solchen Stasi-Methoden keinen Halt, um 
ihrer Homophobie und ihrer rechten Ideologie 
Nachdruck zu verleihen“, hieß es in der 0.8. 
Presseerklärung Uwe Ostendorffs und Lothar 
Urbans von jener Jugendbildungsstätte in Oer- 
Erkenschwick am 22. September 2000. Hätten 
„Die Falken“ auch „Verfassungsschutz-“ oder 
„BND-Methoden“ beklagen können? Um 
Himmelswillen! Verwaltungsleiter Urban und 
Bildungsreferent Ostendorff stellten nicht ohne 
Grund heraus, daß sowohl „die SJD — Die Fal- 
ken als auch unsere Einrichtung nach $75 Kin- 
der- und Jugendhilfe Gesetz (KJHG) anerkann- 
ter freier Träger der Jugendarbeit sind“. Mitar- 
beiter eines solchen „Staatsträgers“ dürfen ei- 
nen so abscheulichen Vorgang weder mit den Me- 
thoden existierender Geheimdienste vergleichen 
noch bei der Verknüpfung von „Stasi-Methoden“ 
und „rechter Ideologie“ einen Gedanken daran 
verschwenden, daß nicht das Ministerium für 


Mangelwirtschaft 


An „Liebe Freundinnen und Freunde des LSVD!“ 
erging am 27. September eine Mitteilung in ori- 
gineller Interpunktion und Grammatik: „Der 
Bundesverband plant eine bundesweite Plakat- 
aktion zum Thema ‘Eingetragene Partnerschaft 
und Familie’. Auf dem Plakat soll die verehe- 
lichte Frau Merkel mit Ehegatten und ohne Kin- 
der (da sie keine vorweisen kann) und ein Les- 
benpaar mit Kind(er) gezeigt werden.“ 

Eigene Kinder „vorweisen“ zu können, gehört 
für den LSVD-Bundessprecher Michael Gies of- 
fenbar zu den staatsbürgerlichen Pflichten ver- 
ehelichter Frauen. Entsprechend sollte man von 
einem Homo-Ehe-Verein mindestens erwarten 
dürfen, jede Menge heirats- und selbstanzeige- 
willige Homosexuellenpaare vorweisen zu kön- 
nen. Aber was muß der angebliche Marktführer 


tern die Strategie und sagten, daß sie mit Hilfe 
von Spezialisten im Internet herausgefunden hat- 
ten, daß der zuständige Mitarbeiter für dieses 
Seminar Vorsitzender einer schwulen Gruppe ist 
und Jugendliche zur Homosexualität verführe.“ 
Unter Bezugnahme auf ein Telefonat, „dessen 
Protokoll man aber noch nicht herausrücken 
wolle, sagte der Schulleiter, daß diese Fahrt un- 
ter solchen Umständen nicht stattfinden kön- 
Tatsächlich, so Ostendorff und Urban, habe 
ein Telefonat stattgefunden: „Unter falscher 
Identität und unter dem Vorwand ein schwuler 
Pädagoge zu sein, rief eine zur Zeit noch unbe- 


ne 


kannte Person unseren Mitarbeit privat an. Die- 
ser ließ sich jedoch aufgrund der Merkwürdig- 
keit des Gespräches Name und Adresse geben, 
die beide nicht existieren.“ 


Staatssicherheit, sondern die BRD-Geheimdien- 
ste von alten Nazis aufgebaut worden sind. 
Die Bildungsstätte der „Falken“ führt übri- 
gens den Namen Salvador Allendes. Dessen de- 
mokratisch gewählte Linksallianz Unidad Popu- 
lar wurde im September 1973 mit tätiger Hilfe 
westlicher Geheimdienste, darunter des BND, 
gestürzt, Allende selbst ermordet. Derweil das 
faschistische Nachfolgeregime Augusto Pino- 
chets massiv von der BRD unterstützt wurde, 
nahm die DDR zahlreiche chilenische Flüchtlin- 
ge auf. „Warum also verweisen Sie explizit auf 
‘Stasi-Methoden’“, fragte ob dessen die Gigr-Re- 
daktion den Bildungsreferenten der „Falken“. 
Antwort Östendorffs: „Der Begriff Stasi steht 
schon ein bißchen synonym für die Bespitzelung 
der engsten Freunde und Verwandten. Aber in 
der Tat greift er eher in populistischer Form die 
Befindlichkeiten breiter Massen auf und ist so- 


. mit polemisch. Eine Polemik, die sich uns ange- 


sichts der Tatsachen allerdings aufdrängte.” 


in Sachen Lesben- und Schwulenpolitik der ın- 
teressierten Welt da eröffnen? „Leider ist es uns, 
trotz angestrengter Bemühungen, nicht gelun- 
gen ein Lesbenpaar zu finden, da die meisten 
nicht bereit sind, sich auf einem Plakat zu zei- 
gen.“ Und so formuliert der arme Michael Gies 
in seiner Not „meine Bitte an Euch. Kennt ihr 
ein geeignetes Paar, das mit einer Ablichtung 
keine Probleme hat? Bitte hört Euch in Eurem 
FreundInnenkreis um. Rückmeldungen bitte an 
mich unter ...“ 

Fragt sich nur, wie die Damen und Herren Ho- 
mosexuellen demnächst heiraten wollen. Immer- 
hin beinhaltet das vom LSVD so gefeierte 
Homosexuellengesetz namens „Eingetragene 
Lebenspartnerschaft“ ein erzwungenes Coming 
out. 


Fotos: Die Falken, Deutscher Bundestag 
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Soziale Absicherung für Sexarbeiterinnen, Ein- 
klagbarkeit von Freierslöhnen sowie Anerken- 
nung von Sexarbeit als Beruf lauteten die zen- 
tralen Forderungen zum 25. Internationalen 
Hurentag am 2. Juni. In den Niederlanden sind 
die beiden Kammern des Parlaments diesen For- 
derungen weitgehend nachgekommen. Zum 1. 
Oktober 2000 wurde der von 1912 datierende 
Zuhälter-Paragraph des StGB ersatzlos gestri- 
chen. Die Prostitution war ohnehin legal. 
Huren, Stricher, Bordellbetreiber und Zuhäl- 
ter sind nun mehrwertsteuer- und sozialversiche- 
rungspflichtig, was von der Hurengewerkschaft 
„De Rode Draat“ ausdrücklich begrüßt wurde. 
„Das ist ein großer Fortschritt, denn das Berrei- 
ben eines Bordells ist nun dasselbe wie das Be- 
treiben einer Kneipe oder eines Kaufhauses. Die 
dort arbeitenden Mädchen werden mehr Rech- 
te haben. Sie können ihr Einkommen versteu- 
ern und werden normale Arbeitnehmer.“ Offi- 
ziellen Angaben zufolge sind von den rund 25.000 


Was treibt der Klub der schwulen Führungskräf- 
te, wenn diese nicht gerade am Tisch der Mini- 
sterin sitzen oder sich der Pflege des Verhältnis- 
ses von Lohnarbeit und Kapital widmen? Dann 
lädt zum Beispiel Rolf Kaster von der Regional- 
gruppe Mainz/Wiesbaden des Völklinger Krei- 
ses (VK) in einer Roundmail vom 11. Septem- 
ber zum „VK Christmas Shopping in Dubai“ ein: 
„Neben einem günstigen Einkaufserlebnis der 
besonderen Art, Traumstränden bei heißen som- 
merlichen Temperaturen und vielleicht einem 
Crashkurs der ‘Augensprache’ mit glutäugigen 
Dubaitis bei der abendlichen Shishah wird uns 
sicherlich auch ein tolles VK-Netzwerkerlebnis 
des persönlichen Kennenlernens erwarten.“ 
Dem wißbegierigen VK-Mitglied, das für eine 
vom 21. bis 25. November dauernde Fernreise 
mal eben 2.120 DM investiert, teilt Kaster dazu 
mit: „Das Emirat Dubai, das zweitgrößte inner- 
halb der Vereinigten Arabischen Emirate, hat als 
Hauptzentrum die Stadt Dubai. Diese, als Er- 
gebnis einer gerade mal zwei Jahrzehnte andau- 
ernden Entwicklung, ist voller Gegensätze. Das 
Dubai International Trade Center, das größte 


„Der Kuhweg und das angrenzende Cranach- 
wäldchen mit dem Rheinufer dürften also der 
Community als beliebtes Cruising-Gelände er- 
halten bleiben.“ — Diese Meldung im Szeneblatt 
Box vom November ist kein Grund zur Freude. 
Das liegt am Kontext. Die Vertreibung des he- 
terosexuellen Straßenstrichs am Kölner Rhein- 
ufer durch die Ratsfraktionen von CDU und SPD 
hat nämlich bei der selbsternannten homosexu- 
ellen Bürgerrechtsbewegung jegliches Gefühl für 
Solidarität schwinden und Tendenzen einer 
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Prostituierten in den Niederlanden 90 Prozent 
Frauen und jeweils fünf Prozent Männer und 
Transsexuelle. Die Branche setzt im Jahr um- 
gerechnet fünfeinhalb Millarden Mark um. 

Ihr Geschäft bedroht sehen allerdings Inha- 
ber von Stundenhotels, weil sie nur noch an EU- 
Bürger/innen vermieten dürfen. Mit dieser Re- 
gelung will die sozial-liberale Koalition Men- 
schenhandel und Sklavenhalterei den Boden ent- 
ziehen, wovon zumeist Frauen und Jugendliche 
aus Osteuropa und asiatischen Entwicklungs- 
ländern betroffen sind. 

Die Neuregelung verschärft innerhalb der EU 
die Kontraste: Schweden legalisierte zum 1. Ja- 
nuar 1999 zwar die Prostitution, kriminalisier- 
te jedoch den Kauf sexueller Dienstleistungen 
und strafte damit indirekt wieder Huren und 
Stricher (vgl. Gig Nr. 1/April 1999). Die in 
Deutschland zuständigen SPD-Ministerinnen 
Herta Däubler-Gmelin und Christine Bergmann 
favorisieren das schwedische Modell. 


Gebäude im Mittleren Osten, und Jebel Ali, der 
größte künstliche Seehafen der Welt, sind schla- 
gende Beweise für Fortschritt und Modernisie- 
rung. Auf der anderen Seite spiegeln die anhei- 
melnden alten Gewürz-Souk, ein verträumter 
Basar in den Gassen der Altstadt, ebenso der 
berauschende Gold-Souk im Stadtteil Deira mit 
unzähligen kleinen Juwelierlädchen den ur- 
sprünglichen arabischen Lebensstil wieder.“ 

Jetzt die Gegensätze, die dem Reiseleiter bei 
den Stichworten „Fortschritt und Modernisie- 
rung“ nicht einfielen: Das Scheichtum Dubai 
ist ein absolutistisches Feudalsystem, dessen 
Elite ihren Reichtum vor allem der billigen Ar- 
beitskraft vornehmlich indischer und pakista- 
nischer Migranten verdankt. Parteien oder ge- 
sellschaftliche Organisationen existieren nicht, 
Frauen sind politisch rechtlos und werden als 
Anhängsel des Mannes betrachtet. 

Aber was kümmert’s den Bundesverband 
Gay Manager: Er besteht schließlich auch nur 
aus Männern, zumal solchen, die Frauen im Ge- 
gensatz zu „glutäugigen Dubaitis“ völlig kalt 


lassen. 


homosexuellen Bürgerwehr erkennen lassen. 
Voller Hime kommentiert Box den Beschluß wi- 
der die staatlich unreglementierte Sexualität: 
‚Damit scheint die Gefahr (:) gebannt, dab 
Schwule hier, wie schon an der Brühler Straße, 
von den ‘Damen’ und Hetero-Männern ver- 
drängt werden.“ Was stört s das Blatt, wenn das 
Rheinufer jetzt „besonders im Sommer“ nicht 
mehr „zum Treffpunkt für Sonnenhungrige und 
Liebesbedürftige“ werden wird — Hauptsache 


„Cruisingtreff gerettet!” 


(L) j2punm pun japup} 
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Antje Vollmer 


Waffengang 


Big Brother (1) 


Big Brother (2) 


„Ein Stück Diskriminierung von Frauen im Be- 
rufsleben ist beendet.“ Hier kommentiert Vol- 
ker Beck eine Parlamentsentscheidung vom 27. 
Oktober — aber was meint er? „Der Grüne meint 
nicht“, erläutert die Tageszeitung junge Welt, 
„daß der Grundsatz ‘'Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit’ endlich durchgesetzt wurde, sondern be- 
nannte mit diesen schönen Worten einen weite- 
ren Schritt der Militarisierung der Gesellschaft. 
Vollkommen gleichberechtigt haben Frauen nun 
auch das Recht zu töten — verfassungsgemäß. 
Ein später Sieg für Alice Schwarzer und andere 
‘Frauenbewegte’, die unter Emanzipation verste- 
hen, die Spielregeln einer Gesellschaft zu akzep- 
tieren, in der es als normal gilt, Menschen im 
staatlichen Auftrag zu töten.“ 


„Unter zehn Augen wurden noch einmal die Aus- 
wirkungen der Klappen-Vorfälle besprochen. Auf 
ungerechtfertigte und willkürliche Polizeiaktio- 
nen wollte der Stadtrechtsdirektor dabei nicht 
eingehen.“ — Was die Nürnberger Schwulenpost 
(NSP) in der September-Ausgabe über ein Ge- 
spräch zwischen dem Vorstand des Homo-Zen- 
trums Fliederlich e. V und dem Stadtrechtsdirek- 
tor Hartmut Frommer schreibt, begann im März 
2000. Damals berichtete die NSP die Polizei füh- 
re Observationen und Personenkontrollen an 
den Klappen „fast im gesamten Stadtgebiet“ 
durch. Insbesondere am U-Bahnhof Maximilian- 
straße, aber auch am Sterntor und am Hasen- 
buck habe die Polizei „offensichtlich jedem Haus- 
verbot erteilt, der tatsächlich oder vermeintlich 
schwul ist“. Auch Ausländer seien kontrolliert 
worden. Allen Berichten Betroffener, so das Info- 
telefon Rosa Hılfe, sei gemeinsam, „daß eine 
Straftat, etwa eine Erregung öffentlichen Ärger- 
nisses, beim besten Willen nicht zu erkennen” 
sei. Es sei davon auszugehen, daß die bekannt 
gewordenen Fälle, „nur die Spitze des Eisbergs 


Erst wurden die Büsche entfernt, jetzt „setzt 
Bielefeld auf Videoüberwachung“ — und das aus- 
gerechnet im Ravensburger Park, dem Cruising- 
Treffpunkt der Stadt. Möglich wird das „Big 
Brother in Bielefeld“ (Down Town 11/2000) durch 
die Änderung des NRW-Polizeigesetzes vor ei- 
nem halben Jahr, das die Überwachung soge- 
nannter „Angst-Räume“ erlaubt. Die Video-Ob- 
servation sei zwar, so die Bielefelder Polizei „nur 
an Brennpunkten der Kriminalität“ zulässig, 
doch gelte der „Versuchsort“ als Drogenschwer- 
punkt und sei zudem „als Treffpunkt für Homo- 
sexuelle bekannt“. Während NRW-Innenmini- 
ster Fritz Behrens (SPD) betonte, die live aus 
dem Park zur nahegelegenen Polizeidienststelle 
übertragenen Bilder würden „nur aufgezeichnet, 
wenn erkennbar ist, daß Straftaten begangen wer- 


Das Mehr an „Rechtssicherheit“ für Frauen 
war notwendig, weil die alten Verfassungsvor- 
schriften „eher unscharf formuliert und deshalb 
interpretationsfähig“ waren, so die Frankfurter 
Rundschau. Wo unscharf formuliert wird, ist Bun- 
destagsvizepräsidentin Antje Vollmer nicht weit: 
Die Distanz von Frauen zum Militär sei „kein 
Nachteil, sondern ein Vorteil“, teilte sie mit. 
Ihrer hochmoralisch vertretenen Warnung vor 
dem „gefährlichen“ und „modischen Flair von 
Fitness und Uniformen“ mochte sie sich selbst 
indes nicht anschließen und stimmte für die 
Grundgesetzänderung. Weitere 511 Abgeordne- 
te gaben sich modisch, 26 — davon 14 aus der 
PDS - enthielten sich und fünf stimmten mit 
Nein. 


sind“. Mindestens eine Person habe jedoch Kla- 
ge gegen die Polizei eingereicht. 

War alles gar nicht so gemeint, verteidigt der 
dafür verantwortliche Frommer die Kontrollen: 
„Zweckentfremdung“ von Toiletten werde bei 
Homo- wie Heterosexuellen geahndet. Man habe 
„keinerlei schwulenfeindliche Ziele im Sinn“ ge- 
habt, sondern sei nur aus „Sauberkeitszwecken“ 
gegen alle „Störfaktoren“ vorgegangen. Ledig- 
lich die Zusage, Verbote für öffentliche Pissoirs 
künftig „nicht mehr generell für das ganze Stadt- 
gebiet“ (!), sondern „nur noch für die betreffen- 
de Toilette“ auszusprechen, ließ sich Frommer 
vom Fliederlich-Vorstand abringen. Inzwischen 
wurden weitere Polizeiaktionen auf dem Park- 
platz Elterdorf bekannt, ebenso berichten Szene- 
wirte von „häufigen“ Kontrollen. 

Polizeilich abgestimmte Klappen-Überwa- 
chungen und Razzien an Cruising-Orten wurden 
in den letzten Monaten auch aus München, Cel- 
le, Zürich, Heidelberg dem Raum Stuttgart/ 
Heilbronn sowie dem Ruhrgebiet bekannt (vgl. 


Gigi Nr. 3/8. 18, 5/S. 25, 6/8. 25 und 9/S. 9). 


den“, bezeichnete die Datenschutzbeauftragte 
des Landes, Bettina Sokol, das 48.000 DM teure 
Pilotprojekt — dem sich die Städte Bonn und 
Dortmund möglicherweise anschließen wollen — 
als „völlig ungeeignet“. Eindringlich forderte hin- 
gegen der Bund Deutscher Kriminalbeamter die 
Kameras, „weil wir nicht den gläsernen Men- 
schen und nicht Big Brother wollen, aber siche- 
re öffentliche Plätze für den Bürger“. 

Vor so viel Sicherheit ist „ein Teil der Parkbe- 
sucher bereits zu den Raststätten an der Auto- 
bahn 33 ausgewichen, wo sie jedoch durch ver- 
stärkte Polizeikontrollen wieder verjagt wUur- 
den“, berichtet die Queer-Zeitung (11/2000). „Vol- 
ker Beck hat sich den Park persönlich angeschaut 
und die gesamte Aktion als ‘nicht im Einklang 
mit dem Polizeigesetz’ stehend bezeichnet.“ 
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Fotos: Deutscher Bundestag, Box 


„Die meisten Türken sind unfreundlich. ober- 
flächlich, unsauber und leben ihr  homäßiget 
Gehabe aus.“ Mit Abdruck dieses Statements 
dankt das Szeneblatt Box (9/2000) „für das of- 
fen geführte Gespräch“ mit Erwin, der seit zwei 
Jahren mit Ali zusammenlebt. Drei Seiten zu- 
vor räsoniert Box über die „Internationale des 
Hasses“: „Je nach Land und Kontinent sind die 
Zielgruppen unterschiedlich — und wer im einen 
Land Opfer ist, ist im anderen Land oft Täter.“ 


„Der Präsident des Deutschen Bundestages 
Wolfgang Thierse, war der erste, der auf die Zu- 
nahme rechtsextremer Gewalt aufmerksam ge- 
macht hat. Dies ist sehr verdienstvoll!”, findet 
das Schwule Netzwerk NRW. Und se das so 
verdienstvoll vom Herrn Thierse ist, müsse nun 
so das Netzwerk in einer im Oktober BE 
ten Stellungnahme, „das Phänomen der Gewalt- 
bereitschaft“ bekämpft und die NPD sowie „alle 
anderen rechtsextremen Gruppen“ erbeten 
werden. Weil das Grundgesetz deren Aktivitä- 
ten verbietet? Nein, sondern weil „diese Orga- 


„Ich finde es bedauerlich, daß sich das wissen- 
schaftlich-humanitäre komitee (whk) in destruk- 
tiver Art verhält, anstatt Alternativen aufzuzei- 
gen, wie es Christina Schenk von der PDS getan 
hat.“ So die Antwort von Michael Schmidt, Quo- 
ten-Sozi ım LSVD-Vorstand, Koordinaket von 
„Berlin sagt Ja“ und neuer Geschäftsführer des 
CSD Berlin, auf die Frage des schwulen Termin- 
kalenders Sergej (11/2000), wie er zur Kritik an 
der rot-grünen Homo-Ehe stehe. Dem von höch- 
stem politischen Verstand zeugenden Satz „Nie- 


Nach monatelanger Verzögerung durch die Bun- 
desregierung ist für Anfang Dezember in der Rei- 
he „Rechtssacheforschung“ des Bundesanzeiger- 
Verlags der Endbericht der Studie „Benachteili- 
gung gleichgeschlechtlich orientierter Personen 
und Paare“ angekündigt. Die von der sozialwis- 
senschaftlichen Forschungsstelle der Universi- 
tät Bamberg im Auftrag des BMJ unter Lesben 
und Schwulen durchgeführte Untersuchung soll- 
te „vor dem Hintergrund der Diskussion um Fra- 
gen der Gleichbehandlung von Personen gleich- 
geschlechtlicher Orientierung“ „rechtstatsäch- 
liche Basisinformationen zur Beurteilung des 
Handlungsbedarfs und zur Frage der konkreten 
Ausgestaltung von Rechtsnormen bieten“. Da 
diese der Offentlichkeit erst nach der konkreten 
Ausgestaltung der Rechtsnormen zugänglich 
werden (das Lebenspartnerschaftsgesetz/ LPartG 
wurde im November verabschiedet), seien hier 
zumindest die wichtigsten Ergebnisse aus dem 
Kapitel 4.7.2. mitgeteilt: 


Wer im eigenen Land Opfer und Täter ist, weiß 
Box auch: „Hier werden Schwule und Lesben 
gelegentlich mit antischwuler Gewalt einiger 
‘ausländischer’ Jugendlicher konfrontiert“, die 
_ ‚ihrem ostdeutschen Gegenstück sehr ähnlich“ 
_ „ebenfalls oft ein rechtsradikales und rassisti- 
sches Weltbild“ hätten. Um das „Phänomen“ in 
den Griff zu bekommen „bleibt“ Box nur „eine 
Einsicht: Null Toleranz gegenüber jedweder 
Gewalt — gleich aus welchem Motiv! 


nisationen der Inbegriff von Intoleranz und Men- 
schenverachtung“ seien, die „die Weiterentwick- 
lung unserer Gesellschaft“ gefährdeten. Denn 
Menschen, die die Weiterentwicklung der Ge- 
sellschaft gefährden, „zeigen deutlich“, daß sie 
„sich außerhalb unserer Gesellschaft befinden 
und von ihr nicht geduldet werden!” 

In den hier skizzierten Prozeß der toleranten 
Nicht-Duldung will sich das Netzwerk „aktiv 
einbringen“, um „gesellschaftliche Probleme” zu 
lösen. „Wir fordern dazu auf, dieses Gesell- 
schaftsbild mutig und offensiv zu vertreten.” 


mand wird gezwungen, die Eingetragene Lebens- 
partnerschaft einzugehen“ folgt die durchaus 
zutreffende Äußerung: „Der vorliegende Gesetz- 
entwurf ist ein Flickwerk ..." 

Bliebe zu ergänzen: Das destruktive whk hat 


ganz konstruktiv Schenks Wahlverwandtschaf- 


ten unterstützt, ein Sachbuch dazu mitverfaßt, 


es nahm an -zig Foren zum Thema teil und folg- 
te damit einer Hauptforderung des CSD Berlin 
‘99: „Keine Benachteiligungen für jene, die nicht 
heiraten wollen!” 


‚Von der überwiegenden Mehrheit (83%) 
wird befürwortet, daß eine eventuell zusätzlich 
geschaffene Rechtsform für gleichgeschlechtli- 
che Paare auch heterosexuellen Paaren zugäng- 
lich sein soll. In den Gesprächen mit Vertreter- 
Innen der lesbisch-schwulen Verbände wurde 
diese Frage überwiegend verneint ... Das Ergeb- 
nis ist ein weiterer Hinweis darauf, daß ein — bis- 
lang nicht näher bestimmter — persönlicher Ent- 
elraum dem Bedürfnis vieler Be- 
. Zwei Drittel befürworten 
weiterhin, daß auch für andere Lebensgemein- 
schaften als Paare eine rechtlich verbindliche 
Möglichkeit zur Absicherung des Zusammenle- 
bens geschaffen werden sollte, etwa für Wohn- 
gemeinschaften oder Wahlfamilien... Für die Si- 


ung von “Wahlverwandtschaften sprechen 
als schwule 


scheidungsspi 
fragter entspricht . 


cher 
sich deutlich mehr lesbische Frauen 


Männer aus: 80% Befürworterinnen und 6( 
Befürworter findet die Idee ın unserer Studie.“ 
GigiNr. 11 bringt eine ausführliche Analyse. 
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Die Filmfestival- 
Saison, deren les- 
bisch (-schwuler) 
Schwerpunkt im 
Oktober stets die 
Qual der Wahl 
bereithält, wartete 
dieses Jahr mit 
Jubiläen auf. Ein 
genauerer Blick in 
die Programme 
zeigt jedoch, daß 
frau gar nicht weit 
reisen muß - allen- 
falls noch zur 
Feminale nach 
Köln, wo eben 
mehr als Lesbisches 
geboten wird. Ein 
kleiner Festival- 
Reiseführer von 
IRA KORMANNSHAUS 
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as älteste der Happenings, das Berliner 
ID konnte mit seiner 

16. Ausgabe zwar kein Jubiläum anbie- 
ten, doch war es wie gehabt ein Mekka für Fans 
des Experimentalfilms, des deutschen (Kurz-) so- 
wie des engagierten Dokumentarfilms. In Köln 
flimmerte indes die Feminale zum zehnten Mal 
über die Leinwände, während das „gayste“ Jubi- 
läum im angeblich so kühlen Norden stattfand: 
die Lesbisch-Schwulen Filmtage Hamburg lock- 
ten das zahlreiche Publikum zum elften Male — 
ein reiner Karneval. Die richtige Stimmung be- 
scherte neben den Filmen vor allem das Kom- 
munikationszentrum des Festivals, die Nacht- 
bar „Guggen-Heim“, wo es außer feucht-fröh- 
lich und mehrfach musikalisch sogar künstlerisch 
herging: Die Räume 
waren von Künstler- 
Innen gestaltet, was 
nicht nur goutiert, 
sondern auch prä- 
miert wurde. 

Dafür, daß auch der 
Film im „Guggen- 
Heim“ nicht zu kurz 
kam, sorgte die noch- 
malige Vorführung 
von Women love women 
(If these walls could 
talk 2’) im Kino ein derartiger Erfolg, daß trotz 
Wiederholung immer noch zahlreiche Ent- 
täuschte weggeschickt werden mußten. Promi- 
nent besetzt mit Vanessa Redgrave, Chlo& 
Sevigny (diesmal als Butch), Ellen de Generes 
und Sharon Stone, folgt dieser Episodenfilm nicht 
nur der These, daß im Jahr 2000 die Welt für 
Lesben in Ordnung ist (ist sie 
das?), sondern tritt auch end- 
lich mal den filmischen Beweis 
an, daß es lesbischen Sex gibt. 
Das erfreut, bleibt aber insge- 
samt recht mager und riecht 
verdächtig nach TV-Kost ... 
wäre da nicht die von den Sı- 
chel-Sisters (All over me’) ge- 
schriebene Episode über die 
70er, die den Butch/Femme vs. 
Feministinnen oder auch Bar- 
vs. Politlesben-Konflikt auf- 
greift und mit einer Vielzahl an- 
genehm undidaktisch verpack- 
ter historischer Informationen 


aufwartet. In Ordnung ist die 


Ruth Ellis 


Laura Whitehorn 
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Lesbenwelt zumindest insofern, als auch die in 
den letzten Jahren in ihrer Rollenwahl erfreu- 
lich mutige Catherine Deneuve eine Lesbe spielt. 
Sicher bringt der Film Diebe der Nacht nieman- 
den um den Schlaf, vielleicht aber der Anblick 
einer lesbischen Deneuve. 

Den Kontrapunkt dazu lieferten drei Doku- 
mentarfilme, die sich mit der Situation von Les- 
ben und Schwulen während der Nazizeit ausein- 
andersetzen. Rosa Winkel? Das ist doch schon lan- 
‚ge vorbei ... von Christiane Schmerl, Detlef Stof- 
fel und Peter Recht war 1975 die erste deutsche 
Produktion, die sich mit diesem Thema ausein- 
andersetzte (und auch Filmaufnahmen der Grup- 
pe „Brühwarm“ mit Rio Reiser und Corny Litt- 
mann enthält). Erst ein Vierteljahrhundert spä- 
ter griffen Oscar-Ge- 
winner Jeffrey Fried- 
man und Rob Epstein 
das Thema erneut auf 
und schufen einen 
Film, den niemand so 
richtig gelungen fin- 
det, der aber überall 
aus politischen Grün- 
den gespielt wird und 
der in den Interviews 
durchaus beeindruk- 
kende Passagen ent- 
hält. Die Wiederaufführung des 1983 vom da- 
maligen Hamburger Festivalteam gedrehten Ver- 
zaubert komplettierte die Reihe. Hier geht es 
nicht ausschließlich darum, die Nazizeit aufzu- 
arbeiten, sondern von der Vielfalt homosexuel- 
len Lebens in einer Zeit zu erzählen, als die be- 
wußte Selbstbezeichnung ‘lesbisch’ beziehungs- 
weise ‘schwul’ noch in weiter 
Ferne lag, und frau/man eben 
‘verzaubert’ war. 

Ergänzt wurde der histori- 
sche Blick durch Ziving with 
Pride: Ruch Ellis@ 100. Die 1899 
geborene schwarze Lesbe, im- 
mer noch von Lebenskraft und 
Tatendrang erfüllt, erzählt von 
ihrem Jahrhundert, von Rassis- 
mus und Ausgrenzung, von Wi- 
derstand und Stolz, von Liebe 
und Lebensfreude. Es muß Spab 
machen, alt zu sein! Und auch, 
an seinen politischen Überzeu- 
gungen festzuhalten. Letzteres 
demonstriert Laura White- 


Gigi-Archiv, Lesbisch-Schwule Filmtage Hamburg 
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horn, eine der über hundert politischen Gefangenen in den USA, 
eindrücklich in Our — che Making ofa Revolutionary. Seit einem Bom- 
benanschlag auf das Capitol 1983 saß die lesbische Politaktivistin 
hinter Mauern und Stacheldraht, hat sich aber nie brechen las- 
sen, wirkt, nachdem sie im August 1999 überraschend entlassen 
wurde, frisch und klar in der politischen Analyse. „Our ist die 
Geschichte ihres Lebens und unserer Zeit: fünf unruhige Jahr- 
zehnte des Kampfes für Freiheit und Gerechtigkeit. Ob Sie nun 
radikal linken Positionen zustimmen oder nicht, nach diesem Do- 
kumentarfilm werden Sie darüber nachdenken, was Sie für Ihre 
Ideen zu riskieren bereit wären“, sagen die Autorinnen Sonja de 
Vries und Rhonda Collins über ihren Film. 

Ansonsten prägten Horrorfilm und einige Wiederaufführun- 
gen das Programm. Selbst, wer angesichts des alltäglichen Hor- 
rors auf den im Kino eigentlich lieber verzichtet, wird Traditional 
Family Vampires (Bob Poirier, USA) mögen. Wie ein schwuler Vam- 
pir der Vampirfamilie — warum hat die nur so fatale Ähnlichkeit 
mit christlichen Fundamentalisten? — den Garaus macht, gehört 
nicht nur in die Abteilung Lieblingsphantasien, sondern ist über- 
dies auf erfrischende Weise politisch. 

Vampirisch ging's weiter mit dem zweiten ‘Sexploitation Flic’ 
der Hammer-Studio-Trilogie Zust for a Vampire von 1970, der 
Vampirin Carmilla campig daherkommen läßt. Neben dem grie- 
chischen Attack of the Giant Moussaka, der das klassische B-movie 
wieder aufleben läßt, gab es dann mit der fünf Stunden langen 
Rich and Scary-Nacht 
nicht nur Gelegenheit für 
Fans des Genres, sich 
sattzusehen, sondern 
auch eine Hamburger 
Produktion (Nathalie 
David, Ingo Heise). 

Neben der sonst all- 
fälligen nordamerikani- 
schen Übermacht und 
dem langsam steigenden 
Anteil europäischen 
Films gab es aber auch 
asiatische Produktionen 
zu entdecken. Darunter 
Memento Mori aus dem 
bisher wenig beachteten, 
aber hoch interessanten 
Filmland (Süd-) Korea. 
Eine Art asiatisches Mädchen in Uniform, nur dal die Liebe hier 
zwischen zwei Schülerinnen stattfindet. Die in ihren Werten viel 
rigidere koreanische Gesellschaft läßt das Internatsleben für Min- 
ah zum Horrortrip werden, aus dem sie nur einen Ausweg sieht. 
Nach ihrem Tod ersteht die Geschichte aus ihrem Tagebuch er- 
neut. Auch wenn es mitunter schwierig ist, die für Mitteleuropä- 
er relativ ähnlich wirkenden Gesichter der Schauspielerinnen, die 
zudem in Schuluniformen stecken, auseinander zu halten — ein 
unbedingt sehenswerter Film. Ebenso der chinesische Film Man 
Man Woman Woman, der sowohl Mann als auch Frau ihr Coming 
out haben läßt. 

Ein trotz traumhaft schöner Hauptdarstellerin (Gail Maurice) 
mißlungener Film, Johnny Greyeyes, ist leider ein Beispiel dafür, 
wie ein Drehbuch durch Hinzufügen einer lesbischen Geschichte 
zerfasern kann. Ursprünglich als Familienplot angelegt — Mutter 
zu Hause, Sohn irgendwo und Tochter in Haft —, kann der Film 
sich nicht entscheiden zwischen Familien- und Knastgeschichte 
(inklusive lesbischer Love Story) — schade! 


Beeindruckendes Porträt einer Lesbe mit AIDS: Chrissy (Australien) 
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Unbedingt sehenswert: Man Man Woman Woman (China) 


Wie ın Hamburg und Berlin gab es in der Karnevalshochburg 
Köln volle Säle. An der Feminale läßt sich zudem eindrucksvoll 
der Wirtschaftsfaktor Lesbe belegen — sind doch die Lesben des 
Festivals treuestes Publikum. Neben einem „zielgruppenspezifi- 
schen“ Programm, wie es fast identisch in Berlin und Hamburg 
lief — unter anderem # p.m., das Coming out (fast) einer ganzen 
Familie — nutzten die Organisatorinnen sogar das inhaltliche Po- 
tential der Filme. So wurden die Vorführung von Chrissy — das 
beeindruckende Porträt einer Lesbe mit AIDS — gemeinsam mit 
dem Frauenbereich der AIDS-Hilfe Köln veranstaltet, der Film 
Lebenskünstlerinnen gemeinsam mit dem FrauenGesundheitsZen- 
trum Hagazussa und einer Brustkrebs-Initiative sowie weitere 
Filme mit Diskussionen 
zu sexuellem Mißbrauch 
verbunden. 

An Jeanine Meerapfel 
ging dieses Jahr der in 
der Sparte „Film“ verlie- 
hene Künstlerinnenpreis 
des Landes NRW, der 
Nachwuchspreis an Ruth 
Olshan. Und, Sponsoren 
machten’s möglich: eın 
Debütpreis konnte ver- 
liehen werden — an Rar- 
catcher von Lynne Ram- 
say (Großbritannien). 

Erfreulich, daß sowohl 
an Spree als auch Alster 
europäische Filme die je- 
weiligen Zuschauer- 
wettbewerbe gewannen. In Berlin wie in Hamburg konnte Na- 
thalie Percillier für ihr Hartes Brot endlich Publikumspreise ent- 
gegennehmen — in der Hauptstadt gefolgt von Kerstin Ahlrichs 
eindringlicher Kehrwoche sowie Lifes a Butch von A. Rosser 
Goodman, in Hamburg hingegen vom norwegischen Home for 


Christmas (Frank Mosvold), einem von der Familie begeistert ge- 
sowie dem bereits im Oberhausener 


feierten Coming out, 
en Early Frost (Pıerre Pinaud, 


Kinderfilmwettbewerb ausgezeichnet 


Frankreich). 
Die .Eurola“, der Hamburger Langfilmpreis, g1n8 


lix (©. Ducastel/J. Martıneau, Frankreich), der zu Beginn des Jah- 

.. 5 , VA s ’_ 
res schon den Berlinale-Teddy abräumte, gefolgt von What's 
(Gurinder Chadha, Großbritannien) und Chill Out von 


klar an Fe- 


Cookıng 
Andreas Struck. 

Fazit: In vielen Programmteilen glichei 
auf einen nach wie vor existenten Mangel 
schließen läßt. Frau muß wirklich nicht weit reisen, 


1 sich die Festivals, was 


an relevanten Filmen 


GIei Nr... 36 


Eine O-Ton-Collage 
zum 100. Todestag 
von Oscar Wilde, 
zusammengestellt 
von Dirk Ruder 


Zitate: 

Oscar Wilde wurde aus seinem 
vom Diogenes Verlag edierten 
Essay „Der Sozialismus und die 
Seele des Menschen“ zitiert. Für 
diesen Band schrieb Gustav Land- 
auer das Vorwort. Die Passagen 
von Wildes einzigem Enkel, Merlin 
Holland, stammen aus einem 
Interview mit Hermann Ploppa, 
erschienen in „Jungle World“ am 
18.11.1998, sowie dem „Oscar- 
Wilde-Album”, das der Blessing 
Verlag im gleichen Jahr heraus- 
brachte. Ferner fand ein Beitrag 
Christiane Neuhausens Verwen- 
dung, den KNA am 6.11.2000 
verbreitete. Beim schwulen Verlag 
handelt es sich ums Hamburger 
MännerschwarmSkript 


Illustrationen: 
„Sozialismus-Triumph” - Holzschnitt 
Walter Cranes von 1886, ent- 
nommen der 1970 bei Suhrkamp 
erschienen deutschen Ausgabe 
von Wildes Sozialismus-Essoy. 
„Wilde als Lady, rauchend” 
Karikatur von Alfred Bryan, 1892 


chwuler Verlag: Oscar Wil 

de ist tot! ... und das schon seit 

hundert Jahren. Jeder kennt 
den Mann, aber nur wenige seine 
Dramen und Erzählungen. 

Katholische Nachrichten- 
Agentur (KNA): Wilde wurde am 
10. Oktober 1854 in eine angesehe- 
ne, wenn auch exzentrische Dubli- 
ner Familie geboren. Sein Vater war 
Chirurg, seine Mutter lebte ihre 
künstlerischen Ambitionen in einem 
literarischen Salon aus. 

Merlin Holland: Oscar Fingal 
O‘Flahertie Wills Wilde, mein 
Großvater, wurde am 16. Oktober 1854 in Du- 
blin geboren. Seine Mutter Jane veröffentliche 
unter dem Pseudonym Speranza revolutionäre 
Artikel und politische Gedichte. Sein Vater, 
William Wilde war Sozialreformer. Er setzte sich 
für die kostenlose ärztliche Behandlung der 
Dubliner Armen ein. 

Oscar Wilde: Das eigentliche Ziel ist der Ver- 
such und Aufbau der Gesellschaft auf einer 
Grundlage, die die Armut unmöglich macht. Im 
Sozialismus wird es nicht hunderttausend Ar- 
beitslose geben, die in ekelhaftem Elend die Stra- 
Ben ablaufen oder sich vor dem Tor eines Asyls 
für Obdachlose drängen, um ein Stück Brot und 
ein unsauberes Nachtquartier zu ergattern. 

KNA: Bereits in Oxford begann er, sich in sei- 
nem ganzen Gehabe als Künstler zu stilisieren. 

Oscar Wilde: Der größte Nutzen, den die 
Einführung des Sozialismus brächte, liegt ohne 
Zweifel darin, daß der Sozialismus uns von der 
schmutzigen Notwendigkeit, für andere zu le- 
ben, befreite, die beim jetzigen stand der Dinge 
so schwer auf allen Menschen lastet. 

KNA: Gleichzeitig fiel es ihm schwer, sich zu 
entscheiden: zwischen Homosexualität nach 
dem Vorbild der alten Griechen und der Hetero- 
sexualität, die die Gesellschaft vorlebte, zwi- 
schen der Freimaurerei und seinem Hingezogen- 
sein zur katholischen Kirche. 

Merlin Holland: Oscar war der Prügelkna- 
be für eine Regierung, die gerade vor den Wah- 
len stand. Wilde wurde im Mai 1895 verurteilt, 
gewählt wurde im Juli 1895. Er ist nicht das Op- 
fer eines Justizirrtums. Er verstieß gegen das 
Gesetz. Das Gesetz gegen männliche Homose- 
xualität bestand seit zehn Jahren. 

KNA: Der Schriftsteller suchte sein Vergnü- 
gen dort, wo es verboten war, und damit begann 
sein Untergang. Er wurde ın seiner Freundschaft 


zu Lord Alfred Douglas zu indiskret. 
Auf Drängen von „Bosie“ ließ sich 
Wilde auf einen Prozeß wegen Ver- 
leumdung ein. Das Ende vom Lied: 
Im Maı 1895 wurde Oscar Wilde 
wegen Homosexualität zu zwei Jah- 
ren Gefängnis mit Zwangsarbeit ver- 
urteilt. 

Oscar Wilde: Es liegt in der Na- 
tur der Sache, daß der Staat das Re- 
gieren ganz und gar sein lassen muß. 

Merlin Holland: Die Welt glaubt 
immer noch, Wilde sei ins Gefäng- 
nis gekommen, weil er mit Lord Al- 
fred Douglas eine Beziehung hatte. 
Beim Prozeß kam heraus, daß Oscar Beziehun- 
gen zu männlichen Prostituierten hatte. Das war 
der Grund, warum der Staat Wilde anklagte. 

Oscar Wilde: Mit der autoritären Gewalt 
wird die Justiz verschwinden. Das wird ein gro- 
Ber Gewinn sein. Wenn man die Geschichte er- 
forscht, nicht in den gereinigten Ausgaben, die 
für Volksschüler und Gymnasiasten veranstal- 
tet sind, sondern in den echten Quellen aus der 
jeweiligen Zeit, dann wird man völlig von Ekel 
erfüllt, nicht wegen der Taten der Verbrecher, 
sondern wegen der Strafen, die die Guten aufer- 
legt haben. 

KNA: Seine letzten drei Jahre verbrachte der 
Schriftsteller verarmt im französischen Exil. 
Dort starb er am 30. November 1900 in einem 
Pariser Hotel. Sein Freund Robert Ross war bei 
ihm, der schon zum Katholizismus konvertiert 
war. Er rief einen englischen Pater, der Oscar 
Wilde auf dessen ausdrücklichen Wunsch in die 
katholische Kirche aufnahm und ihm die Letzte 
Ölung spendete. 

Merlin Holland: Die Engländer sind von der 
Idee der erblichen Homosexualität besessen. 

Schwuler Verlag: Wildes Theaterstücke wer- 
den in Deutschland gern den Boulevardtheatern 
überlassen, und was dabei herauskommt erin- 
nert oft an Heidi Kabel und Willi Millowitsch. 

KNA: Anläßlich seines bevorstehenden 100. 
Todestags am 30. November macht eine Insti- 
tution Frieden mit ihm, die ihn einst verdammt 
hat: die einflußreiche vatikannahe Jesuiten-Zeit- 
schrift Za Civilca Cartolica. In ihrer neuesten 
Ausgabe rehabilitiert sie Wilde in einem langen 
Artikel und würdigt seinen Weg in die katholi- 
sche Kirche, den der Schriftsteller in der Ster- 
bestunde vollzog. Geprägt durch die Zeit im 
Gefängnis schrieb Oscar Wilde jene Werke, für 
die ihn einst Za Civılra Cartolica verurteilte: die 


Ballade vom Zuchthaus zu Reading und De 
profundis. Heute hebt die Jesuiten-Zeit- 
schrift hervor, daß sich in beiden Werken 
bereits Wildes Weg in die katholische Kir- 
che deutlich abzeichnet. 

Oscar Wilde: Der Sozialismus ist ledig- 
lich darum von Wert, weil er zum Indivi- 
dualismus führt. 

Schwuler Verlag: Der belgische Zeich- 
ner Tom Bouden erzählt das berühmte 
Theaterstück „Bunbury“ jetzt so, wie es 
Oscar Wilde wahrscheinlich gemeint hat: 
als Liebes- und Eifersuchtsgeschichte un- 
ter Männern. 

Oscar Wilde: Mit der Abschaffung des 
Privateigentums muß die Ehe in ihrer bis- 
herigen Form verschwinden. Der Indivi- 
dualismus nimmt das auf und verwandelt 
es in Schönheit. Es macht aus der Abschaf- 
fung des gesetzlichen Zwanges eine Form 
der Freiheit, die die volle Entfaltung der 
Persönlichkeit fördern wird und die Liebe 
des Mannes und der Frau, wunderbarer, 
schöner und edler macht. 

Gustav Landauer: Man wird nun, wo 
dieser verschollene Essay wieder ans Licht 
kommt, verstehen warum die englische Ge- 
sellschaft diesen genialen Mann, der einst 
ihr verhätschelter Liebling war, später so 
tödlich haßte und so infam ins Elend stieß. 
Die Rache der Sklaven ist schrecklich, die 
Rancune der Herren aber ist unsäglich. 

Oscar Wilde: Nach der Abschaffung des 
Privateigentums werden wir also den wah- 
ren, schönen, gesunden Individualismus 
haben. Niemand wird sein Leben damit 
vergeuden, daß er Sachen und Sachwerte 
anhäuft. Man wird leben. Leben — es gibt 
nichts Selteneres in der Welt. 


ie Story ist so einfach wie treffsi 

her: Zwei befreundete Junggesel 

len, Jack Worthing und Algernon 
Moncrieff, bringen ein wenig Schwung in 
ihr Leben, indem sie es mit der Wahrheit 
nicht so genau nehmen. Jack erfindet ei- 
nen Bruder, Ernst, den er als Entschuldi- 
gung benutzt, um dem drögen Landleben 
entfliehen und den Vergnügungen der Stadt 
nachgehen zu können. Algernon macht et- 
was ganz ähnliches, nur andersrum: Sein 
fiktiver Freund Bunbury gibt einen prima 
Vorwand ab, um sich auf gelegentliche 
Abenteuer auf dem Land einlassen zu kön- 
nen. Es kommt, wie es kommen muß: Die 
Pfade ihrer Täuschungen kreuzen sich. Die 
für Komödien übliche Reihe von Mißver- 
ständnissen, Verwechslungen und Krisen 
stellt insbesondere die Herzensangelegen- 
heiten der beiden Protagonisten — Jack 
liebt Gwendolen, Algernon liebt Cecily — 
auf eine harte Probe. 

Soweit das Original. „The Importance 
of Being Earnest“ von 1895 war Wildes 
letztes Stück, ein Meisterwerk des moder- 
nen Lustspiels, angefüllt mit Witz und 
Weisheit — und gespickt mit Bonmots und 
Aphorismen, mit denen Wilde sich einen 
Namen machte. Doch 1895, während 
‚Earnest“ noch in den Proben war, zogen 
bereits dunkle Wolken über Oscar Wilde 
auf: Der Marquess of Queensberry, der 
Vater seines langjährigen Freundes Lord Al- 
fred „Bosie“ Douglas, beschimpfte ihn als 
‚Somdomiten“, Wilde verklagte ihn wegen 
Rufschädigung, der Schuß ging aber nach 
hinten los. 

Um es kurz zu machen: Noch 1895 
wurde Oscar Wilde im „Prozeß des Jahr- 
hunderts“ wegen homosexueller Praktiken 
zu zwei Jahren Zuchthaus und Schwerst- 
arbeit verurteilt. 1897 entlassen, ging er 
gebrochen und völlig verarmt nach Paris, 
wo er an den Folgen der gesundheitlichen 
Schäden während seiner Haftzeit im Alter 
von 46 Jahren starb. 

Noch während des Prozesses wurde die 
Aufführung von „Earnest” gestoppt, Wil- 
des Name von den Plakaten gestrichen. 
Erst 1909, neun Jahre nach seinem Tod, 
erschien er wieder auf der Anzeigentafel; 
das Stück konnte endlich seinen langen er- 
folgreichen Weg durch die Theater der 


Welt antreten. 
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Die beste Neuerscheinung 
zu Oscar Wildes hundert- 
stem Todestag ist ein 
leichter Comic, sagt 

CLaAs SUDBRAKE 


Aber wie das mit guten Theaterstücken so 
ist: Entweder, sie werden gerade nicht in der 
Nähe aufgeführt, und den Text nur zu lesen, 
ist auch öde. Die Lösung des Problems bietet 
nun der Männerschwarmskript-Verlag. Der 
belgische Cartoonist Tom Bouden, der in der 
„Linie claire“ zeichnet (das ist der Stil von „Tim 
und Struppi“), hat „The Importance of Being 
Earnest“, auf Deutsch „Der reine Ernst“, ins 
Comic-Format übertragen. Und zwar im 
„Zweikanalton“, denn das englische Original 
und die deutsche Übersetzung sind gleichzei- 
tig erschienen. Auch wenn Oscar Wildes Ori- 
ginaltext beibehalten wur- 
de, so sind doch ein paar 
wesentliche Dinge verän- 
dert worden: Die Rollen 
der weiblichen Geliebten 
nämlich werden von Män- 
nern gespielt. Aus 
Gwendolen wird Glenn, 
aus Cecily wird Cecil, und 
zwangsläufig trägt sich die 
Handlung nicht mehr im 
spätviktorianischen 
England zu, sondern ım 
heutigen London, genau- 
er gesagt im schwulen 
Viertel rund um die 
Compton Street. Folglich 


balzen und intrigieren auf 
einmal gleichgeschlechtliche Paare mit- und 


gegeneinander, was das Zeug hält, und zwar 
aufeine Weise, die man sonst eher von Hete- 
rosexuellen kennt — in einer Sprache, die vor 
hundert Jahren vielleicht mal modern war. 
Und das dürfen Sie mir getrost glauben: Wil- 
des berühmt-berüchtigte Bonmots haben nach 
r Schärfe verloren, sie 
bergreifend. Wenn 


wie vor nichts von ihre 
sind zeitlos und milieuü 
dann zum Schluß auch noch alle heiraten, samt- 
liche Probleme gelöst sind u nd die Pastorin ihr 
Coming-Out haben darf. steht endgültig 
fest: Eine moderne Komödie braucht das. 
Classics meet Pop. Skurriler geht's nım- 


mer. Oscar hätte das sicher gut gefallen. 


Tom Bouden/Oscar Wilde: Der reine Ernst 
eing Earnest (engl.) 


(dt.), The Importance ol B 
Comic. Männers« hwarmSkript 2000, 78 8., 
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WIE GEHT'S DIR, ERNST ? wAS 
FÜHRT DICH IN DIE STADT? 


OH, VERGNÜGEN. WAS SONST 
FÜHRT ZU IRGEND ETWAS? 
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Zum Jahresende 
2000 säubert der 
schwarz-rote 
Senat mal wieder 
die hauptstädti- 
sche Kulturland- 
schaft. Gewöhn- 
lich wird allzu 
Avantgardistisches 
unter Verweis auf 
die Haushalitslage 
beseitigt. Im vor- 
liegenden Falle 
ist's anders. Von 
ANDREAS HEILMANN 


Zerbrochene 


b dem 1. Dezember steht 
A McNallys anti- 
lerikales Skandalstück 


„Corpus Christi“ auf dem Spielplan 
des Berliner Männerensembles. 
Regisseur Jan Oberndorff wagt 
sich damit zum Ausklang des „Hei- 
ligen Jahres“ an das brisante The- 
ma Kirche und (Homo-) Sexuali- 
tät. Zur Uraufführung am Broad- 
way 1998 hagelte es empörte Pro- 
teste von christlichen Fundamen- 
talisten und Konservativen. Die 
deutschsprachige Uraufführung in 
Heilbronn 1999 zog massenhaft 
Protestbriefe und sogar Bomben- 
drohungen nach sich (vgl. Gig/Nr. 
8, Juli/August 2000). Die hessische 
CDU/FDP-Landesregierung setzte 
das Staatstheater Kassel unter 
Druck und distanzierte sich öf- 
fentlich von der Aufführung. 
Karlsruhe und Pforzheim sagten 
daraufhin kurzfristig Gastspiele 
ab. Das ganze Theater nur, weil 
McNally den alten Stoff der Jesus- 
Geschichte neu erzählt und seinen 
Protagonisten Joshua als gesell- 
schaftskritischen Kommunarden 
einer sexuell befreiten Jüngerschar beschreibt? 

Jesus/Joshua und „seine Jungs“ sind bei 
McNally Menschen aus Fleisch und Blut. Als 
freigewählte Lebensgemeinschaft von Liebenden 
provozieren sie Grenzübertritte über gesell- 
schaftliche Normen und Tabus. Ihre Sexualität 
bleibt davon nicht ausgeschlossen, was Kirchen- 
ideologen ihren Schäfchen jahrhundertelang vor- 
enthalten wollten. Denn freie Liebe überströmt 
bekanntlich gesellschaftlich gesetzte Grenzen 
und sprengt jede formale Hierarchie. Kein Wun- 
der also, wenn dabei diejenigen aufheulen, deren 
Geschäft gerade im alltäglichen Ausgrenzen be- 
steht. 

Womit wir unmittelbar im angeblich so auf- 
geklärten, so liberalen und toleranten Jahr 2000 
nach Christus wären: Die Berliner Inszenierung 
im nur 99 Plätze zählenden „Theater Zerbro- 
chene Fenster“ an der Schwiebusser Straße in 
Kreuzberg wird die voraussichtlich letzte der er- 
folgreichen Männertruppe um Jan Oberndorff 
sein. Denn dem Ensemble, das im Oktober 1998 
mit dem renommierten Kritikerpreis der Berlr- 
ner Zeitung ausgezeichnet worden war, wurden 


Pentheus, König von Theben, und Dionysos - Szene aus 
Euripides’,, Die Bakchen” mit Benjamin Kiss und Mathias Noack 


vom Senat für 2001 sämtliche finanziellen Beihilfen 
entzogen. Damit wird etwas platt gemacht, das ein 
Unikum in Deutschland darstellt: Wie in der Antike 
— im Januar 1999 brachte die Truppe passenderweise 
Euripides’ „Die Bakchen“ auf die Bühne desselben 
Theaters und wurde dafür erstmals vom Senat ge- 
fördert — werden auch alle Frauenrollen von Män- 
nern gespielt, was den Inszenierungen ein Gutteil 
ihrer Originalität verschafft und überdies der Inten- 
tion der 1996 gegründeten Truppe entspricht, die 
sich der Dekonstruktion der bipolaren Geschlechter- 
identitäten verschrieben hat. — Eine so überfällige 
wie seltene Subversion: gewöhnungsbedürftig, aber 
fraglos reizvoll. Zu reizvoll für die Kultur- und Sitten- 
wächter einer deutschen Hauptstadt, die so gern 
Weltstadt sein möchte und denen es in ihrer schnarch- 
nasigen Provinzialität nicht genügt, den Geldhahn 
mit bloßem Verweis auf die Kassenlage zuzudrehen. 
Es gab eine ausgezeichnete politische Begründung: 
Schließung wegen „homosexueller Herumtändelei“. 


Mehr Infos unter: www.berliner-maennerensemble.de 


David Baltzer (Programmheft Die Bakchen) 


Fotos 
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ch beneide meine Mitbewohnerin Nina. 

Rumselig kommt sie jede Nacht durch 

die Tür gestolpert, bringt von draußen 
einen Schwung karibische Nachtluft mit 
und krabbelt seufzend unter ihr Moskito- 
netz. Dabei plappert sie meist vor sich hin, 
vorzugsweise darüber, welche Kneipen 
Havannas sie mit ihrer neuen kubanischen 
Flamme diese Nacht unsicher gemacht 
hat. Gestern konnte ich meine Neugier 
nicht mehr zügeln und platzte endlich mit 
einer Frage heraus, die mir schon lange auf 
der Seele brannte: „Sag mal, wie kommu- 
niziert Ihr Turteltäubchen eigentlich?“ Sie 
spricht nämlich das gleiche halbfertige 
Spanisch wie ich, und Spanisch zu sprechen 
bedeutet auf Kuba nicht unbedingt, sich 
verständigen zu können: Obwohl S-Laute 
und Wortendungen nicht importiert wer- 
den müssen, sind sie offenbar trotzdem 
Mangelware. 

Nina ficht das nicht an. „Die Sprache 
der Liebe ist universal“ säuselt sie in ihr 
Kopfkissen. „Dachssabber“ grummele ich 
in das meine. 

Die Sprache der Liebe ist genau so lan- 
ge universal, wie eine beliebige Anzahl 
Menschen ganz genau wissen, daß sie un- 
bedingt sofort miteinander ins Bett stei- 
gen müssen. Sobald die Konditionen aller- 
dings ein klein wenig unklarer sind, funk- 
tioniert zwischen den verschiedenen Kul- 
turen nichts mehr. Gar nichts. Ich kann 
davon ein Lied singen. Nehmen wir zum 
Beispiel die kubanische Porno-Salsa. (Auf 
diesen Begriff kamen Nina und ich, als wir 
das erste Mal aufgefordert wurden, unse- 
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re Hüften öffentlich in einer Weise krei- 
sen zu lassen, die ich sogar im Bett nur an 
Sonn- und Feiertagen hinkriege. Alex, Typ 
hoffnungsloser Nordeuropäer, spricht in 
diesem Zusammenhang von Fruchtbar- 
keitstänzen. Ein gemeinsamer kultureller 
Background ist zum Lästern eben doch 
unerläßlich ...) 

Unsere kubanischen Freundinnen begin- 
nen also gegen drei Uhr morgens sich mit 
den Armen an der nächstbesten Wand ab- 
zustützen, den Hintern in den Raum zu 
strecken und ihn gegen das ebenfalls krei- 
sende Becken ihreR TanzpartnerIn zu 
schwingen. Was daran so schwierig ist? Die 
männlichen Tanzpartner hinterher wieder 
loszuwerden! Es ist völlig ausgeschlossen, 
daß die Kubanerinnen mit allen ins Bett 
steigen, mit denen sie tanzen. So viel Sex 
kann frau gar nicht haben. Demzufolge 
muß es einen Weg ohne brüske Worte ge- 
ben, noch während des Tanzens zu klären, 
ob zu mir, zu Dir, im Treppenhaus, oder 
gar nicht. Nur welchen?! 

Wenn mich eine dieser kaffeefarbenen 
Halbgöttinnen fröhlich umarmt und zur 
Begrüßung sanft auf die Wangen küßt, ge- 
rate ich in Verlegenheit: Wie um Himmels 
Willen finde ich heraus, ob sie das noch mal 
tun würde? Meine Körpersprache jeden- 
falls wird hier so gut verstanden wie Hin- 
di. 

Wörterbücher sind da bestenfalls nutz- 
los. (Wie zum Hohn ziert meines auch noch 
die Aufschrift /Comuniquemos‘) Wenn ich 
beispielsweise gefragt werde, ob ich ir- 
gendwas Eßbares probieren möchte, 
schaue ich mich inzwischen sehr genau um, 
ob wirklich Nahrung in Sicht ist. Auf Spa- 
nisch geht nicht die Liebe durch den Ma- 
gen, sondern der Sex durch den Obstgar- 
ten. Ich kann schon keine Papaya mehr kau- 


fen, ohne rot zu werden. 

Die Zahl der möglichen Fettnäpfchen 
geht schier ins Unendliche. Wer hätte ah- 
nen können, daß das hemmungslose 
Herumgeflaxe von Celeste und Javier 
(sexiest couple alive) über die verschieden- 
sten Möglichkeiten, ihre Ehe zu brechen, 
in so gar keiner Weise ernst gemeint ist? 
Als Javier mich eines nachts schon leicht 
lallend fragte, ob ich Lust auf seine Frau 


hätte, konnte ich der Versuchung natür- 
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lich nicht widerstehen. Ich machte mich 
daran, ihren entzückenden Hals anzu- 
knabbern, um zu schauen, was passiert. Es 
war beeindruckend. Ich hatte meine Lip- 
pen noch nicht auf ihre Haut gesetzt, da 
bekam Javier eine ausgewachsene Panik- 
attacke. Seither läßt er uns beide nicht 
mehr allein in einem Raum. 

Überhaupt genieße ich inzwischen den 
Ruf der Hure von Babylon, (was sich mit 
den traurigen Fakten so gar nicht deckt). 
Aber die Leute haben die unfaßbare Ange- 
wohnheit, alles zu glauben, was ich ihnen 
erzähle. Mal ehrlich, wenn mir jede neue 
Bekanntschaft nach fünf Minuten die Fra- 
ge stellt, ob ich einen Freund habe, was soll 
ich da antworten? Ich hatte schon so ziem- 
lich alle witzigen Einfälle durchprobiert, als 
mir dämmerte, daß das hier als ganz nor- 
male Frage gilt. Wenn ich hingegen auf dem 
Höhepunkt der erotischen Spannung fra- 
ge, ob es nicht Zeit wäre, miteinander ins 
Bett zu gehen, kippt die so angesprochene 
Person mit 99-prozentiger Wahrschein- 
lichkeit vom Stuhl. 

Hundertprozentig sicher ist nur eins: 
Wer je ein brauchbares Handbuch inter- 
kultureller Kommunikation verfaßt, hat 
mindestens einen Nobelpreis verdient. 


Gisi Nr. 10 
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4. Bundestreffen des whk 


Vom 6. bis 8. Oktober fand, organisiert vom hessischen Ansprech- 
partner Herbert Rusche, im Lesbisch-Schwulen Kulturhaus zu 
Frankfurt a. M. das vierte Bundestreffen des whk statt. 

Verhandelt wurde insbesondere der Streit um Konzeption und 
Erscheinungsweise der vom Förderverein edierten, unabhängi- 
gen sexualpolitischen Zeitschrift Gigs. Eine wesentliche Rolle 
spielte dabei die als extrem empfundene Arbeitsüberlastung. Zwar 
konnte die Auflösung der Redaktion in der alten Zusammenset- 
zung nicht verhindert, aber die Existenz der Zeitschrift gewähr- 
leistet werden. Geeinigt wurde sich darauf, die Mitteilungen des 
whk als eigene Seite wieder ins Gigi-Konzept zu integrieren. 

Zweiter Schwerpunkt des Bundestreffens war der Kritik an 
der Fortdauer rassistischer Politik und antimigrantischer Kam- 
pagnen unter Rot/Grün. Der neue staatliche Antifaschismus wur- 
de als Kehrseite des rot-grünen „Rassismus der Produktiven“ und 
einer neuen Einwanderungspolitik für den Standort Deutschland 
kritisiert. Es wurde angeregt, den Kontakt zum „Bündnis gegen 
Rassismus“ zu suchen, in dem Bürgerrechts-, AntiRa und Antifa- 
Gruppen unter dem Motto „Nazis morden, der Staat schiebt ab!“ 
die Doppelmoral der neueren Kampagnen gegen Rechts öffent- 
lich bloßstellen. Der Gigi-Redaktion wurde empfohlen, den schon 
lange geplanten Schwerpunkt zum Thema Rassismus so bald wie 
möglich in Angriff zu nehmen. Georg Klauda sagte zu, ihn feder- 
führend zu betreuen. 

Beschlossen wurde ferner, ein Grußwort an die Homosexuelle 
Selbsthilfe e.V./Hannchen-Mehrzweck-Stiftung (HS/HMS) zu 
senden. Die Homosexuelle Selbsthilfe war vor 20 Jahren gegrün- 
det worden und finanziert bis heute Projekte im politischen, kul- 
turellen und Selbsthilfebereich; darüber hinaus leistete sie auch 
Opfern des $175 unmittelbare Hilfe. 

Parallel zum Bundestreffen tagte die Mitgliederversammlung 
des Fördervereins des whk e.V. Satzungsgemäß stand die Vor- 
standswahl an. Nach der Bericht- 


de d lte Vor- 
erstattung wurde der a VhI.RAulonalgrunpans 


des whk 


Aktuelle Aktivitäten 


Die „barocke Lösung“: Homo-Ehe 

Am 19. September besuchten drei whk-Mitgliederdie Experten- 
anhörung des Bundestags-Rechtsausschusses zum Lebenspartner- 
schaftsgesetz (LPartG) und staunten über das Urteil nahezu aller 
Sachverständigen: Der Entwurf sei unvollständig und gehe an 
der Realität vorbei. DasJustizministerium habe sich sicher etwas 
bei dieser „barocken Lösung“ gedacht, er wisse nur nicht, was, so 
der von Bündnis 90/Die Grünen geladene Direktor des Max- 
Planck-Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht 
in Hamburg, Prof. Dr. Hein Kötz. Selbst die CDU/CSU bemän- 
gelte, daß das LPartG nicht auch für Heterosexuelle gelten solle. 
Die Frage nach Trans- und Intersexuellen blieb offen. 


Straßenbahn zum Schafott 

Das whk Südbaden kritisierte am 18. Oktober die Entscheidung 
des Freiburger Gemeinderates, eine Städtepartnerschaft mit dem 
iranischen Isfahan eingehen zu wollen, und verwies dabei auf die 
dortigen massiven Verletzungen von Menschenrechten, die in den 
Verhandlungen zugunsten der wirtschaftlichen Aspekte — etwa 
der Lieferung von Staßenbahnen — völlig ausgeklammert wur- 
den. Es forderte den Freiburger Gemeinderat auf, seine Entschei- 
dung zu revidieren und sich stattdessen für das uneingeschränk- 
te Bleiberecht iranischer Flüchtlinge in Freiburg einzusetzen. 


Rentenreform gegen HIV-Positive 
Als einzige sexualpolitische Organisation mischte sich das whk 
in die Debatte zur Rentenreform ein. Bei der Neuregelung der 
Erwerbsminderungrenten — Berufs- und Erwerbsunfähigkeits- 
renten werden ab 2001 wegfallen — ignoriert die Koalition völlig 
die Situation und Interessen jüngerer chronisch Kranker. In drei 
Presseerklärungen wies das whk darauf hin, daß über die Hälfte 
der HIV-Positiven und an AIDS Erkrankten in Deutschland un- 


ter AO ist und von dieser neuen Regelung exi- 
Adressen 


stand einstimmig entlastet. In 
den neuen wurden gewählt: Dirk 
Ruder (Vorsitzender), Stefan 
Strigler (Stellvertreter) und Eike 
Stedefeldt (Schatzmeister). 


Neu: whk in Bremen 


Das whk hat nun auch einen An- 
sprechpartner ın Bremen: Alex- 
ander Stoeck ist seit 1997 in der 
Bremer Initiative „Suspekt“ ak- 
tiv. „Suspekt“, 1992 ım Zusam- 
menhang mit dem Tuntenhaus 
entstanden, bietet nicht nur ein 
lesbischwules Donnerstagscafe 
an, sondern versteht sich als poli- 
tische Initiative mit emanzıpa- 


torischem Anspruch. 


stentiell bedroht wird. 
Berlin: Mehringdamm 61, 10961 Berlin, 
01804/444945, berlin@whk.org 

Rheinland: c/o Dirk Ruder, Peter-Zimmer-Str. 99, 
47443 Moers, rhein@whk.org 

Ruhrgebiet: c/o Astrid Keller, Limbecker Str. 76, 
44388 Dortmund, 0231/6903939, ruhr@whk.org 

Südbaden: c/o Uli Geusen, Bruggastr. 7, 79199 
Kirchzarten, 0761/65558, suedbaden@whk.org 

Unterstützergruppe: 

Schwule Welle bei Radio Dreyeckland, Adlerstr. 12, 
79098 Freiburg, 0761/31028, Fax: 0761/31868, 
freiburg@whk.org 

Ansprechpartnerinnen des whk: 

Bremen: Alexander Stoeck, 0172/1001952, 
a.stoeck@whk.org 

Hessen: Herbert Rusche, Eckenheimer Landstr. 60a, 
60318 FF/M., 069/5974575, h.rusche@whk.org 

Schleswig-Holstein: Stefan Godau, Metzstraße 27, 
24116 Kiel, 0431/60 9865, s.godau@whk.org 

Sachsen; Sylvia Siebert, Michelangelostr. 11/5-09, 
01217 Dresden, 0351/4708407, s.sieber@whk.org 

Bayern: Wolfram Setz, Kirchenstraße 79, 81675 
München, 089/470 15 31, w.setz@whk.org 


Töten lernen oder heiraten! 
Am 24. Oktober wurden Pläne des Bundes- 
verteidigungsministeriums bekannt, künftig 
verheiratete und lebensverpartnerte Männer 
nicht mehr zum Wehr- oder Zivildienst ein- 
zuziehen. Damit würden alle selbstbestimmten 
Lebensformen, die sich der amtlichen paarwei- 
sen Registrierung durch den Staat verweigern, 
bestraft werden. Das whk protestierte dage- 
gen und forderte stattdessen die generelle Ab- 
schaffung von Zwangsdiensten sowie das 
Dichtmachen der Bundeswehr als „undemo- 
kratische, gesundheitsschädliche und persön- 
lichkeitsverändernde Zwangseinrichtung“. 


Alle whk-Presseerklärungen sowie 
aktuelle Informationen unter 
http://www. whk.org 


Alte 


Exempl. 
Homo-Ehe 1 
Stonewall 


Heft 1: (vergriffen) 
Heft 2: 
Heft 3: 
Heft 4: 
Heft 5: 
Heft 6: 
Heft 7: 
Heft 8: 


Heft 9: 


Antisemitismus 
Identität 
Bevölkerungspolitik 
Homo-Ehe 2 
Geschichtsproduktion 
Intersexualität 
Geschlecht & Gewalt 


(vergriffen) 


Einzelheft: 
3 Hefte: 
ab 4 Heften: 


DM 4,- in Briefmarken 
DM 10,- 
DM 3,- pro Heft 


Redaktion „Gigi” Postfach 08 02 08 D-10002 Berlin 
Hotline (Nachfragen, Bestellungen): 01804/ 44 49 45 
eMail: redaktion @gigi.de 


Betrag bar bzw. als Scheck beilegen oder überweisen an: 
Gigi Kto. 5710428010 Berliner Volksbank BLZ 100 900 00 


Hier gibt's das aktuelle Heft: 


Basel: Arcados Buchladen, Rheingasse 69, CH-4002 Basel | 
Berlin: AHA e.V., Mehringdamm 61, 10961 Berlin; Infoladen 
Daneben, Liebigstraße 34, 10247 Berlin; Prinz Eisenherz Buchladen, 
Bleibtreustraße 52, 10623 Berlin; Buchladen O21, Oranienstraße 
21, 10997 Berlin; Schwarze Risse, Gneisenaustraße 2, 10961 Ber- 
lin | Boehum: Büchertisch und Archiv Notstand, Mo. bis Fr. 11.00- 
14.15 Uhr im Mensofoyer der Uni Bochum, Universitätsstraße 150, 
44801 Bochum | Braunschweig: Buchhandlung Rothers, 
Wendenstraße 51, 38100 Braunschweig | Dresden: Infoladen, 
Louisenstraße 93, 01099 Dresden | Dortmund: Buchladen Lit- 
faß, Münsterstraße 107, 44145 Dortmund | Duisburg: Referat 
für Schwule, Bisexuelle und Lesben im AStA der Uni-GH, Lotharstraße 
63, 47048 Duisburg | Freiburg i. Brsg.: Jos Fritz Buchladen & 
Cafe, Wilhelmstraße 15, 79098 Freiburg; Rosa Hilfe e.V., Eschholz- 
straße 19, 79106 Freiburg | Göttingen: Buchladen Rote Straße 
GmbH, Nikolaikirchhof 7, 37073 Göttingen; Frauen-Kinder-Buch- 
laden Laura, Burgstraße 21, 37073 Göttingen | Hamburg: Buch- 
laden Männerschwarm, Neuer Pferdemarkt 32, 20359 Hamburg | 
Hannover: Buchladen Annabee, Gerberstr. 8, 30169 Hannover 
| Kiel: Infoladen Beau Rivage, Hansastraße 48, 24116 Kiel; Zapata 
Buchladen, Jungfernstieg 27, 24116 Kiel | München: Buchladen 
Max & Milian, Ickstattstraße 2, 80469 München | Stuttgart: 
Buchladen Erlkönig, Nesenbachstraße 52, 70178 Stuttgart 


Täglich fangfrisch! 
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Am 26.2. marschierten 400 Neonazis durch Erfurt. Eine Blockade 
wurde von der Polizei mit Schlagstöcken und Pfefferspray aufgelöst. An 
diesem Tag wurden 4 Antifaschisten verhaftet, ihnen wird 
Sachbeschädigung, versuchte Körperverletzung und Widerstand gegen 
die Staatsgewalt vorgeworfen. Sie brauchen eure Solidarität. 


Am 4.3. veranstaltete der Bund der Vertriebenen ein Totengedenken 
auf dem Erfurter Hauptfriedhof. 3 Antifas beobachteten die 
Veranstaltung und wurden verhaftet, als Begründung wurde lachen 
angegeben. Noch am selben Abend gab es 3 ergebnislose 
Hausdurchsuchungen, bei denen nach Teilen des 
Vertriebenendenkmals in Erfurt gesucht wurde, welches in der Nacht 
davor teilweise demontiert wurde. Gegen einen Verhafteten läuft ein 
Verfahren, weil er auf dem Hauptfriedhof “Ihr seid doch alles 
Nazischweine” gesagt haben soll (Beleidigung). Die anderen beiden 
Verhafteten sind als Zeug(inn)en geladen. Sie brauchen eure 
Solidarität. 


Soligruppe ABC/RH 

PF 10 17 20 

99017 Erfurt 

Email über: infoladen.sabotnik@gmx.net 
Bank: 

LAG Antifa/Antira A.L.F 

Stichwort: Repression 

Kto-Nr.: 2371243701 

BLZ: 82010111, BfG Erfurt 


uns die zukunft 
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Kondome schützen. 


Vor HIV und anderen sexuell übertragbaren Erregern. 


’ ' Deutsche 
www.aidshilfe.de AIDS-Hilfe e.V. 


